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Hr. Häberlin.

1119. UölKerbund.
Satiété des DAS.

Spahn, deutscher Berichterstatter der Kommission :
Die Mehrheit der Kommission schlägt Ihnen vor, das
Traktandum Völkerbund in dieser Session nicht mehr
zu behandeln, sondern zu verschieben und die Referate
der Berichterstatter, sowohl der Mehrheit als der
verschiedenen Minderheiten der Kommission, drucken
und den Mitgliedern der Räte austeilen zu lassen.
Gestatten Sie, dass ich namens der Mehrheit der
Kommission diesen Antrag in aller Kürze begründe.

Als Ihre Kommission in Wengen zur Beratung des
Gegenstandes zusammenkam und in die Beratung
selber eintrat, da zeigte es sich bald, dass eine Ver-
schiebung des Geschäftes notwendig war. Einerseits
hatten einzelne Mitglieder der Kommission ihr Urteil
über diese hochwichtige Frage noch nicht abgeschlos-
sen, anderseits, und das war wohl der Hauptgrund,
hat in immer weiteren Kreisen der Kommission der
Gedanke platzgegriffen, dass wir nicht als erster
Staat den Völkerbund gutheissen, den Beitritt be-
schliessen sollten, bevor die Hauptmächte, die Promo-
toren des Völkerbundes, sich über die Annahme oder
die Verwerfung des Völkerbundes ausgesprochen
hätten. Es wurde dann ein Verschiebungsantrag ge-
stellt und angenommen, und gleichzeitig wurde der
Bundesrat erwucht, zur Abklärung gerade des zweiten
Punktes die Session der Räte um 14 Tage, d. h. auf
den 22. September zu verschieben. Der Bundesrat
hat sich mit einer Verschiebung einverstanden erklärt,
er hat aber die Verschiebung nur um eine Woche vor-
genommen aus Ihnen bekannten Gründen. In der
Zwischenzeit hat diese Auffassung auch, seitdem wir
die Session begonnen haben, in weiteren Kreisen des
Nationalrates an Boden gewonnen, und wir stehen
wieder ungefähr vor der gleichen Situation, vor der die
Kommission in Wengen stand. Das zeigt sich deut-
lich in den Beschlüssen der beiden grössten Frak-
tionen dieses Rates, welche nahezu einstimmig be-
schlossen haben, die Verschiebung des Traktandums
in diesem Rate zu beantragen.

Wir sind alle in zwei Punkten einig, nämlich in dem
ersten Punkt, dass wir unter keinen Umständen die
Frist verpassen dürfen, welche der Völkerbundspakt
der Schweiz für den Eintritt als ursprüngliches Mit-
glied gestellt hat. Darüber brauchen wir gar nicht zu
reden. Es wäre nicht zu verantworten, wenn die
Schweiz die objektive Prüfung und die Möglichkeit,
in den Völkerbund einzutreten, durch Verpassung der
Frist an sich vorbeigehen Hesse. Wir müssen die Frist
innehalten und die Beratung so gestalten, dass wir

innerhalb der Frist dem Schweizervolke einen Antrag
auf Zustimmung oder Ablehnung vorlegen können.

Wir sind auch über einen zweiten Punkt einig.
Der Verschiebungsgedanke hat bei unseren welschen
Miteidgenossen nicht eine freundliche Stimmung aus-
gelöst. Man war dort überrascht und befremdet
darüber, dass das Traktandum, das von langer Hand
vorbereitet worden war, verschoben werden soll.
Wir begreifen diesen Standpunkt, und wir sind mit den
welschen Miteidgenossen darin einig, dass die Ver-
schiebung des Traktandums nicht als versteckte Ab-
lehnung aufzufassen sei, sondern dass die Verschiebung
geschehen soll ohne jedes Präjudiz der sachlichen und
ruhigen Prüfung der materiellen Seite der Frage.

Ich glaube also, man könnte sich auch in den-
jenigen Kreisen beruhigen, die eine Verschiebung
nicht gerne sehen, und die es vorgezogen hätten, die
Beratung in dieser gegenwärtigen Session in beiden
Räten durchzuführen. Ich will noch beifügen — man
hat in der Kommission und auch in der Presse davon
gesprochen — dass unter Umständen das Ausland,
namentlich die Staaten des Völkerbundes, aus einer
Verschiebung gewisse unliebsame Schlüsse ziehen
könnten, dass man zu der Auffassung kommen könnte,
es sei der Schweiz nicht ernst mit der Prüfung der
Frage des Eintrittes, sie sei nicht durchdrungen
genug von der hohen Bedeutung des Völkerbundes und
der Vorteile, die er der Schweiz biete. Ich glaube
nicht, dass das Ausland aus der Verschiebung einen
nachteiligen Schluss ziehen kann, eben weil wir die
Verschiebung nicht als versteckte Ablehnung betrach-
ten, sondern weil wir die Ueberzeugung haben, dass
es uns möglich ist, einen rechtzeitigen Entscheid
treffen zu können, der durch die Verschiebung in
keiner Weise präjudiziert werden soll.

Welche Punkte sprechen für die Verschiebung?
Rein vom Standpunkte der parlamentarischen Be-
handlung aus ist die Unmöglichkeit der Erledigung
evident, weil die beiden grössten Fraktionen des Rates
Verschiebung beschlossen haben und an dieser Ver-
schiebung offenbar festgehalten hatten, auch ohne den
Kommissionsantrag. Wir hören a'uch, dass im Stände-
rat die Anschauung besteht, dass die Frage unter
keinen Umständen in dieser Session im Ständerate
behandelt werden solle. So hätten wir vor der Tat-
sache gestanden, dass das Traktandum nur im Na-
tionalrat behandelt worden, dass aber für die Behand-
lung im Ständerat eine weitere Session notwendig ge-
wesen wäre. Ausschlaggebend für Verschiebung ist
jedoch der bereits erwähnte Gesichtspunkt, dass die
grossen Staaten, welche dem Völkerbunde zu Gevatter
gestanden haben, sich selbst über Annahme oder Ver-
werfung des Vertrages noch nicht ausgesprochen
haben. Von diesen grossen Staaten hat einzig Eng-
land einen gewissen Entscheid herbeigeführt dadurch,
dass die beiden Kammern die Ratifikation des Fric-
densvertrages vorgenommen haben. Es steht noch
aus die Bestätigung des Königs. Man kann das als
eine Formalität bezeichnen, die sehr wohl bald er-
folgen werde. Allein es besteht die Vermutung, dass
England mit der endgültigen Ratifikation zuwarten
will, bis die Verhältnisse klarer sind in den ändern
grösseren Staaten, vielleicht auch, bis man weiss,
wie Amerika sich zu der Sache stellt. In Frankreich
und Italien sind die Kammern am Werke, aber es
zeigt sich auch dort eine gewisse retardierende Ten-
denz, eine Tendenz, zurückzuhalten. Die Augen
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der ganzen Welt sind auf den amerikanischen Senat
gerichtet. Im amerikanischen Senat hat sich eine
grosse und kräftige Opposition gegen die Annahme des
Friedensvertrages geltend gemacht, und wir wissen
zurzeit nicht, in welcher Weise Amerika sich schliess-
lich zu diesem Friedensvertrag stellen werde. Es ist
möglich, dass die Ratifikation erfolgt ; es ist auch mög-
lich, dass sie nicht erfolgt, und es ist weiter möglich,
dass der Friedens vertrag mit gewissen Vorbehalten
angenommen wird, die unter Umständen auf unsere
Stellung zurückwirken und unseren Entscheid beein-
flussen können. Nun brauche ich kein Wort darüber zu
sagen, dass es für die Schweiz von allergrösstem Inter-
esse ist, dass der Vertrag auf den Grundlagen, auf
denen er abgeschlossen worden ist, zustande komme.
Zu der Grundlage gehört, dass die fünf Hauptmächte,
und namentlich auch Amerika, ohne solche Vorbehalte
eintreten, welche unsere Stellung nachteilig beein-
flussen könnten. Faktisch wäre der Völkerbund
eigentlich gar nicht möglich, wenn einer dieser fünf
Hauptstaaten nicht beitreten würde, schon deshalb,
weil die ganze Struktur so zugeschnitten ist, dass
die fünf Hauptstaaten im Rate vertreten sein müssen.
Wir können sagen, wir wissen überhaupt nicht,
ob der Völkerbund zustandekommt; wenn eine
Hauptmacht den Beitriit verweigert, wäre er in der
ursprüglichen Form gefallen und es müssten Verhand-
lungen stattfinden über die Rekonstruktion, viel-
leicht auf einer der heutigen sehr ähnlichen Grund-
lage. Aber es ist jedenfalls richtig, wenn man sagt,
dass nichfrwir in dieser Situation die ersten sein sollen,
welche dem Völkerbunde zustimmen, bevor wir wissen,
was Amerika, Frankreich, England, Italien und Japan
in derselben Frage für einen Standpunkt einnehmen.

Der Haupteinwand, den man gegen die Verschie-
bung ins Feld geführt hat, ist die Frage, ob wir dann
die Frist von zwei Monaten, die man uns gestellt hat,
nicht überschreiten. Diese Frist beginnt zu laufen mit
dem Moment, wo drei von den fünf Hauptmächten,
ausser Deutschland, dem Friedensvertrage zugestimmt
haben. Die Frist läuft also heute noch nicht. Wann
sie zu laufen beginnt, wissen wir nicht. Sie wird zu
laufen beginnen, wenn England, Frankreich und
Italien die Ratifikation ausgesprochen haben. Der
Bundesrat glaubt nun, dass dies etwa bis Mitte
Oktober geschehe. Es kann aber — wir wissen das
nicht -— November oder Dezember werden, bis diese
drei Hauptmächte die Ratifikation ausgesprochen

• haben. Aber selbst wenn die Annahme des Bundes-
rates sich bewahrheiten sollte, so glauben wir, dass
wir auch in diesem Falle noch rechtzeitig genug
kommen mit der Beratung in beiden Räten. Die
Hauptsache ist, dass der Bundesrat in dem Moment,
wo die Frist zu laufen beginnt, die eidgenössischen
Räte in dringlicher Weise zu einer Sitzung einladet,
und dass wir das Traktandum, das wirvorber.eitet haben,
ohne Verzug behandeln, wenn nötig in einer Session im
November. Nun hat man gegen eine November-
session eingewendet, dass das Parlament dann nicht
mehr die notwendige Kraft und Autorität besitze,
ein so ausserordentlich wichtiges Traktandum zu
erledigen. Wer auf diesem Standpunkte steht, müsste
heute schon dem Parlament diese Qualität absprechen.
Denn wir stehen heute schon auf demselben Punkt.
Durch unser eigenes Verschulden sind wir vom Volke
gewissermassen abberufen worden durch die Ab-'
kürzung der Amtsdauer; aber dieser Gesichtspunkt

darf sicher nicht entscheidend sein. Man hat ferner
gesagt, im November sei es nicht sicher, dass das
Quorum zusammenkomme, da viele nicht mehr zu-
rückkehrende Mitglieder sich etwas' lässiger ver-
halten würden. Auch der Grund ist nicht stichhaltig.
Wenn das Traktandum des Völkerbundes, der wich-
tigste Vertrag, den die Schweiz je abgeschlossen hat,
ein Geschäft, von dem wir überzeugt sind, dass es
an den Wurzeln der Existenz des Staates.rührt, be-
handelt werden muss, wenn die Voraussetzungen
dafür gegeben sind, dann ist es Pflicht jedes einzelnen
Mitgliedes, zu erscheinen, und es ist Pflicht der Räte,
das Geschäft in der nötigen Frist zu erledigen. Das
ist eine selbstverständliche Pflicht, die wir auf uns
nehmen müssen, ob es uns passt oder nicht.

Indessen ist diese Novembersession durchaus
nicht sicher in Aussicht zu nehmen, und zwar des-
halb, weil wir annehmen dürfen, dass die Ratifikation
durch die genannten Hauptstaaten noch länger auf
sich warten lasse. Dies wird deswegen geschehen, weil
man in Frankreich und Italien zurückhält aus den
gleichen Gründen wie wir, weil man zunächst die Ent- '
wicklung in Amerika abwarten will. Die November-
session braucht daher nicht als Schreckmittel vor-
gemalt zu werden.

In bezug auf die Frage der Verschiebung ist heute
eine wirkliche Differenz mit der Minderheit der Kom-
mission und dem Bundesrate nicht mehr vorhanden.
Auch die Minderheit und der Bundesrat sehen ein,
dass das Geschäft nicht mehr erledigt werden kann,.
und die Differenz der Anschauungen besteht nicht
mehr in der Frage der Verschiebung, sondern in der
Art der Verschiebung. Der Bundesrat hat in einer
Sitzung uns durch seinen Vertreter in der Kommis-
sion vorgeschlagen, dass wir heute oder die nächsten
Tage in die Materie eintreten, dass wir die Referate
anhören und dass in einem gewissen Zeitpunkte ein
Verschiebungsantrag gestellt werden solle, welchem
Verschiebungsantrage sich der Bundesrat nicht wider-
setzen würde. Wir können diesen Vorschlag, der also
auch eine gewisse Verschiebung in' Aussicht nimmt,
aber eine Verschiebung in etwas anderer Form, nicht
annehmen. Wir glauben, es wäre höchst ungeschickt,
die Referate der Kommissionsmehrheit und -minder-
heit hier anzuhören und dann nachher die Diskussion
abzubrechen. Stellen Sie sich den Fall praktisch vor.
Wir haben drei Referenten der Mehrheit der Kom-
mission, in deutscher, französischer und italienischer
Sprache, wir haben etwa vier Referenten der Minder-
heitsstandpunkte. Sie hätten also das Vergnügen,
in 2—Stägiger Beratung diese Referate anzuhören
und die Diskussion zu führen — worüber ? Ueber den
Verschiebungsantrag. Denn es ist ja ganz sicher,
wenn nach Anhörung der Referate der Antrag auf
Verschiebung von irgend einer Seite gestellt worden
wäre, so wäre er nicht unwidersprochen geblieben.
Es würde dieses oder jenes Mitglied sich veranlasst
gesehen haben, die Ausführungen der Mehrheit oder
der Minderheit zu vertreten und dazu zu sprechen,und
es hätte auch das Präsidium das Wort nicht entziehen
können, wenn einer unter dem Titel eines Ordnungs-
antrages auf- Verschiebung oder Behandlung zur
Sache selbst gesprochen hätte. Wir wären zweifellos
in eine materielle Diskussion hineingekommen, und
einige von uns sind der Auffassung, dass es unmög-
lich gewesen wäre, die Diskussion zu dem gewünsch-
ten Zeitpunkte überhaupt abzubrechen. Dann wäre
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die Verwirrung eine um so grössere geworden, wir
hätten fürchten müssen, durch eine derartige Dis-
kussion, die dann schliesslich doch damit geendet
hätte, dass man hätte abbrechen müssen, im In- und
Auslande grosse Verwirrung zu schaffen. Das wollen
wir vermeiden. Wir wollen, wenn wir zur Ueber-
zeugung gelangt sind, dass das Traktandum nicht mehr
erledigt werden kann, gleich jetzt schon beschliessen,
nicht einzutreten und jede materielle Diskussion damit
abzuschneiden. Wir wollen der Auffassung entgegen-
kommen, die dahin geht, dass durch die Referate viel-
leicht eine gewisse Aufklärung da und dort gekommen
wäre. Man kann zwar darüber skeptischer Auffassung
sein, aber es besteht die Auffassung, da und dort, dass
durch die Referate der Berichterstatter vielleicht
eine grössere Aufklärung geschaffen würde. Um
diesem Gedanken entgegenzukommen, schlagen wir
Ihnen vor, die Referate drucken zu lassen. Das ist
im Reglement ausdrücklich vorgesehen. Die Kom-
mission kann beschliessen, schriftlich zu rapportieren
und wir vergehen uns also in dieser Beziehung durch-
aus nicht gegen das Reglement.

Nun zum Schlüsse nur noch eine Bemerkung.
Wir sind alle davon überzeugt, dass wir in bezug auf
die Frage des Völkerbundes vor einer Schicksals-
frage erster Ordnung stehen. Da wollen wir uns nun
von hüben und drüben nicht bei einer Nebenfrage
entzweien, wir wollen beidseitig in guten Treuen die
sachliche Prüfung der Vorlage vornehmen, sobald
die Voraussetzungen allseitig dafür gegeben sind. Eine
sehr wichtige Voraussetzung dieser Prüfung wird
die Zustimmung der Grossmächte zum Vertrage
bilden. Wir möchten also unsere welschen Miteid-
genossen bitten, nicht an unserm guten Willen zu
zweifeln, die Sache rechtzeitig und in aller Form würdig
zu behandeln, und wir möchten auch der.Meinung Aus-
druck geben, dass es durchaus verkehrt wäre, etwa
heute eine grosse Debatte über diesen Verschiebungs-
antrag hervorzurufen, namentlich eine Debatte, die
auf die Materie selbst eintreten wird. Dadurch wird
eine Verwirrung geschaffen, die der Sache jedenfalls
nur schaden kann.

Der Antrag der Mehrheit der Kommission geht
also dahin, das Traktandum zu verschieben, unter der
ausdrücklichen Voraussetzung, dass es in beiden
Räten rechtzeitig erledigt werden soll, und mit dem
weitern Beifügen, dass die Referate der Berichterstat-
ter der Mehrheit und Minderheit Ihnen gedruckt vor-
gelegt werden.

M. de Meuron, rapporteur français de la commis-
sion : Vous avez entendu M. le président de la commis-
sion développer les motifs à l'appui de la proposition
de renvoi que vous fait la majorité. La commission
s'est en effet divisée en majorité et minorité sur cette
question de renvoi. Par 14 voix, elle a décidé de vous
proposer le>renvoi du tractandum tandis que 10 mem-
bres ont voté contre le renvoi et demandent au Conseil
national de maintenir l'affaire à l'ordre du jour de la
présente session.

La majorité de la commission, ainsi qu'on vient
de vous l'exposer (je me permets de fonctionner ici
un peu comme rapporteur des deux opinions aussi
objectivement et impartialement que possible, bien
que personnellement j'aie voté la proposition de la
minorité, que je sois opposé au renvoi et que je vous

recommande de maintenir l'objet à l'ordre du jour),
la majorité de la commission vous propose le renvoi de
toute discussion quelconque sur la Société des nations,
cette question ne devant pas être traitée au cours de la
présente session et devant être biffée définitivement
de l'ordre du jour de la session. Elle vous propose, en
second lieu, de décider que les rapports de majorité
et de minorité seront imprimés et distribués aux
membres de l'Assemblée fédérale, sans même qu'il en
ait été donné lecture ici en séance publique. Enfin
la majorité de la commission est d'accord pour con-
sidérer que le délai de deux mois accordé par le Pacte
de la Société des nations aux Etats neutres pour
faire connaître leur détermination devra être res-
pecté et que, si cela est nécessaire, l'Assemblée fédérale
devra, par conséquent, être convoquée dans le courant
de novembre. Vous avez entendu tout à l'heure
M. le président de la commission développer et indiquer
les motifs à l'appui de la proposition de renvoi. Un
certain nombre de membres de la commission et du
Conseil ne sont, paraît-il, pas suffisamment renseignés
et éclairés sur cette importante question. On invoque,
en outre, le fait que le traité de paix, dont la première
partie est relative à l'organisation de la Société des
nations, n'a pas encore été ratifié par les cinq grandes
puissances qui sont les promoteurs du Pacte et qui
ont décidé de le proposer aux autres Etats. Et alors
on nous dit: Avant de discuter l'adhésion et l'ac-
cession de la Suisse, il serait pourtant convenable que
les grandes puissances qui ont pris l'initiative de cette
institution nouvelle se soient déterminées 'et qu'elles
aient elles-mêmes ratifié le traité de paix dont le
Pacte des nations ne constitue qu'un des éléments,
une des parties. La commission dans sa majorité
ajoute enfin — et pour le cas où vous partageriez son
opinion, nous prenons acte de ces deux déclarations —
qu'elle est d'accord pour que le délai de deux mois
soit en tout état de cause respecté; pour qu'on ne
le laisse pas s'écouler sans prendre une décision, parce
que l'inobservation de ce délai de deux mois pourrait
avoir pour notre pays les conséquences les plus graves.
Le Pacte de la Société des nations prévoit en effet
que les 13 Etats neutres qui sont formellement invités
à y entrer peuvent le faire à titre de membres ori-
ginaires, de membres fondateurs en quelque sorte de la
Société des nations, avec tous les privilèges qui s'y
rattachent, à la condition qu'ils accèdent au Pacte
sans aucune réserve par une déclaration déposée au
secrétariat dans le délai de deuxmois, dès le moment où
le traité de paix aura été ratifié par l'Allemagne, d'une
part, et par trois des principales puissances alliées et
associées d'autre part. Je dis que l'inobservation de ce
délai nous placerait dans une situation inférieure et
nous ferait perdre le bénéfice moral et matériel qui
sera attaché à la qualité de membre originaire de la
Société des nations.

Je prends donc acte de ce que la majorité de la
commission est d'accord pour respecter ce délai de
deux mois.

La majorité de la commission nous déclare, en
outre, et je prends acte également de cette déclaration,
que sa proposition de renvoi ne doit pas être considérée
comme un refus déguisé, comme une manifestation
contraire à la Société des nations, comme un préavis
préalable négatif sur le fond même de la question.
Elle entend bien que la question de fond restera
parfaitement intacte et qu'elle sera examinée ici
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plus tard en toute impartialité. Voilà pour ce qui
concerne les propositions de la majorité.

Une minorité de dix membres vous propose, au
contraire, de maintenir la question à l'ordre du jour de
la présente session, et puisqu'il est impossible de
commencer le débat aujourd'hui, elle propose de
mettre cette affaire à l'ordre du jour de la séance de
mardi prochain 23 courant; d'entendre les rapports
de la majorité et de la minorité de la commission et
d'ouvrir la discussion.

La commission qui s'occupe de la question de la
Société des nations s'est déjà léunie dans le courant de
l'été. Elle a tenu une session à Wengen en août.
A ce moment-là les mêmes scrupules que ceux qui se
manifestent maintenant se sont l'ait jour; la commis-
sion a décidé de demander au Conseil fédéral le renvoi
de la présente session, afin de lui donner le temps
d'étudier la question sous toutes ses faces. Le Conseil
fédéral n'a pas voulu renvoyer l'ouverture de la
session jusqu'au 22 courant, mais il a adhéré dans
une ceriaine mesure aux voeux de la commission en
retardant du 8 au 15 l'ouverture de la session. Satis-
faction a donc été donnée à la commission. Mais
maintenant, alors que nous avons obtenu le renvoi
désiré, alors qu'il est matériellement possible de
traiter la quebtion au cours de cette session, on rede-
mande un nouveau renvoi en déclaiant qu'il n'est
pas possible de s'occuper de cet objet maintenant.

Il se peut qu'il y ait encore quelques doutes,
quelques flottements dans les opinions individuelles
de certains de nos collègues. Mais les discussions sont
précisément faites pour former les convictions ; avant
de prendre-une décision, de procéder à un vote, on en-
tend préalablement les rapporteurs et les orateurs
de différentes opinions. Votre commission est prête.
Les rapporteurs ont été désignés, ils sont en mesure de
s'acquitter de leur mission. La discussion peut com-
mencer aussitôt après l'audition des rapports, comme
aussi elle peut être renvoyée. Cela c'est l'affaire du
Conseil. D'habitude, après avoir entendu les rapports
de majorité et de minorité, on se sent suffisamment
éclairé pour passer immédiatement à la discussion.
Il arrive aussi que l'on renvoie la discussion. Notre
Conseil conserve toute sa liberté à cet égard et chacun
de vous a pleine latitude pour demander la parole
au président et proposer le renvoi de la discussion
s'il estime que ce renvoi peut présenter quelques
avantages. Mais au moins nous amorcerions la
discussion, nous commencerions à nous occuper de
cet important objet par l'audition des rapports qui,
il faut l'espérer — c'est dans ce but que l'on désigne
des rapporteurs —jetteront quelque lumière et quelque
clarté sur l'ensemble du problème.

La majorité de la commission — et nous ne dou-
tons pas un instant de sa sincérité — vient de déclarer
solennellement qu'elle est d'accord pour respecter
le délai de deux mois. Mais, ce qui nous inquiète,
c'est, que ce délai de deux mois aura quelque peine en
fait à être respecté. Sur trois Etats qui doivent ratifier
le traité de paix et le Pacte des nations pour que le
délai de deux mois commence à courir, l'Angleterre
a déjà donné sa ratification. Il y a bien encore quel-
ques formalités de chancellerie, et notamment la
signature du décret définitif par le souverain, mais
en fait le Parlement anglais a discuté la question,
il a décidé et voté l'adhésion; il a manifesté sa vo-
lonté. Aussitôt que deux autres grandes puissances
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auront ratifié le traité de paix, le délai de deux mois
commencera à courir. Les dernières nouvelles de ce
matin nous apprennent que la Chambre française
va terminer très prochainement l'examen du traité
de paix, y compris le Pacte des nations, et que le
traité sera certainement ratifié. Il faudra encore
l'assentiment du Sénat. Il est vraisemblable que le
Sénat ne fera pas trop attendre sa décision, une fois
que les Chambres auront pris la leur. Reste l'Italie.
Elle a commencé l'examen du traité dans sa séance de
lundi dernier et il ne faut pas s'attendre que, de ce
côté-là, le délai soit considérablement outrepassé.
Dès lors, quand le traité de paix sera ratifié par la
Grande-Bretagne, par la France et par l'Italie, et
sans même que l'adhésion des Etats-Unis soit néces-
saire, le délai de deux mois commencera à courir.
Alors, Messieurs, le Conseil fédéral se trouvera dans
une situation très difficile. Si l'on veut respecter le délai
de deux mois, avec quoi tout le monde est d'accord,
il faudra alors convoquer le Conseil national actuel
après les élections d'octobre. Je sais qu'au sein de
la commission, quelques-uns de nos collègues ont
déjà soutenu qu'il est parfaitement possible de con-
voquer le Conseil actuel en novembre. Constitu-
tionnellement nous avons le droit de nous réunir en
novembre; nous serons encore en vie et en force
jusqu'à la fin de novembre, jusqu'à la veille du jour
où le nouveau Conseil national issu des élections
d'octobre se réunira ici dans cette salle. Mais morale-
ment, est-ce que ce Parlement, qui aura cessé d'exister,
dont plusieurs membres n'auront pas été réélus par
suite des hasards du scrutin ou pour avoir décliné
eux-mêmes une réélection, est-ce que ce Parlement
mourant, en fait déjà remplacé par un nouveau, aura
l'autorité morale nécessaire pour discuter une si
importante question et prendre une décision? Mes-
sieurs, je n'insiste pas, je pose la question et il me
paraît qu'à ce point de vue-là, il aurait beaucoup
mieux valu et il vaudrait beaucoup mieux que nous
nous occupions de cette affaire actuellement, alors
que nous sommes en session ordinaire, la dernière
session de notre législature et que nous sommes réunis
précisément pour liquider toutes les affaires impor-
tantes qui restent à liquider.

Je mets donc un point d'interrogation à la pos-
sibilité de convoquer le Conseil national actuel
dans le courant de novembre, soit après les élections
du 26 octobre.

Et si on ne convoque pas le Conseil national actuel,
qu'est-ce qui arrivera ? Si on renvoie l'examen de la
question au Conseil national futur, il ne pourra pas
s'en occuper en décembre. Le prochain Conseil
national aura d'autres affaires essentielles, urgentes
et indispensables à régler dans sa première session
de décembre: nominations constitutionnelles, élection
du Conseil fédéral, discussion du budget etc. Et je ne
vois pas le nouveau Conseil national apporter à cette
affaire de la Société des nations le temps et le calme
nécessaires en sa session de décembre. S'il en est
ainsi, l'affaire sera encore renvoyée en janvier ou en
février, le délai de deux mois sera périmé et nous
aurons à en subir toutes les conséquences.

La minorité de la commission ne veut pas prendre
cette responsabilité grosse de conséquences. In-
dépendamment de la question du siège de la Société
des nations attribué à la Suisse, au canton et à la
ville de Genève, dans les conditions que vous connais-
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sez, les conséquences morales d'une absence de déci-
sion et de détermination dans le délai de deux mois
seraient graves. La minorité de la commission ne
veut pas assumer la responsabilité d'une absence de
décision dans le délai fixé et c'est pourquoi elle ne
peut pas se ranger à la manière de voir de la majorité.

On vient de nous dire tout à l'heure que si nous
commencions la discussion maintenant, il ne serait
plus possible de l'interrompre après avoir entendu les
rapports. Il ne serait pas possible de s'opposer à
ce que certains membres de l'Assemblée répondent
aux rapporteurs de majorité et de minorité. Cela
va bien sans dire et l'idée de la minorité de la com-
mission n'est pas qu'il n'y ait que l'audition des rap-
porteurs et qu'ensuite on coupe court à toute discus-
sion. Ce que nous demandons, c'est qu'on aborde la
discussion, c'est que cet objet soit mis à l'ordre du
jour, c'est que vous entendiez les rapports de majorité
et de minorité de la commission, puis après cela,
conformément au règlement, la discussion commencera.
Le président donnera la parole aux orateurs qui la
demanderont et nous entendrons tout d'abord les
membres de la commission, puis ensuite les membres
du Conseil. Si à un moment quelconque de la discus-
sion, on estime qu'il y a avantage à l'interrompre,
quelqu'un se lèvera pour en faire la proposition par
voie de motion d'ordre. Mais nous estimons qu'il y a
intérêt et nécessité à entendre au moins dans cette
session, par l'organe des rapporteurs, l'opinion de la
majorité et de la minorité de la commission.

M. le rapporteur de la majorité nous disait tout
à l'heure que nous n'avions pas à nous déterminer aussi
longtemps que les cinq grandes puissances de la Con-
férence de la paix, qui ont arrêté le texte du Pacte des
nations ne l'ont pas ratifié elle-mêmes. Mais, Mes-
sieurs, en adhérant dès maintenant au Pacte des
nations, à plus forte raison en commençant seulement
la discussion, nous réserverions, cela va de soi, toutes
les ratifications nécessaires. Il va bien sans dire que
nous ne proposerons pas l'entrée dans une société,
dans une institution internationale nouvelle qui
risquerait de ne pas être fondée ou consacrée par
les autres Etats I Notre vote serait toujours soumis
à cette réserve expresse; il ne vaudrait, s'il est affir-
matif, que dans le cas de la constitution définitive
de la Société des nations. Si nous décidons d'adhérer,
d'accéder à la Société des nations, c'est sous la réserve
expresse que la Société sera constituée par la ratifica-
tion des cinq grandes puissances alliées et associées.
Mais au moins pourrions-nous commencer la dis-
cussion par la lecture, par l'audition des rapports;
au moins aurions-nous ainsi manifesté notre bonne
volonté; aurions-nous affirmé l'intérêt et l'importance
que nous attachons à cette question; au moins ne
pourrait-on pas reprocher à la Suisse son désintéresse-
ment, son inertie, son peu d'empressement à s'occuper
d'une question dont chacun cependant reconnaît
l'importance.

Messieurs, je ne désire pas provoquer sur cette
question un long débat. Le représentant de la majorité
de la commission vous à exposé tout à l'heure les
arguments de cette majorité; je me suis permis de vous
exposer ceux de la minorité et je n'insiste pas davan-
tage. Je vous ai indiqué les deux points de vue ; c'est
à vous qu'il appartient de décider maintenant.

Nos collègues de la majorité de la commission
veulent attendre que tout soit bien en règle du côté

des autres Etats. La majorité ne redoute pas les
conséquences de l'inobservation du délai de deux mois,
qu'elle est cependant décidée à respecter. La minorité
voudrait au contraire commencer la discussion et mani-
fester l'intérêt qu'elle attache à cette question. Elle
redoute les conséquences matérielles et pratiques de
l'inobservation du délai de deux mois; étant données
les conditions spéciales où nous sommes, les élections
du 26 octobre, le renouvellement très prochain du
Conseil fédérai. La minorité craint qu'il ne soit pas
possible de respecter le délai et que ce délai s'écoule
avant que notre détermination ait été prise en temps
voulu.

Pour tous ces motifs, j'ai l'honneur de vous pro-
poser au nom de la minorité de la commission de
décider que le tractandum relatif àia Société des nations
sera mis à l'ordre du jour de la séance du mardi
23 septembre.

Scherrer-Füllemann: Ich bedaure es im höchsten
Grade, dass eine Situation entstanden ist, welche
ernstlich die Frage der Verschiebung dieses Traktan-
dums veranlasst hat. Ich stehe grundsätzlich auf dem
Boden der Minderheit. Ihre Kommission hat sich
zweimal für Eintreten auf dieses Traktandum aus-
gesprochen. Erst als die Stellungnahme zweier grosser
Fraktionen unseres Rates stattgefunden hat, ist auch
in der Stimmung unserer Kommissionen eine Wand-
lung eingetreten. Nach meiner Auffassung muss, wenn
man dem Antrage des Minderheitsreferenten nicht zu-
stimmen will, allermindestens eine ausserordentliche
Session der Bundesversammlung im Monat November
stattfinden, in welchem Monat diese Angelegenheit
durch beide Räte erledigt werden soll. Ich kann dem
Mehrheitsreferenten nicht zustimmen, wenn er sagt,
dass es gar nicht sicher sei, dass diese Angelegenheit in
einer ausserordentlichen Novembersession zu behan-
deln sei. Warum muss sie in einer ausserordentlichen
Novembersession behandelt werden ? Dafür sprechen
absolut zwingende Gründe. In der ordentlichen De-
zembersession kann diese Angelegenheit nicht behan-
delt und erledigt werden. Wir haben einen neuen Rat
und das Bureau dieses neuen Rates muss eine neue
Kommission zur Vorberatung dieses Traktandums er-
nennen. Diese Kommission ist erst bestellbar, wenn
der neue Rat sich konstituiert hat, wenn das Bureau
bestellt ist, denn dieses ist die Wahlbehörde; der
Bundesrat hat nicht etwa die Kompetenz, nach den
Oktoberwahlen eine neue Kommission zu bestellen.
Das Bureau des neuen Rates existiert dann noch nicht,
um die Wahl dieser Kommission vorzunehmen, und
auch das Bureau des jetzigen Rates ist nicht in der
Lage, eine solche Wahl vorzunehmen, weil es nicht in
den neuen Rat hineinzuregieren hat. Wenn dann der
neue Rat. die Kommissionsbestellungen vorgenommen
hat, dann muss die Vorberatung des Traktandums
durch diese neue Kommission stattfinden. Sie haben
der Presse entnommen, in wie manchen Sitzungen die
gegenwärtige Kommission sich mit der Angelegenheit
befasst hat. Glauben Sie, es werde die neue Kommis-
sion kürzer arbeiten können?

Wenn aber alle diese Vorbereitungen in Aussicht
stehen, so kann dieses Traktandum frühestens in einer
Februarsession oder vielleicht auch erst in einer ausser-
ordentlichen Frühjahrssession behandelt und erledigt
werden. Wenn aber das geschilderte Verfahren ein-
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geschlagen wird, dann besteht die höchste Gefahr, ja,
ich glaube sogar die Sicherheit, dass die zweimona-
tige Frist verstrichen sein wird, wenn die neue Kom-
mission mit ihren Anträgen vor den Rat tritt, jene
zweimonatige Frist, welche allein uns die Möglich-
keit gibt, als originäres Mitglied in den Völkerbund
einzutreten. Es wäre also gerade das geschehen, von
dem der Mehrheitsreferent erklärt, dass es unverant-
wortlich wäre, wenn man das eintreten lassen würde.

Ich glaube, Ihnen also gezeigt zu haben, dass die
Anordnung einer Novembersession eine absolut zwin-
gende Notwendigkeit ist und dass der Bundesrat die
eidgenössischen Räte unbedingt zu einer solchen ein-
laden müsste, wenn der Rat nicht selbst zu dieser
Frage Stellung nehmen will. Die Kommissionsmehr-
heit beantragt, die Referate drucken zu lassen. Dieser
Antrag ist durchaus zu begrüssen. Wenn aber diese
Drucklegung stattfinden muss, so muss ohne Verzug
mit den Arbeiten begonnen werden, sonst wird wieder-
um eine Verzögerung eintreten, die unter Umständen
eine Behandlung der Angelegenheit in der November-
session nicht möglich macht.

Wenn sodann die Sache in der Növembersession
erledigt werden muss, was nach meiner Auffassung
unbedingt zu geschehen hat, dann muss die stände-
rätliche Kommission ihre Sitzung abhalten, bevor der
Nationalrat seinen Beschluss gefasst hat, und sich
ebenfalls über die Beitrittsfrage schlüssig machen.
Einem derartigen Verfahren steht das Gesetz über den
Geschäftsverkehr durchaus nicht entgegen, sondern
man hat das Recht dazu und es soll da, wo es absolut
notwendig ist, auch eingeschlagen werden. Vielleicht
ist es auf diese Art und Weise möglich, die Frist ein-
halten zu können, aber absolut sicher ist auch das
nicht, und ich meinerseits lehne daher jede Mitver-
antwortlichkeit wegen einer Verschiebung der Bera-
tung dieser Angelegenheit ab. Man darf nicht ver-
gessen, dass die zweimonatige Frist zu laufen be-
ginnt, sobald drei Hauptmächte den Friedensvertrag
ratifiziert haben, heissen nun diese Hauptmächte Eng-
land, Italien und Frankreich, oder sei Amerika auch
dabei. Für uns läuft die Frist, sobald England, Frank-
reich und Italien ratifiziert haben. Wir können also
mit dem Beginn der Frist nicht warten, bis auch
Amerika sich ausgesprochen hat.

Ich nehme in dieser Frage den Standpunkt ein,
dass unbedingt eine Novembersession in Aussicht ge-
nommen werden soll, wenn wir nicht riskieren wollen,
die uns gesetzte Frist einfach zu verpassen und infolge-
dessen nicht als originäres Mitglied in den Völkerbund
eintreten zu'können.

Müller (Bern): Persönlich bin ich in der erst en Kom-
missionssitzung für die materielle Behandlung der
Angelegenheit in der gegenwärtigen Session einge-
treten, weil mir das unumgänglich schien, da diese
Session speziell zur Behandlung dieses ausserordent-
lich wichtigen Trakt and ums einberufen ist. Aber in-
zwischen haben sich die Verhältnisse verschoben und
die verschiedenen ausserordentlichen Kommissions-
sitzungen haben ja deutlich die Seelenstürme in ver-
schiedenen Kommissionsmitgliedern wiedergespiegelt,
die von einem Entschluss zum ändern geschwankt
sind. Persönlich meine ich, dass wir für die materielle
Behandlung eintreten könnten; wir sind Gegner,
Gegner aus ganz grundsätzlichen Erwägungen heraus.

Darin unterscheiden wir uns gegenüber verschiedenen
Mitgliedern der Kommission, welche im Grunde lieber
eine lebendige Kröte schlucken möchten als diesen
Völkerbund, die aber die Konsequenzen fürchten, die
ein Nichtbeitritt nach sich ziehen könnte, und die
deshalb glauben, sich dem Beitritt nicht entziehen zu
können.

Unter dem Eindruck dieser Erwägungen ist nun
die Verschiebung gereift. Sie legen auf die Ereignisse
im Ausland grossen Wert, namentlich darauf, ob
Amerika beitritt oder nicht. Die neuesten Ereignisse
lassen einen derartigen Wunsch begreiflich erscheinen.
Wenn sich die Frage nun so stellt, ob wir auf die Be-
handlung der Frage eintreten wollen oder nicht, dann
hängt das für mich davon ab, ob die materielle Dis-
kussion tatsächlich zu Ende geführt werden kann in
dieser Session oder nicht. Da bin ich nun allerdings
der Meinung, dass es das allerunglücklichste Mittel
wäre, wenn wir der Minderheit folgen würden, den
Schein erwecken würden, als ob man in die Materie
eintreten wolle, gleichzeitig aber tatsächlich eingesteht,
dass die Erledigung eine Sache der Unmög]ichkpit sei.
Man beantragt, die Referate der Mehrheit und Minder-
heit anzuhören und dann die Frage der Verschiebung
auf der Tagesordnung erscheinen zu lassen. Das halte
ich in jeder Beziehung für unglücklich, und zwar des-
halb, weil damit eine Diskussion in einer ausserordent-
lich wichtigen Frage vollständig auseinandergerissen
wird und eine ausserordentliche Session doch in keiner
Weise vermieden werden kann.

Nachdem sich die Frage so gestellt hatte, habe ich,
obwohl im Grunde Anhänger der sofortigen materiellen
Behandlung, denjenigen beigestimmt, die nun Ver-
schiebung auf eine ausserordentliche Session bean-
tragen, und habe den Minderheitsantrag abgelehnt,
allerdings im vollen Bewusstsein der ausserordent-
lichen Situation, in der sich der Nationalrat befindet.
Dem jetzigen Nationalrat wird im Oktober das Todes-
urteil gesprochen. Er bleibt aber konstitutionell bis
Anfang Dezember am Leben. Und nun muss er mit
dem Todesurteil in der Tasche über eine so wichtige
Frage, wie die des Eintritts in den Völkerbund, trotzdem
noch debattieren und seinen Entscheid fällen. Aber
so unangenehm diese Situation auch ist, so unaus-
weichlich scheint sie zu sein. Der Nationalrat hat
unter diesen Umständen nicht nur das Recht, sondern
die Pflicht, sich in einer solchen Frage zur Verfügung
zu steilen und trotz dieser ausserordentlichen Situation
seinen Entscheid zu treffen/ Die Befürchtung, als ob
die zweimonatige Frist verstreichen könnte, ist also
grundlos, und deshalb bin ich für diese Verschiebung
und bin auch nicht für den Anfang der Behandlung in
dieser Session.

Dabei möchte ich aber zwei Wünsche aussprechen.
Die Kommissionsmehrheit beantragt Verschiebung
auf die ausserordentliche Session und unter allen Um-
ständen Einhaltung der zweimonatigen Frist, mit der
Ergänzung, dass man die Referate der Mehrheit und
Minderheit drucken lassen möchte. Dazu ist folgendes
zu bemerken: Gedruckt werden in erster Linie die
Referate der Kommissionsmehrheit in deutscher und
französischer Sprache und diejenigen der Minderheit.
Diese spaltet sich aber in verschiedene Minderheiten.
Es ist wohl selbstverständlich, dass Herr Kollege Naine
und ich z. B. andere Gründe für den Nichtbeitritt ins
Feld führen werden als Herr Büeler (Schwyz) und Herr
Gelpke (Basel). Ferner gibt es noch eine andere Minder-
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heitsgruppe, die Herren Zürcher, Keller und v. Streng,
die zurzeit nicht eintreten wollen.

Wenn man den etwas ungewöhnlichen, aber, ich
gebe zu, gangbaren Weg der Drucklegung der Referate
der Mehrheit und Minderheit betreten will, dann muss
der Kreis weit genug gezogen werden, dann muss den
verschiedenen Gruppen der Minderheiten gestattet
werden, ihre verschiedenen Ansichten zu vertreten,
auch denen, die aus opportunistischen Gründen vor-
läufig nicht beitreten und die Ereignisse abwarten
wollen.

Der zweite Wunsch ist der, dass man uns in diesem
Falle die notwendige Zeit gibt, um die Referate auszu-
arbeiten. Ich habe, mir selbstverständlich die Rede
für die materielle Behandlung im Aufbau schematisch
zurecht gelegt, aber ich habe kein ausgearbeitetes Re-
ferat und muss für dessen Ausarbeitung und für Druck-
legung die nötige Zeit beanspruchen. Ich beantrage
Zustimmung zum Mehrheitsantrag.

M. Daucourt: Les arguments que vient de déve-
lopper l'honorable rapporteur de la minorité de la com-
mission ont une telle force et revêtent un tel caractère
de gravité que quant à moi je ne puis hésiter à me
ranger à ce point de vue. Si, hier au soir et ce matin
encore, notre étonnement a été si grand à Fouie de
l'amendement d'ajournement que l'on nous présente
si brusquement, je me demande quel sera l'étonnement
du peuple suisse. On connaît le message du Conseil
fédéral; ses conclusions ont été publiées. Que va-t-on
dire alors ? On dira simplement que le Conseil fédéral,
vu l'hésitation des Chambres, n'a pas compris l'intérêt
du pays et, tranchons le mot, qu'il n'a pas vu clair en
la question. Dans ces conditions, il y avait une façon
bien simple de procéder. On aurait dû simplement
convoquer les Chambres à la fin d'octobre si l'on
éprouvait tant le besoin de réfléchir encore ou tout au
moins au début de novembre. C'était beaucoup plus
simple, et alors il n'y aurait eu aucun reproche à
adresser à personne. Mais, Messieurs, quelles sont les
données qui nous manquent I Nous en avons même une
de plus, si j'ose parler ainsi, depuis hier: c'est l'avis
du général qui, dans ses considérations finales ... mais
vous les connaissez, je n'ai pas besoin de rien ajouter!
Je pense que cette avis ne doit pas nous faire hésiter
dans les circonstances présentes.

On objecte que le Sénat américain ne s'est pas
encore prononcé, qu'il va se prononcer contre la Société
des nations, contre le traité. Qu'en sait-on ? Les nou-
velles, au contraire, sont meilleures et, quant à moi,
j'ai toute confiance dans les représentants des Etats-
Unis, je suis convaincu qu'ils ratifieront le traité de
paix. Du reste, quand même la Suisse se prononcerait
avant les Etats-Unis, la soeur aînée ne peut-elle guider
la soeur cadette? Sommes-nous obligés d'imiter ces
anciens monarques à la conscience trouble qui se
croyaient obligés de faire goûter les mets par leur cham-
bellan avant d'en goûter eux-mêmes ? Il est inconce-
vable, à mon avis, que du moment où l'on a fait à la
Suisse l'honneur d'y placer le siège des nations et que
nous l'acceptions — car c'est chose faite — nous ne
sachions ou nous n'osions dire au peuple suisse s'il doit
entrer dans cette Société ! Qu'on ne se le dissimule pas,
les expectants passeront, à l'étranger, pour des oppo-
sants. C'est là le danger, c'est là le mal! Ce mal peut
se répercuter malheureusement jusque dans notre

situation économique. Je me permets d'attirer votre
attention sur ce point.

Mais quel est le Parlement qui devra se prononcer
dans la question? Vous avez entendu M. de Meuron
vous exprimer si clairement les raisons pour lesquelles
il est impossible que ce soit le Parlement qui succédera
au nôtre. Ou bien nous entendons résoudre le problème
nous-mêmes, et, alors, si nous ajournons le débat, c'est,
comme on l'a dit, au mois de novembre que nous
serons appelés à nous prononcer. Ce sera peut-être
constitutionnel; mais au mois de novembre, après les
élections, quand déjà le nouveau Parlement sera en
possession de son mandat, je vous le demande, sera-ce
correct, logique? Sera-ce même diune que l'ancien
Parlement se prononce sur cette question ? Or nous
voulons nous prononcer nous-mêmes? Est-ce bien ce
qu'on entend faire? Est-ce bien ce qui se cache der-
rière la motion d'ajournement? Mais si nous voulons
décider nous-mêmes, pourquoi recourir à des artifices
de procédure? Parlons franchement et soyons consé-
quents avec la situation qui nous est faite avec la res-
.ponsabilité qu'imposé notre mandat. C'est la dernière
grande responsabilité, Messieurs, que nous avons à
prendre à l'issue de cette guerre, dans un Parlement qui
pendant la guerre en accepta bien d'autres ! Messieurs,
vous connaissez cette belle parole : « On peut abdiquer
un droit, on n'abdique pas un devoir. » Et c'est notre
devoir de nous prononcer nettement dans la question
et de guider le peuple suisse dans une circonstance
aussi grave. Nous sommes à la fin de la législature.
Eh bien, sachons au moins mourir debout, et non à
demi-courbes sous la peur de remplir notre mandat
jusqu'au bout. Je partage complètement et j'appuie
les conclusions de la minorité de la commission.

Bundesrat Calonder: Gestatten Sie mir, dass ich
vor allem einige wichtige Feststellungen mache.
Zwischen den Anträgen der Mehrheit und der Minder-
heit Ihrer Kommission besteht kein materieller Gegen-
satz, sie betreffen rein nur die Frage des parlamenta-
rischen Verfahrens. Es besteht auch kein materieller
Gegensatz zwischen dem Antrage der Mehrheit Ihrer
Kommission und dem Bundesrate, hat sich ja doch Ihre
Kommission mit grosser Mehrheit für den Beitritt der
Schweiz zum Völkerbund ausgesprochen. Es lag mir
daran, dies in erster Linie festzustellen zur Orientie-
rung unseres Volkes und um jedes Missverständnis von
vornherein auszuschliessen. Es besteht sodann all-
gemeine Uebereinstimmung darüber, dass unter allen
Umständen die zweimonatige Frist, welche im ersten
Artikel des Völkerbundsvertrages für den Beitritt der
Schweiz als originäres Mitglied vorgesehen ist, ein-
gehalten werden soll. Das ist au sserordeutlich wichtig.
Möge die Verschiebungsfrage heute so oder anders ent-
schieden werden, so ist es unter allen Umständen für
uns eine Beruhigung, erklären zu können, dass über
diese Frage der Einhaltung der zweimonatigen Frist
keine irgendwelche Differenz besteht. Die dritte Fest-
stellung ist die, dass Sie alle mit einer Novembersession
der Bundesversammlung einverstanden sind, falls eine
solche notwendig ist, um die zweimonatige Frist ein-
zuhalten.

Ueber alle diese Punkte kann also kein Missver-
ständnis obwalten und der Bundesrat wird es als seine
Pflicht betrachten, nichts zu versäumen, damit die
Frist eingehalten werde. Dies vorausgeschickt, erkläre
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ich namens des Bundesrates, dass wir auf dem Stand-
punkte der Minderheit Ihrer Kommission stehen. Wir
können nicht anerkennen, dass genügende Gründe
vorliegen, um die Diskussion über diese hochwichtige
Angelegenheit zu verschieben. Herr Nationalrat Spahn
hat zwar den Standpunkt der Mehrheit ausserordent-
lich klar und objektiv auseinandergesetzt und wir
wollen diesen Anschauungen, von denen die Mehrheit
der Kommission ausgeht, volle Gerechtigkeit wider-
fahren lassen. Allein es sprechen gewichtige Gründe
dafür, dass man schon in dieser Session auf die Frage
eintrete.

Die Mehrheit Ihrer Kommission ist der Ansicht,
man solle die Diskussion verschieben, bis sich der
Rechtsakt der Konstitutionierung des Völkerbundes
vollzogen hat, d. h. bis wenigstens drei Grossmächte
den Friedensvertrag ratifiziert haben. Aber was für
ein Schaden kann uns daraus entstehen, dass wir heute
schon auf die Sache eintreten, unter dem selbstver-
ständlichen Vorbehalt, dass der Völkerbund zustande
komme? Anderseits gewinnen wir durch sofortiges
Eintreten wertvolle Zeit für die ruhige und gründliche
Behandlung der weitschichtigen Angelegenheit.

Es ist auch betont worden, man solle mit der Dis-
kussion zuwarten, bis alle fünf Grossmächte dem Völker-
bunde beigetreten seien. Dieser Standpunkt lässt sich
nicht durchführen, weil die zweimonatige Frist nicht
erst dann beginnt, wenn alle fünf Grossmächte dem
Bunde angehören, sondern schon in dem Zeitpunkte,
wo wenigstens drei Grossmächte den Friedensvertrag
und damit den Völkerbundsvertrag ratifiziert haben
werden. Die Bundesversammlung wird also Beschluss
fassen müssen, ohne abwarten zu können, ob alle fünf
Grossmächte beitreten,- aber immer unter dem aus-
drücklichen Vorbehalt, dass, wenn nicht alle fünf Gross-
mächte beitreten, die Frage neuerdings in Diskussion
gesetzt werden wird. Das ist ein Verfahren, zu dem
uns die Verhältnisse zwingen.

Gewiss wäre es einfacher, abzuwarten, bis alle diese
Fragen sich in den Parlamenten der ändern Staaten
abgeklärt haben. Gewiss wäre es angenehmer, abzu-
warten, bis wir genau wissen, ob alle fünf Grossmächte
beitreten. Das wird aber nicht möglich sein, wenn wir
uns nicht der grossen Gefahr aussetzen wollen, die
zweimonatige Frist zu verpassen.

Nochmals wollte ich Sie auf diese Gefahr aufmerk-
sam machen und nochmals gebe ich der Ueberzeugung
Ausdruck, dass, wenn Sie den Gegenstand in dieser
Session nicht erledigen, es absolut notwendig sein wird,
in) November zu einer ausserordentlichen Session
zusammenzukommen.

Der Bundesrat findet mit der Mehrheit Ihrer Kom-
mission, dass auf die Angelegenheit eingetreten werden
sollte, nachdem die Kommission in wiederholten
.Sitzungen sich gründlich mit der ganzen Angelegen-
heit befasst und ihre Anträge festgestellt hat. Wir sind
überzeugt, dass das Volk die sofortige Behandlung
dieser Angelegenheit durch den Nationalrat erwartet.
Es ist wertvoll für die Orientierung der öffentlichen
Meinung der Schweiz, wenn Sie als die berufenen Ver-
treter des Volkes, erfüllt von der Bedeutung Ihrer
Aufgabe und erfüllt von dem hohen Pflichtbewusstsein,
mit dem Sie an die Lösung der Frage herantreten, Ihre
Ueberzeugung kundgeben und mit aller Offenheit vor
dem ganzen Land vertreten.

Nun schlägt die Mehrheit der Kommission vor,
man solle die Referate der Berichterstatter drucken

lassen und auf diese Weise der Oeffentlichkeit zugäng-
lich machen. Ich gebe zu, dass darin ein gewisses Ent-
gegenkommen gegenüber dem Standpunkte der Minder-
heit und des Bundesrates liegt, aber ich mache Sie doch
darauf aufmerksam, dass es viel wirksamer und natür-
licher wäre, wenn diese Referate wirklich gehalten und
nicht nur gedruckt würden, wenn die Redner ihre
Gründe für und gegen den Beitritt der Schweiz im
lebendigen Wort in diesem Saale entwickeln würden.
Das hätte auch den grossen Vorteil, dass keine Ver-
schiebung und Verschleppung in der Bekanntgabe der
Referate einträte. Wenn Sie so vorgehen, wie es die
Minderheit und der Bundesrat wünschen, so sind die
Herren Berichterstatter gezwungen, ihre Referate zu
halten, und zwar zu halten, wenn ihnen der Präsident
das Wort gibt.

Wenn der Bundesrat so lebhaft wünscht, dass man
jetzt auf die Sache eintrete, so geschieht es namentlich,
ich wiederhole es, mit Rücksicht auf die öffentliche
Meinung in unserem Volk. Es stehe jeder, zu seiner
Ueberzeugung, aber man" spreche ein offenes Wort
darüber, so dass das Volk weiss, nicht nur was einzelne
Agitatoren im Lande herum' über diese Frage sagen,
sondern was das schweizerische Parlament über diesen
Gegenstand denkt. Das ist der Standpunkt des
Bundesrates.

Wenn im Laufe der Debatte ein Verschiebungs-
antrag gestellt wird, so mag er geprüft werden. Der
Bundesrat würde sich ihm nicht ohne weiteres wider-
setzen. Vorerst aber soll die materielle Diskussion er-
öffnet werden. Wir sind ganz damit einverstanden,
dass das nächsten Dienstag geschehe, wie Ihre Kom-
mission eventuell in Aussicht genommen hat.

M. Micheli: Je ne veux pas allonger le débat après
les paroles prononcées par MM. de Meuron, Scherrer-
Füllemann et Calonder, avec lesquels je suis complète-
ment d'accord. Je n'aurais pris la parole sans une
observation présentée par notre collègue M. Müller qui
n'a pas interprété, je crois, d'une façon tout à fait
exacte la proposition de la minorité de la commission.

La minorité de la commission, dont j'ai l'honneur
de faire partie, vous propose d'entrer en matière et de
fixer le débat à la séance de mardi sans aucune restric-
tion, et non pas avec cette réserve que tel et tel auront
le droit de parler et que d'autres ne l'auraient pas.

Notre rapporteur M. de Meuron a dit: II est tou-
jours possible à la majorité de faire une proposition
d'ajournement. Et c'est peut-être cela qui a donné
à M. Müller une idée qui n'est pas tout à fait exacte
de la proposition de la minorité. Mais pour nous,
membres de la minorité, nous estimons que le Conseil
doit entrer en matière sans restriction et je dois dire
ici — je donne une opinion personnelle — qu'il serait
désirable que le Conseil puisse pousser cette discussion
jusqu'au bout.

Il n'est pas nécessaire de reprendre tous les motifs
d'ordre pratique et les arguments très élevés d'ordre
politique que les différents membres de la minorité et
que M. le conseiller fédéral Calonder ont développés.
Je rends hommage à la façon dont M. le rapporteur
de la majorité a développé sa proposition. Nous
sommes heureux de constater que de l'avis unanime
de la commission le renvoi ne devrait en aucun cas être
interprété dans un sens défavorable à l'entrée de la
Suisse dans la Société des nations. Nous en prenons
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acte. Nous constatons une fois de plus que la commis-
sion est favorable à l'entrée de la Suisse dans la Société
et qu'elle s'est prononcée par 21 voix contre 4, sous
réserve de trois abstentions motivées, pour l'adhésion
de la Suisse. Et cette constatation devra en tout cas
être inscrite en tête des rapports si ceux-ci sont im-
primés. Mais nous estimons d'autre part — et je crois
que c'est là le point de vue de tous nos collègues de la
minorité de la commission — que nous ne pouvons pas
prendre la responsabilité du renvoi.

Je ne veux pas insister sur les considérations d'ordre
international délicates à faire valoir en ce moment.
Mais j'estime qu'il y a là une question de dignité du
Parlement. Notre Conseil doit avoir le courage de se
prononcer avant les élections sur cette question qui
a été mûrement étudiée par le Conseil fédéral et par la
commission, sur laquelle sans doute il peut régner
encore une certaine incertitude dans quelques esprits,
mais sur laquelle nous avons cependant les éléments
nécessaires pour nous permettre de nous prononcer.
Dans le canton que je représente ici, dans le canton de
Genève, on ne comprendrait pas l'ajournement de la
discussion. Nous ne pouvons pas, nous membres de
la minorité, prendre la responsabilité de cet ajourne-
ment et nous vous demandons d'entrer en matière sans
restriction, comme vous le propose la minorité.

Keller: Ich möchte die Diskussion auch nicht ver-
längern und namentlich nicht auf die mehr äussern
Umstände zu sprechen kommen, welche gegen eine
Behandlung dieser ausserordentlich wichtigen Frage
in der gegenwärtigen Session sprechen. Ich fühle mich
nur verpflichtet, gegenüber déni Votum des Herrn
Bundesrat Calonder, der erklärt hat, es seien eigent-
lich keine Gründe für die Verschiebung vorhanden,
diese Gründe in aller Kürze hervorzuheben, um nicht
den von völkerbundfreundlicher Seite an den Ver-
schiebungsantrag geknüpften Vermutungen aller Art
Nahrung zu geben.

Der Hauptgrund, der für die Verschiebung
spricht und der mich veranlasste und veranlasst,
für dieselbe einzutreten, ist in meinen Augen der,
dass wir uns heute vor einer vollständig unabge-
klärten Situation befinden, weil der Völkerbund noch
gar nicht zustande gekommen ist. Die Zustimmung der
drei Hauptmächte, die Voraussetzung ist für das In-
krafttreten des Völkerbundsvertrages, steht noch aus.
Solange aber der Völkerbund nicht besteht, hat unser
Land keine Veranlassung, sich schlüssig zu machen.
Aber noch in einer ändern Beziehung stehen wir vor
einer unabgeklärten Situation. Wir wissen nicht, wie
sich die fünf Hauptmächte gegenüber dem Völker-
bundsvertrag verhalten werden. Wir wissen vor allem
nicht, ob sie, wie das in Art. l des Vertrages verlangt
wird, vorbehaltlos dem Völkerbund beistimmen oder
ob sie mit Interpretationen oder unter der Etikette
von Interpretationen mit wesentlichen Vorbehalten
dem Vertrag beitreten werden. Es ist aber für uns
von ausserordentlicher Wichtigkeit, zu wissen, was in
dieser Beziehung geschieht, weil das unter Umständen
auch für unser Verhalten von entscheidendem Ein-
fluss sein kann. Diesem Umstand kommt um so grössere
Bedeutung -zu, als nach den vorliegenden Zeitungs-
berichten damit zu rechnen ist, dass Amerika die Zu-
stimmung zum Völkerbundsvertrag von wesentlichen
Vorbehalten abhängig machen wird. In der Ein-
schätzung dieser Situation besteht eigentlich kein

Unterschied zwischen der Auffassung des Bundesrates
und der Auffassung derer, welche heute Verschiebung
verlangen. Auch der Bundesrat misst diesem Um-
stand eine entscheidende Bedeutung bei. Das geht
daraus hervor, dass er zugesichert und sich bereit er-
klärt hat, die ganze Angelegenheit, auch wenn sie in
den Räten schon behandelt ist, neuerdings den Räten
zu unterbreiten, wenn der Fall eintreten sollte, dass
nicht alle Hauptmächte beitreten, oder dass diese
Hauptmächte mit offenen oder versteckten Vorbe-
halten beitreten.

Ist es aber unter diesen Umständen nicht besser,
mit dem Entscheid zu warten, bis wir eine klare Situa-
tion vor uns haben? Oder wollen wir wirklich heute
mit einer Resolutivbedingung den Beitritt beschlies-
sen und uns der Gefahr aussetzen, dass wir heute ent-
scheiden, und dass wir dann durch das Verhalten der
ändern Mächte gezwungen sind, auf diese oder jene Art
auf die Angelegenheit zurückzukommen? Welch un-
angenehme Situationen könnten sich für unser Land
daraus ergeben ? Es besteht nicht, wie Herr Daucourt
hinter dem Verschiebungsantrage vermutet, die Ab-
sicht, Versteckens zu spielen. Es fehlt uns auch nicht
der Mut, zu der Frage Stellung zu nehmen. Im Gegen-
teil, wir werden zu der Frage des Völkerbundes Stel-
lung nehmen, und selbstverständlich ist, dass das innert
nützlicher Frist geschehen soll, innerhalb der zwei
Monate, welche uns zur Verfügung gestellt sind. Allein
wir wollen zu der Frage in voller Kenntnis der Um-
stände, auf die es ankommt, Stellung nehmen und
nicht bei einer unabgeklärten Situation. Das würde
von der überwiegenden Mehrheit des Schweizervolkes
nicht begriffen werden und könnte einer sachlichen
Behandlung der Völkerbundsfrage höchstens schaden.

Ich gestatte mir, noch auf einen ändern Punkt
hinzuweisen, der für die Verschiebung auch in Betracht
fällt, auf die Frage der Neutralität von Savoyen. Der
Bundesrat stellt auf Seite 31 seiner Botschaft einen
besonderen Bericht über diese für unser Land eben-
falls wichtige Frage in Aussicht. Dieser Bericht liegt
noch nicht vor. Es ist aber ausserordentlich wün-
schenswert, dass dieser Bericht den Räten zur Kennt-
nis gebracht wird, bevor sie zu der Völkerbundsfrage
Stellung nehmen. Das ist deswegen notwendig, weil
diese Frage der Neutralität von Savoyen durch den
Art. 435 des Friedensvertrages in engste Beziehung
zu der Völkerbundsfrage gebracht wird, insofern, als
durch den Verzicht auf die Rechte der Schweiz auf
Hochsavoyen die Erneuerung der Anerkennung der
schweizerischen Neutralität durch die alliierten Mächte,
durch die Völkerbundsmächte, erreicht werden könnte.
Wenn demnach heute dem Völkerbundsvertrag zu-
gestimmt würde, und wenn, wie das vom Bundesrat
beantragt wird, in zustimmendem Sinne Akt genom-
men würde von der neuerlichen Anerkennung der
schweizerischen Neutralität in Art. 435 des Friedens-
vertrages, dann wäre die Befürchtung nicht unbe-
gründet, dass dadurch der Frage des Verzichtes auf
die schweizerischen Rechte auf Hochsavoyen vielleicht
in einer für uns sehr unangenehmen Weise präjudiziert
sein könnte. Das'muss vermieden werden. - Auch das
gehört somit zur Abklärung der ganzen Angelegenheit,
dass uns der Bundesrat die in Aussicht gestellte Bot-
schaft unterbreitet, bevor wir in der ganzen Ange-
legenheit Beschluss fassen. Ein Zuwarten ist um so
mehr am Platze, als dieser Bericht in Vorbereitung
ist, voraussichtlich so rechtzeitig fertiggestellt und
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dem Rate unterbreitet werden kann, dass beide Fragen
dann miteinander behandelt werden können.

So liegt die Situation, und wenn nun gesagt wurde,
es bestehe die Gefahr, dass die Fristen nicht eingehal-
ten werden können, so sage ich, dass eine solche Ge-
fahr nicht besteht. Der Bundesrat und die beiden Räte
haben es in der Hand, unter allen Umständen ein Ver-
passen dieser Frist zu vermeiden, und ich nehme an,
dass der Bundesrat schon dafür sorgen wird, dass die
Frist nicht unnütz verstreicht, namentlich, wenn er
von den Räten einen entsprechenden Auftrag be-
kommt, und wir sind ja im Begriff, dem Bundesrate
gleichzeitig mit der Verschiebung einen solchen Auf-
trag mit auf den Weg zu geben.

Das ist der Standpunkt, den ich in dieser Ange-
legenheit eingenommen habe. Ich habe in der mate-
riellen Abstimmung der Kommission den Antrag ge-
stellt, es sei zurzeit auf die Frage des Beitrittes der
Schweiz zum^Völkerbund nicht einzutreten. Ich habe
diesen Antrag nicht gestellt, um der Hauptfrage auszu-
weichen, aber um zu erreichen, dass wir und mit uns
das Schweizervolk die ganze Frage entscheiden kön-
nen, nachdem sie vollständig abgeklärt ist.

Knellwolf: Auf die Gefahr hin, dass die Verschie-
bungsfrage nochmals verschoben werden muss, er-
laube ich mir, vom Rechte des freien Wortes als freier
Mann Gebrauch zu machen. Sie können dazu sagen,
was Sie wollen, Sie können dazu auch lachen. Mir ist
es nicht ums Lachen. Sie haben es mir ein für allemal
gründlich vertrieben, weil ich eben aus der Behand-
lung dieser ganzen Angelegenheit sehe, dass man sich
ihres Ernstes durchaus nicht voll bewusst ist. Ich er-
greife das Wort nur darum, weil es eine unbedingte
Notwendigkeit ist. Ich hätte erwartet, dass einer von
den grossen Göttern und Halbgöttern das Wort er-
greifen würde. Es gilt, energisch und entschieden
Protest einzulegen gegen ein Wort des Herrn Bundes-
rat Calonder, dass man die Frist von zwei Monaten
nicht verpassen wolle. Er hat das Recht dazu aus den
Voten des Mehrheits- und Minderheitsvertreters ge-
schöpft. Auch aus dem Votum des dritten Minderheits-
vertreters klang das sogar heraus. Das veranlasst mich,
dagegen zu protestieren,-dass wir unter allen Umstän-
den die zweimonatige Frist innehalten. Das steht
nicht geschrieben, das ist nicht der Wille des Volkes
(Heiterkeit). Die Ehre steht uns nicht so hoch, dass
wir uns mit dieser jüdischen Hast zum Völkerbunde
drängen, ehe er geschlossen ist. Zuerst soll er bestehen,
dann wollen wir ihm ins Gesicht sehen. Darum kann
ich es nicht unbesehen hingehen lassen, dass das eine
Bedingung sei, zu der sich alle verpflichtet haben.
Wenn Sie in der Kommission solche Sachen abmachen,
meinetwegen. Ich rufe das Licht der Oeffentlichkeit
an, dass wir uns das nicht gefallen lassen (Heiterkeit).
Lachen Sie doch, bis Ihnen das Lachen vergangen ist !
Ich kann nicht umhin, das zu sagen, so gern ich sonst
in Ruhe rede.

Ich will in Ruhe die Frage hinzufügen: Worin be-
steht eigentlich jenes moralische und materielle Bene-
fice der sogenannten membres originaires? Ich sage
der « sogenannten », denn in Wahrheit sind das keine
Gründer des Völkerbundes, die bei seiner Gründung
nichts zu sagen hatten, die mit Verachtung zurück-
gewiesen wurden, als sie einen eigenen, bessern Ent-
wurfvorbrachten. Das kann sie doch nicht dafür stim-

men, dasjenige unbesehen zu schlucken und zu ver-
tilgen, was man ihnen vorwirft: «Da nimm, friss
oder stirb ! » Diese Moral können wir nicht als einen
Vorzug anerkennen, die darin besteht, dass man sich
einfach in eine Zwangslage hineinbringen lässt. Die
materiellen Vorteile der sogenannten membres ori-
ginaires kann kein Mensch aufzeichnen, wenigstens
steht im Völkerbundsvertrage nichts drin. Wir kön-
nen auch lesen, aber wir wollen nicht etwas hinein-
lesen, was nicht drin steht, sondern nur das heraus-
lesen, was schwarz auf weiss, klipp und klar geschrie-
ben ist. Wo wir nur unklare Worte sehen — es sind
ihrer allerdings sehr viele darin —, da hüten wir uns
davor, sie unbesehen hinzunehmen.

Also nochmals: Es soll wenigstens im voraus hier
eine Stimme ertönt sein, die dagegen protestiert, dass
wir uns absolut an diese zweimonatige Frist halten
müssen, noch bevor wir überhaupt wissen, wann die
zwei Monate laufen. Wenn es in diese zwei Monate
nicht hineinginge, dass wir das Volk entscheiden
Hessen, so soll kein Präjudiz geschaffen sein. Dem
Volke darf nicht das letzte Wort vorenthalten werden,
es darf nicht beeinflusst werden, wie es allerdings jetzt
schon beeinflusst wird, nicht von « gewissen Agita-
toren-», sondern von hochoffizieller Seite, von Pro-
fessoren. Diesen offiziellen Krücken entgegen ver-
langen wir eben, dass wir freie und volle Aufklärung
haben. Darum ist es selbstverständlich, dass man
nicht nur einzelnen Begünstigten das gedruckte Gut-
achten des Militärs in die Hand drückt, auf welchem
steht: « Geheim » — das aber vielleicht morgen schon
irgendwo abgedruckt steht. Wir verlangen selbst-
verständlich, dass als integrierender Bestandteil der
Völkerbundsfrage auch die Botschaft über die Savoyer-
frage uns in die Hand gegeben wird, bevor wir in die
materielle Diskussion eintreten. Also nur keine Eile,
in diesem Falle tut Eile erst recht nicht gut. Ich bin
wahrhaftig keine lahme Natur, und ich bin nicht von
der Sorte, die vor lauter Bedächtigkeit hin- und her-
schwankt; ich meinerseits könnte von heute auf
morgen meine Meinung sagen. Sie wird sich schwer-
lich ändern, aber sie muss auch noch die ganze Auf-
klärungsliteratur vollständig über sich ergehen lassen,
bevor sie zu einer endgültigen werden darf. Ob Sie
wollen oder nicht, es kommt doch darauf hinaus, dass
wir verschieben, denn welcher Unterschied besteht
nun eigentlich schliesslich zwischen Mehrheit und
Minderheit der Kommission ? Es ist ungefähr der
Unterschied zwischen gewissen Prozessverfahren in
unsern Kantonen. In den einen ist es rein mündlich,
in den ändern rein schriftlich, in den dritten gemischt.
Nun schlägt die grössere Hälfte der Kommission
dieses gemischte Verfahren vor, die Minderheit das
mündliche. Auch die Minderheit will die Beratung
entzweischneiden. Sie sieht selbst ein, dass die Zeit
nicht reicht, sie will heute beginnen und übermorgen
fortfahren. Viel rascher werden doch die Referate ge-
druckt sein, als sie gehalten sind, denn geschrieben
sind sie ja schon, wenn auch vielleicht noch nicht aus-
wendig gelernt. Nehmen Sie den Rest auch noch auf,
das Gutachten des Militärs, dann körinen wir die Sache
über den Sonntag in Müsse studieren und wieder-
kommen mit etwas mehr gesammeltem Gemüt, als wir
heute aueinandergehen.

So glaube ich, dass faktisch kein so grosser- Unter-
schied bestehe, dass die Kommission sich nicht hätte
einigen können. Dann wäre die Diskussion hier nicht
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entstanden. Auf Sie, meine Herren Kommissions-
mitglieder, fällt die Verantwortung, wenn sich ein
freies Mitglied des Rates die Freiheit herausgenommen
hat, dagegen zu protestieren, dass wir nicht unter allen
Umständen zu den originären Mitgliedern gehören
wollen, die es doch nur dem Namen nach sind.

Abstimmung. —'Votation.

Für den Antrag der Kommissions-
mehrheit 98 Stimmen

Für den Antrag der Kommissions-
minderheit 58 Stimmen

Präsident: Es ist in der Diskussion von Herrn
Müller angetönt worden, dass nicht genau gesagt sei,
welche Referate gedruckt werden. Ich darf hier wohl
die Meinung vertreten, dass es Sache der Kommission
ist, die Gruppen zu bestimmen, die sich gebildet haben
und deren Referenten zu bezeichnen. Ich möchte auch
die Kommission bitten, den Herren Referenten von
sich aus einen Termin zur Abgabe der Referate zu
setzen, damit wir bereit sind, wenn die Einladung er-
folgt.

Frey (Zürich): Ich nehme ohne weiteres an, es sei
die Meinung, dass auf die künftige Session hin der
Ständerat das Thema gleichzeitig mit uns behandelt,
dass die nötigen Vorbereitungen getroffen werden, dass
nicht etwas entsteht, was jetzt entstanden wäre, dass
der Ständerat nicht bereit gewesen wäre, die Ange-
legenheit in der gleichen Session wie wir zu erledigen.

Präsident: Ich nehme diesen Wunsch entgegen.

Scherrer (Eduard): Ich möchte die Gelegenheit be-
nützen, um ein Aktenergänzungsbegehren zu stellen
in dem Suine, Bundesrat und Kommission möchten
die Frage prüfen, ob nicht die Beilagen zur Botschaft
über die Frage des Völkerbundes ergänzt werden sollen
durch die Vorlage des militärischen Gutachtens der
Landesverteidigungskommission. Wir haben in der
Völkerbundsfrage eine Botschaft von 138 Druckseiten
erhalten am 4. August, vor etwa 10 Tagen ist uns ein
Beilagenband übermittelt worden, der ein reichhaltiges
Aktenmaterial zur Frage enthält. Es sind in Ab-
schnitt III diejenigen Aktenstücke enthalten, welche
speziell die Neutralität zum Gegenstande haben. In
der Botschaft des Bundesrates ist auf Seite 58 ff. die
militärische Bedeutung der Frage für die Schweiz aus-
einandergesetzt. Wir sehen aus jenen Ausführungen,
welch ausserordentliche Bedeutung dem militärischen
Gutachten speziell für die Beantwortung dieser Frage
zukommt. Ich halte nun dafür, dass es durchaus not-
wendig ist, dass dieses Gutachten nicht bloss den Mit-
gliedern der Kommission, sondern auch den Mitgliedern
des Rates zugestellt wird. Diese Gutachten berühren
den Angelpunkt der ganzen Frage, und es ist wohl
klar, dass das Schweizervolk über diese Seite der An-
gelegenheit nur die vollständige Wahrheit erfahren
kann. Deshalb glaube ich, es wäre ausserordentlich
unklug, mit einem derartigen Aktenstück zurückzu-

halten. Ich erinnere an die Erfahrungen, die wir bei
ändern Anlässen gemacht haben. Herr Bundesrat
Calonder hat soeben ausgeführt, wie notwendig es sei,
die Aufklärung in dieser ganzen Angelegenheit vorzu-
bereiten. Die Publikation derartiger Aktenstücke ist
nun ein wichtiger Bestandteil dieser Aufklärung, und
ich möchte deshalb bitten, dass die von mir aufgewor-
fene Frage geprüft werde.

Spahn, deutscher Berichterstatter der Kommis-
sion: Die Frage der Vorlage der sogenannten
militärischen Gutachten hat die Kommission ebenfalls
beschäftigt. Ich glaube aber, dass es gegenwärtig
nicht möglich wäre, über diese Frage zu sprechen, son-
dern ich nehme davon Akt, dass der Antragsteller
lediglich wünscht, dass die Kommission in Verbindung
mit dem Bundesrate die Frage der Publikation dieses
Gutachtens nochmals prüfe. Ich glaube, im Namen
der Kommission zu sprechen, wenn ich sage, dass wir
bereit sind, diese Frage nochmals in Beratung zu
ziehen und unsere Auffassung, natürlich ohne Präjudiz,
dem Bundesrate mitzuteilen, wobei es selbstverständ-
lich jedem Mitgliede des Rates freisteht, so oder anders
auf die Angelegenheit zurückzukommen, wenn der Ent-
scheid des Bundesrates etwa negativ ausfallen sollte.
Ich möchte bitten, den Antrag Scherrer in dem Sinne
an die Kommission zu weisen, dass wir beauftragt
werden, die Frage mit dem Bundesrate zusammen zu
prüfen.

Präsident: Die Kommission nimmt die Anregung
des Herrn Scherrer entgegen. Ein Gegenantrag ist
nicht gestellt. Sie sind damit einverstanden, dass die
Kommission die Frage prüfe. Damit ist das Traktan-
dum Völkerbund für heute erledigt.
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1119. UOMINI.
Société des nations.

Anträge der Kommission des Nationalrates
vom 10. September 1919.

Kommissionsmehrheit
(Herren Spahn, Bersier, Borella, Cailler, Calarne,
Cattori, Deschenaux, Arth. Eugster, Forrer, Frey-
Zürich, Gamma, Göttisheim, Lohner, von Matt,
de Meuron, Micheli, Ming, Scherrer-Fullemann, Seiler-

WaUis, Steuble, Walser).

Bundesbeschluss
über

den Beitritt der Schweiz zum Völkerbund.
(Vom —. November 1919.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossenschaft,
nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates

vom 4. August 1919
und unter ausdrücklicher Feststellung, dass die

immerwährende Neutralität der Schweiz, die ins-
besondere in der Akte vom 20. November 1815 an-
erkannt worden ist, in Art. 435 des zwischen den
alliierten und assoziierten Mächten und Deutsch-

land am 28. Juni 1919 abgeschlossenen Friedensver-
trages als ein Abkommen zur Aufrechterhaltung des
Friedens anerkannt ist und dass sie nach Art. 21 des
Völkerbundsvertrages als mit keiner Bestimmung
dieses Vertrages unvereinbar anzusehen ist,

auch im Vertrauen darauf, dass der jetzige Völker-
bund sich in nicht ferner Zeit zu einem allgemeinen
Völkerbund erweitere,

besch l i e s s t :

I. Die Schweiz tritt dem Völkerbundsvertrag bei,
der am 28. April 1919 von der Pariser Friedenskon-
ferenz angenommen worden ist.

Für die Ratifikation der Abänderungen des Völ-
kerbundsvertrages, sowie für die Genehmigung von
mit dem Völkerbund zusammenhängenden Ueber-
einkünften jeder Art kommen die von der Bundes-
verfassung für den Erlass von Bundesgesetzen auf-
gestellten Bestimmungen zur Anwendung.

Beschlüsse über Kündigung des Völkerbunds-
vertrages oder über Rücktritt von diesem sind dem
Volk und den Ständen zur Abstimmung vorzulegen.

Artikel 121 der Bundesverfassung betreffend die
Volksanregung (Initiative) ist auch für die Kündigung
des Völkerbundsvertrages und den Rücktritt von
diesem anwendbar.

II. Der vorliegende Bundesbeschluss ist der Ab-
stimmung des Volkes und der Stände zu unterbreiten.

III. Der Bundesrat ist mit der Vollziehung dieses
Beschlusses beauftragt.

I. Kommissionsminderheit
(Herren Büeler-Schwyz, Gelpke, Müller-Bern, Naine).

Grundsätzliche Ablehnung des Beitritts.

II. Kommissionsminderheit
(Herren Keller, von Streng, Zürcher).

Ablehnung zurzeit.
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Propositions de la commission du Conseil national
du 10 septembre 1919.

Majorité
(MM. Spahn, Bersier, Borella, Cailler, Calarne, Cattori,
Deschenaux, Arth. Eugster, Forrer, Frey-Zurich,
Gamma, Göttisheim, Lohner, von Matt, de Meuron,
Micheli, Mmg, Scherrer-Füllemann, Seiler-Valais>

Steuble, Walser.)

Arrêté fédéral
concernant

l'accession de la Suisse à la Société des nations.
(Du — novembre 1919.)

L'ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
de la

C O N F É D É R A T I O N S U I S S E ,

Après avoir pris connaissance d'un message du
Conseil fédéral en date du 4 août 1919;

Constatant que la neutralité perpétuelle de la
Suisse, reconnue notamment par l'acte du 20 no-
vembre 1815, est envisagée par l'article 435 du traité
de paix conclu, le 28 juin 1919, entre les Puissances
alliées et associées et l'Allemagne, comme un engage-
ment international pour le maintien de la paix, et
que la neutralité perpétuelle de la Suisse doit, con-
formément à l'article XXI du Pacte de la Société
des nations, être considérée comme n'étant incompa-
tible avec aucune des dispositions du dit Pacte;

Espérant aussi que la Société des nations actuelle
s'élargira dans un avenir non éloigné de manière à
devenir universelle

décrète:

I. La Suisse accède au Pacte de la Société des
nations adopté, le 28 avril 1919, par la Conférence
de la paix réunie à Paris.

Les dispositions de la constitution fédérale con-
cernant la promulgation des lois fédérales sont appli-
cables à la ratification des amendements apportés
au dit Pacte et à l'approbation des conventions de
tout genre qui sont en rapport avec la Société des
nations.

Les décisions relatives à la dénonciation du Pacte
ou à la sortie de la Société des nations doivent être
soumises au vote du peuple et des cantons. ' '

L'article 121 de la constitution fédérale concer-
nant l'initiative populaire est aussi applicable aux
décisions relatives à la dénonciation du Pacte ou
à la sortie de la Société.

II. Le présent arrêté fédéral sera soumis au vote
du peuple et des cantons.

III. Le Conseil fédéral est chargé de l'exécution
du présent arrêté.

Ire minorité
(MM. Büeler-Schwyz, Gelpke, Müller-Berne, Naine.)

Ne pas adhérer.

IIe minorité
(MM. Keller, von Streng, Zürcher.)

Ne pas adhérer pour le moment.

Antrag des Herrn Zürcher
vom 10. September 1919.

1. Auf die Vorlage des Bundesrates betreffend
den Eintritt der Schweiz in den Völkerbund wird
zurzeit nicht eingetreten.

2. Der Bundesrat wird ersucht, die erforderlichen
Schritte zu unternehmen, damit:

a) unsere militärische Neutralität in einem Zu-
satzprotokoll zum .Völkerbundsvertrag oder in ähn-
licher Weise klar und bestimmt anerkannt bleibe;

b) in gleicher Weise die Teilnahme der Schweiz
an den vorkommendenfalls angeordneten wirtschaft-
lichen und finanziellen Zwangsmassnahmen beschränkt
werde auf ihre Verpflichtung, die nötigen Anordnungen
zu treffen, dass ihre neutrale Stellung nicht miss-
braucht werde, die bezeichneten Massnahmen un-
wirksam zu machen;

c) die Neutralität Savoyens und die wirtschaft-
lichen Nachbarrechtsverhältnisse zwischen Genf und
Frankreich in Anbetracht der Stellung Genfs als
Hauptstadt des Völkerbunds unserem Beitritt zum
Völkerbund vorgängig neu geordnet und alsdann unter
die Garantie des Völkerbundes gestellt werde;

d) klargestellt wird, dass die Bestimmungen der
Wiener Kongressakte zugunsten der Schweiz wieder
aufleben sollen gegenüber denjenigen Staaten, die
aus dem Völkerbund austreten.

Proposition de M. Zürcher
du 10 septembre 1919.

1. L'Assemblée fédérale n'entre pas en matière
pour le moment sur le projet du Conseil.fédéral con-
cernant l'accession de la Suisse à la Société des nations.

2. Le Conseil fédéral est invité à faire des dé-
marches dans le but :

a) de faire reconnaître notre neutralité militaire
d'une façon claire et précise dans un protocole ad-
ditionnel au Pacte de la Société des nations ;

b) de limiter par le même moyen"la participation
de la Suisse, en ce qui concerne les ̂ mesures coërci-
tives d'ordre économique "ou financier,7à l'obligation
de faire en sorte qu'on n'abuse pas de notre neutralité
pour rendre inopérantes les mesures susindiquées ;

c) d'établir, préalablement à notre entrée dans la
Société des nations, sur des bases nouvelles et de
placer ensuite sous la garantie de la Société des na-
tions la neutralité de la Savoie et les relations écono-
miques de voisinage entre Genève et la France, pour
tenir compte de la situation de Genève comme siège
de la Société des nations;
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d) de faire constater que les Etats qui sortiraient
de la Société des nations demeureront liés par les dis-
positions du traité de Vienne qui sont dans l'inté-
rêt de la Suisse.

Antrag des Herrn Buri
vom 10. November 1919.

Der alte Nationalrat, dessen Amtsdauer mit dem
30. November a. c. zu Ende geht, tritt auf die Beratun g
der Frage des Beitritts zum Völkerbund nicht mehr
ein.

Proposition de M. Buri
du 10 novembre 1919.

Le Conseil national actuel, dont les fonctions
expirent le 30 novembre prochain, n'entre pas en
matière sur la question de l'entrée de la Suisse dans
la Société des nations.

Präsident: Der eben in Austeilung begriffene
Antrag des Herrn Buri ist ein Ordnungsantrag,
indem er die Behandlung der Frage des Beitrittes
zum Völkerbund auf die nächste Session verschieben
will. Er hat demnach die Priorität in der Be-
handlung.

Buri: Ich habe den Antrag, der Ihnen ausgeteilt
worden ist, schon vor ungefähr 14 Tagen dem
Bundesrate angemeldet, und gestatte mir, denselben
hiermit in aller Form zu stellen. Man hat uns
schon lange gesagt, dass wir nach dem Majorz
gewählten Vertreter das Volk nicht mehr hinter
uns hätten, dass wir nicht mehr das getreue Spie-
gelbild des Volkes seien und wie alle diese Liebens-
würdigkeiten heissen. Wir haben eingewilligt, die
Amtsdauer um ein Jahr abzukürzen, und vor 14
Tagen ist der Rat neu bestellt worden. In drei
Wochen schon wird der neue Rat sein Amt antreten.
Wir stehen heute vor der Tatsache, dass der neue
Rat ein ganz anderes Bild bieten, eine ganz an-
dere Zusammensetzung haben wird als der gegen-
wärtige. Soviel bekannt ist, werden 70 bis 75
neue Mitglider in den Rat einziehen, und da müssen
wir uns doch fragen, ob wir das vorliegende Ge-
schäft, das an Wichtigkeit alle ändern überragt,
die jemals die eidgenössischen Räte beschäftigt
haben, noch kurz vor Torschluss in Angriff nehmen
sollen. Ich sage: nein. Wir dürfen uns dieses Ge-
schäftes nur dann bemächtigen, wenn dessen Erle-
digung absolut dringlich, unaufschiebbar ist und
wenn kein anderer gangbarer Ausweg zu finden
wäre. Das ist aber nicht der Fall.

Als der Bundesrat die Einladung zur jetzigen
Session erliess, glaubte man, dass die bekannte
zweimonatige Frist für den Beitritt zum Völker-
bund mit dem 10. November beginnen werde. Ich
hatte deshalb die Absicht, Ihnen eine Art vorsorg-
liche Massnahme vorzuschlagen in dem Sinne, dass
wir allerdings, wie ich es heute beantrage, nicht
auf die Behandlung eintreten, dass wir aber den

Bundesrat einladen würden, den Beitritt zum Völ-
kerbund zu erklären, unter Vorbehalt der Zustim-
mung des neugewählten Rates und des Schweizer-
volkes.

Im Falle der Genehmigung würde der Eintritt
wirksam mit dem Zeitpunkt der Beitrittserklärung.
So würde vermieden, dass wir mit unserer Eintritts-
erklärung zu spät kämen. Heute ist diese vorsorg-
liche Massnahme, wie ich sie genannt habe, nicht mehr
nötig. Wir wissen, dass die Frist noch nicht zu laufen
begonnen hat, und ich nehme an, dass sie, wie man aus
den Zeitungen vernommen hat, frühestens am 25.
dieses Monats zu laufen beginne. Aber wir wissen
auch, dass man in Amerika daran denkt, gewisse
Vorbehalte und Zusätze zu machen, und soviel ich
von der Vertragslehre verstehe, müssen sich in diesem
Falle auch die ändern Teile dazu äussern. Wenn ich
meinem Nachbarn zur Rechten eine Vertragsofferte
mache und er schreibt mir zurück, dass er im grossen
und ganzen einverstanden sei, dass er aber in dieser
und jener Beziehung eine Abänderung oder Ergänzung
des Vertrages wünsche, muss ich mich zuerst mit
dieser Abänderung einverstanden erklären, bevor der
Vertrag in Kraft erwächst. So glaube ich, dass die
Frist am 25. November nicht zu laufen beginnen,
sondern dass es noch wesentlich länger gehen wird.
Aber auch wenn die Frist am 25. November beginnen
würde, so stünde das eine heute schon fest, dass auf
alle Fälle der neue Rat in der Dezembersession oder
wenigstens in einer Januarsession über diese Ange-
legenheit Beschluss fassen könnte. Fraglich wäre nur,
ob auch die Volksabstimmung innerhalb der zwei
Monate erfolgen könnte. Wenn das nicht möglich
wäre, dann dürfte der neue Rat die vorsorgliche
Massnahme, die ich Ihnen vorschlagen wollte, an-
wenden, indem er den Bundesrat einlädt, gestützt
auf den gefassten Beschluss den Beitritt zum Völker-
bunde zu erklären, unter Vorbehalt der Abstimmung
durch das Schweizervolk.

Wir, die wir nicht mehr in den neuen Rat zurück-
kehren, haben wohl alle den Wunsch, uns mit dieser
Angelegenheit nicht mehr zu befassen; aber ich glaube,
es ist nicht nur unser Wunsch, sondern auch derWunsch
des neuen Rates, dieses Geschäft selbst behandeln zu
können. Vor allem aber erwartet das Schweizervolk
bestimmt, dass wir nicht dem neuen Rat das Geschäft
vorwegnehmen. Ich glaube, es würde uns vom Volke
als Anmassung angerechnet, wenn wir 14, vielleicht
8 Tage vor dem Zusammentritt des neuen Rates
endgültige Beschlüsse über den Völkerbund fassen
würden.

Weiter ist zu sagen, dass, wenn wir beschlossen
haben, es unsere Pflicht ist, für den Beschluss, laute
er so oder anders, im Volke einzutreten, und da wissen
wir, dass wir allerdings jetzt noch verfassungsmässig
gültige Beschlüsse fassen können, dass aber viele von
uns dem neuen Rat nicht mehr angehören. Da würde es
sich doch sonderbar machen, wenn wir, ohne ein Man-
dat zu besitzen, vor das Volk hintreten müssten und
dasVertrauen in Anspruch nehmen wollten, welches
das Volk schon auf andere übertragen hat. Ich glaube,
wir sollten uns 14 Tage oder drei Wochen vor dem
Zusammentritt des neuen Rates nicht mehr mit dieser
so wichtigen Angelegenheit befassen. Ich wiederhole,
dass ich beantrage, der jetzige Rat möge sich mit der
Angelegenheit nicht mehr befassen.
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M. Graber: Le groupe socialiste, dans sa séance
d'hier, a décidé de vous faire la même proposition,
tout d'abord pour une raison de fait. Nous estimons,
puisque le délai court du 25 novembre jusqu'au
25 janvier, que rien n'est réellement pressant. D'ailleurs,
l'attitude même du Sénat américain, qui vient d'a-
dopter de nouvelles réserves et qui en adoptera
d'autres encore, nous laisse croire que cette date du
25 novembre n'est pas encore aussi définitive qu'on
pourrait le croire. En tout cas, le temps matériel ne
fait pas défaut, rien ne presse et nous ne comprenons
pas très bien pourquoi nos Chambres et notre gou-
vernement y mettent un empressement qui nous paraît
un peu hors de saison.

Puis il y a une question de démocratie, de prin-
cipe, il y a le respect de la souveraineté populaire.
Ou bien la décision des Chambres ne joue aucun rôle
dans la décision que va prendre le peuple, alors on
ne comprend pas comment jusqu'à cette heure on a
considéré avec beaucoup d'importance les décisions
prises par les Chambres avant une consulation po-
pulaire. On ne comprend pas pourquoi dans de
précédentes consultations, on prenait la peine d'ins-
crire sur le bulletin de vote même que les Chambres
ont recommandé l'adhésion à tel ou tel projet par
tant de voix contre tant, si la décision prise par elles
ou l'attitude des Chambres n'exerçait pas un influence
directe sur la votation populaire. La démocratie non
pas dans sa lettre, mais dans son esprit, c'est bel et
bien le respect de la volonté du peuple lui-même. Or,
le Conseil actuel — je ne voudrais pas être trop cruel —
ne correspond plus à la volonté du peuple. Le peuple
souverain a montré dans ses manifestations un dés-
accord assez profond, assez sensible avec la formation
du Conseil qui le représente aujourd'hui. Alors nous
sommes en désaccord et au point de vue démocra-
tique nous n'avons plus le droit de dire que le Conseil
national d'aujourd'hui représente la volonté popu-
laire. Je m'étonne de voir des personnes qui, dans ces
deux ou trois dernières années, dans les conflits que
nous avons eus aux Chambres, se sont recommandées
avec un certain enthousiasme et une certaine ardeur
du respect des principes démocratiques; je m'étonne
qu'aujourd'hui elles estiment qu'on puisse passer là-
dessus et que le Conseil présent puisse très librement
prendre une décision de pareille gravité. Nous pensons
que ce désaccord existe, qu'il est là et que nous devons
en tenir compte en ayant cette grande loyauté et aussi
cette très grande modestie de dire: Nous le regrettons
peut-être, mais nous ne sommes plus la représentation
vivante de la volonté populaire et comme telle, notre
conscience de démocrate nous interdit de parler en
son nom sur un problème aussi grave que celui-là.
Nous devons attendre qu'une nouvelle Chambre qui
va siéger dans une dizaine ou une vingtaine de jours
et qui, elle, sera la représentation vivante de la vo-
lonté populaire, prenne une pareille décision. Si
nous n'avions pas matériellement le temps — je ne
discute pas le fond du sujet — nous comprendrions
encore cette hâte. Mais nous avons le temps. Rien
ne fait défaut, nous avons jusqu'au 25 janvier. Lais-
sons à la Chambre qui se réunira en décembre pro-
chain le soin de prendre une décision. Il sera peut-
être encore assez tôt, même en janvier. Je pense donc
que, nous basant sur les faits eux-mêmes et ensuite
par respect des principes démocratiques, il serait
très heureux que le Conseil national donnât au peuple

cette leçon et cet exemple du respect de sa volonté
en reconnaissant qu'il n'en est plus la véritable re-
présentation et en laissant ce soin à la Chambre qui
est l'émanation exacte de la volonté populaire. Il
s'agit en effet de s'exprimer sur un problème qui
touche aux principes fondamentaux de notre nation,
ce ne sont pas des problèmes secondaires, mais ce
sont des questions fondamentales où la stabilité même
de notre Etat et la puissance de notre nation peuvent
être en jeu. Pour prendre une décision sur une
question aussi grave, nous pensons que le Conseil
actuel est très mal placé et qu'il devrait avoir la
modestie de voter notre proposition de renvoi.

Bundesrat Calonder: Der Bundesrat beantragt
Ihnen, auf die Verschiebung nicht einzutreten und
das Geschäft zu behandeln. Nach der neuesten Mit-
teilung, die wir bekommen haben, ist anzunehmen,
dass das Ratifikationsprotokoll am 25. November
stattfinden wird. Eine unbedingte Sicherheit haben
wir in bezug auf diesen Zeitpunkt jedoch nicht. Früher
glaubten wir, dass das Ratifikationsprotokoll am
10. November errichtet werden würde. Und nun,
meine Herren, die Frage: Soll unter solchen Umständen
der Nationalrat wieder unverrichteter Dinge ausein-
andergehen, oder ist es nicht vielmehr seine Aufgabe,
auf die Sache einzutreten und sie in dieser Session
zu erledigen? Vor allem handelt es sich um eine
Frage der Zeit, der Dringlichkeit. Der Bundesrat
bittet Sie, auf das Geschäft einzutreten, weil er der
Ansicht ist, eine Verschiebung würde die grosse Gefahr
mit sich bringen, dass die zweimonatige Frist nicht
eingehalten werden könnte.

Wenn Sie das Geschäft in dieser Session nicht mehr
behandeln, wann soll es behandelt und vom National-
rat erledigt werden ? Sie alle werden mit mir finden,
dass es kaum möglich sein wird, die Frage des Bei-
trittes zum Völkerbund in der Dezembersession zu
behandeln. Ich stütze diese Ansicht auf folgende Er-
wägungen: Erstens hat der neue Rat, dessen Amts-
dauer am 1. Dezember beginnt, das selbstverständ-
liche Recht, für dieses wichtige Geschäft eine neue
Kommission zu bestellen, eine ganz neue Kommission
oder eine aufgefrischte Kommission, ganz wie es ihm
gefallen wird. Das ist ein Recht, das Sie dem neuen
Nationalrat nicht nehmen können. Sie müssen damit
rechnen, dass eine neue Kommission bestellt werden
wird. Sei es nun, dass die Kommission ganz neu
bestellt wird, sei es, dass nur ein Teil davon aus neuen
Mitgliedern besteht,. so müssen Sie unter allen Um-
ständen auch dieser Kommission die nötige Zeit zur
gründlichen Vorbereitung gewähren. Die neue Kom-
mission wird mit vollem Recht verlangen, dass das
Geschäft nicht im Dezember behandelt werde, son-
dern dass ihr die nötige Zeit gelassen werde zu gründ-
licher Beratung. Es scheint mir, dass es mit Rück-
sicht auf die Kommissionsberatungen nicht möglich
sein wird, die Angelegenheit in der Dezembersession
zu erledigen.

Noch mehr. Es werden ungefähr 70 neue Mit-
glieder in den Rat einziehen. Diese haben nicht, wie
Sie, schon seit vielen Wochen die Botschaft in den
Händen. Sie haben nicht, wie Sie, zu wiederholten
Malen Mitteilungen des Bundesrates in dieser Ange-
legenheit erhalten. Die neuen Nationalräte verlangen
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auch als solche, ganz abgesehen von den Kommissionen,
die nötige Zeit, die weitschichtige Angelegenheit für
sich zu prüfen, um zu einem persönlichen Urteil zu
gelangen.

Ich glaube nun, wenn Sie alle diese Schwierig-
keiten objektiv prüfen, so werden Sie mit dem Bundes-
rat anerkennen müssen, dass es nicht möglich sein
wird, dieses Geschäft während der Dezembersession
zu behandeln. Also würde sich unter allen Umständen
die Notwendigkeit ergeben, die Angelegenheit auf den
Januar hinaus zu verschieben. Wenn am 25. November
die zweimonatige Frist zu laufen beginnt, endet sie
am 25. Januar. Ich frage Sie nun: Dürfen Sie es
verantworten, das Geschäft heute zu verschieben,
auf die Gefahr hin, dass die Bundesversammlung es
im Monat Januar in durchaus überstürzter Weise
in beiden Räten.erledigen muss? Ich glaube, sach-
liche ernste Gründe sprechen dagegen, dass man in
dieser Weise vorgehe.

Nun hat man heute eingewendet, man wisse nicht,
ob Amerika beitrete und ob dies mit oder ohne Vor-
behalte geschehe. Das sei auch zu berücksichtigen.
Nein, meine Herren, das kommt gar nicht in Betracht
für die Frage der Verschiebung. Es ist ihnen wohl
bekannt, dass die Frist zu laufen beginnt, sobald
drei hauptsächliche Mächte den Vertrag ratifiziert
haben. Es ist für die Frage der Einhaltung der Frist
ganz gleichgültig, ob Amerika zustimme oder nicht, ob
Amerika Vorbehalte mache oder nicht. Die Frist, ich
wiederhole es, beginnt zu laufen, sobald drei der
hauptsächlichsten Mächte den Vertrag ratifiziert haben.
Der Bundesrat ist sich seiner grossen Verantwort-
lichkeit in bezug auf die Einhaltung der Frist klar
bewusst. Er ist überzeugt, dass auch der National-
rat sich von einem starken Verantwortlichkeitsgefühl
leiten las st.

Ich möchte noch hinweisen auf den durchaus un-
günstigen Eindruck, den eine abermalige Verschie-
bund im Ausland und im Inland machen würde. Wir
müssen in dieser internationalen Frage auch mit den
Anschauungen des Auslandes rechnen. Man würde
es im Ausland einfach nicht verstehen, wenn der
Nationalrat abermals Verschiebung der Frage be-
schliessen sollte. Das braucht nicht weiter ausge-
führt zu werden. Aber ich glaube, ein Verschiebungs-
beschluss würde auch im Innern des Landes verwir-
rend wirken. Man würde ein solches Vorgehen ein-
fach nicht verstehen. Und sodann liegt es auch im
Interesse der Aufklärung der öffentlichen Meinung,
dass nunmehr die Frage gründlich und in aller Offen-
heit besprochen werde. Das Volk erwartet nament-
lich vom Nationalrat eine Wegweisung in dieser wich-
tigen Angelegenheit. Sie sind die berufenen Vertreter,
die Vertrauensmänner des Volkes. Wenn man dar-
über klagt, dass in vielen Volkskreisen die öffentliche
Meinung noch nicht abgeklärt sei, so muss man doch
anerkennen, dass Sie in erster Linie berufen sind, die
öffentliche Meinung zu lenken. Gerade auch aus
diesen Gründen wünscht der Bundesrat lebhaft, dass
Sie nunmehr auf das Geschäft eintreten möchten.

Nun wird gegen diese Auffassung geltend gemacht,
der jetzige Rat sei im Begriffe, seine Amtstätigkeit
abzuschliessen. Gewiss. Aber das ist durchaus uner-
heblich. Entscheidend ist folgende Feststellung:
Gemäss Gesetz und Verfassung hat der jetzige Na-
tionalrat das Recht, er hat auch die Pflicht, alle Fra-
gen, welche an ihn gelangen, zu erledigen. Es fragt

sich also lediglich: Liegt die Behandlung des jetzigen
Geschäftes im Interesse des Landes, oder fordert das
Interesse des Landes die Verschiebung ? Das Interesse
des Landes gebietet dem Nationalrat, sofort auf das
Geschäft einzutreten.

Ich begreife nicht, wie immer wieder behauptet
wird, eigentlich begehe der alte Nationalrat eine
Rechtsverletzung, indem er sein verfassungsmässiges
Recht ausübe. Es muss immer so sein, dass in einem
gewissen Zeitpunkt das alte Parlament abtritt und
das neue Parlament seine Amtstätigkeit beginnt.
Sehr oft kommt es dabei vor, dass wichtige Ge-
schäfte in der lezten Session vom abtretenden Rat
behandelt werden müssen. Lassen Sie sich also von
solchen Erwägungen nicht leiten. Die Rechte des
Volkes werden am besten dadurch gewahrt, dass
man Gesetz und Verfassung achtet. Gemäss Gesetz
und Verfassung haben Sie das Recht, ja die Pflicht,
an diese Frage heranzutreten. Es wird der neue
Rat sich nicht beklagen, wenn Sie Ihre Amtstätig-
keit gemäss Gesetz und Verfassung ausüben. Aber
auch ausserhalb des Rates wird niemand im Ernste
sich darüber beklagen wollen.

Wünschenswert wäre es gewesen, wenn man schon
jetzt hätte feststellen können, ob alle fünf Gross-
mächte dem Vertrag beitreten oder nicht. Ich
gebe das gerne zu; aber die Verhältnisse liegen so, dass
wir nicht abwarten können, bis alle fünf Mächte
sich definitiv ausgesprochen haben Wir müssen da-
von ausgehen, dass die Frist zu laufen beginnt, wenn
drei Grossmächte ihren Beitritt erklärt haben. Was
für ein Schaden kann uns entstehen, wenn der Na-
tionalrat schon heute auf die Angelegenheit eintritt?
Keiner. Wenn sich erweist, dass irgend eine der fünf
Grossmächte dem Völkerbundsvertrag nicht beitritt, so
muss sowieso und unter allen -Umständen eine er-
neute Behandlung des Geschäftes stattfinden, nicht
nur bei Ihnen, sondern auch im Bundesrat. Wir
verhandeln über den Völkerbundsvertrag vom 28. April
1919. In diesem Völkerbundsvertrag ist in Art. 4
vorgesehen, dass die fünf Hauptmächte, England,
Frankreich, Italien, Japan und Nordamerika, im
Rate des Völkerbundes vertreten seien. Die Zuge-
hörigkeit aller dieser fünf Grossmächte ist also ein
integrierender Bestandteil des Vertrages. Wenn sich
nachträglich erweisen sollte, dass irgend eine dieser
Grossmächte dem Vertrag des Völkerbundes nicht
beitreten will, so wäre das eine Abänderung des Ver-
trages, und diese Abänderung müsste an den Bundes-
rat und das Parlament zur Behandlung gelangen.
Es kann sich keine Grossmacht irgendwie beleidigt
fühlen, wenn wir, nachdem die Vertragsbestimmung
betreffend die Zugehörigkeit der fünf Grossmächte
abgeändert wurde, nochmals auf die Sache zurück-
kommen.

Was die Volksabstimmung anbelangt, so möchte
ich darauf hinweisen, dass, je schneller das Parla-
ment dieses Geschäft erledigt, desto mehr Zeit für
die Vorbereitung der Volksabstimmung übrig bleibt.
Wollen Sie nicht übersehen, dass das Schwergewicht
des Verfahrens in der Volksabstimmung liegt. Das
Volk hat das letzte Wort, das Volk muss entscheiden.
Damit aber die Volksabstimmung den wahren Aus-
druck des Willens des Schweizervolkes bedeute,
müssen wir ihm eine gewisse Zeit zur Aufklärung
und ruhigen Ueberlegung gewähren. Nur so kann
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die Meinung derjenigen Kreise des Volkes, für die
die Frage jetzt noch unabgeklärt und schwierig zu
beurteilen ist, sich ein Urteil bilden. Ich meine,
gerade vom Standpunkt der Souveränität des Volkes
aus, gerade vom Standpunkt der Demokratie aus ist
es notwendig, die Frage jetzt zu erledigen, damit
noch hinreichend Zeit sei für die Vorbereitung der
Volksabstimmung. Sie haben übrigens das Verfahren
in dieser Angelegenheit bereits begonnen, die ge-
druckten Berichte der Berichterstatter der Mehrheit
und der Minderheit sind schon seit einiger Zeit aus-
geteilt worden. Es handelt sich also nur darum, dass
Sie das Begonnene fortsetzen und zu Ende führen.
Sie handeln im Interesse des Landes, indem Sie auf
die Frage eintreten.

Müller (Bern): Das stärkste Argument, das für
Verschiebung auf eine spätere Session spricht, hat
uns Herr Bundesrat Calonder soeben mitgeteilt, näm-
lich die Tatsache, dass die Frist erst mit dem 25. No-
vember zu laufen beginne. Bis jetzt haben wir das
nicht mit aller Deutlichkeit erfahren, es waren ledig-
lich Zeitungsnotizen, die diese Frist vom 25. Novem-
ber erwähnten. Jetzt haben wir die offizielle Mit-
teilung, dass jedenfalls vor dem 25. November die
Frist nicht beginne. Sobald man das aber hier in
aller Form feststellt, fallen alle Gründe, die bisher
dafür sprachen, dass man diese ausserordentliche
Session des alten Rates zusammenberufe und in
einer so wichtigen Frage einen Entscheid fällen lasse,
weg, und zwar deshalb, weil nunmehr ausser aller
Frage steht, dass in der Frist von zwei Monaten diese
Beratung im neuen Bäte stattfinden kann. •

Ich kann alles zugeben, was Herr Bundesrat
Calonder gesagt hat mit bezug auf den neuen Bat.
Wir wissen, dass er am 1. Dezember zusammentreten
wird, also schon nach drei Wochen. Dann werden
alle Kommissionen neu bestellt werden müssen. Wir
werden den Kommissionen und dem Rate die Ge-
legenheit geben müssen, sich mit der Materie ver-
traut zu machen. Wir können also auch nicht an-
nehmen, dass die alte Kommission für den Völker-
bundsvertrag unverändert bestellt werde. Es muss
eine neue Neubestellung stattfinden. Es ist zwar
anzunehmen, dass ein erheblicher Teil der bisherigen
Mitglieder in der Kommission verbleibt. Aber die Zu-
sammensetzung der Kommission selbst richtet sich
nach der Stärke der verschiedenen Parteien und sie
wird deshalb ein ganz anderes Gesicht bekommen
als die bisherige. Ich gebe auch zu, dass, weil der Rat
so stark durchsetzt ist mit neuen Mitgliedern, ihm
unter allen Umständen die Zeit verschafft werden muss,
um sich in die neue Materie einzuarbeiten. Aber dem-
gegenüber ist zu sagen, dass die Botschaft selbst, die
das Ergebnis einer langen Reihe von Beratungen ist,
so reichhaltig gehalten, die Aktenlage so vollständig
ist, dass es keine Schwierigkeit ist, weder für den
neuen Rat, noch für die neue Kommission, den ganzen
Gegenstand à fonds zu studieren, und zwar zur rechten
Zeit. Denn ich kann mir gar nicht vorstellen, dass,
nachdem wir ein völlig erneutes Parlament vor uns
haben, wir die Dezembersession als ordentliche
Session abhalten können. Es müssen ja alle Kom-
missionen neu bestellt werden, insbesondere die Finanz-
kommission für die Beratung des Budgets. Prak-

tischie Gründe sprechen dafür, dass die Dezember-
sesson nicht von wesentlicher Dauer sein werde,
sondern sie wird sich in der Hauptsache auf die Bestel-
lung der Kommissionen beschränken müssen, und
an die Stelle der Dezembersession wird eine andere
Session im Januar treten, und in dieser wird dann die
Frage des Völkerbundes in nützlicher Frist behandelt
werden können ; die Kommissionen haben einen vollen
Monat Zeit, sich in diese Angelegenheit einzuarbeiten,
und die Mitglieder haben ebenfalls genügend Zeit,
diese Frage zu studieren.

Das sind die Gründe, die mir ohne weiteres dafür
zu sprechen scheinen, dass man jetzt nicht auf das
Traktandum eintritt, weil nachgewiesen ist, dass die
zweimonatige Frist ausreichend ist, um das alles
vornehmen zu können. Herr Bundesrat Calonder hat
gesagt, die Tatsache, dass in Amerika bereits ein
wichtiger Vorbehalt gemacht worden ist und man mit
ziemlicher Sicherheit annehmen kann, der Völker-
bundsvertrag werde nicht ohne weiteres genehmigt,
sondern es werden wichtige Vorbehalte darin gemacht
werden, das alles habe keinen Einfluss auf die Be-
ratungen und auf die zu laufende Frist. Ich muss
das bezweifeln, denn die Tatsache, dass drei Mächte
den Vertrag genehmigt haben, ist schon seit längerer
Zeit Tatsache und trotzdem beginnt die Frist noch
nicht zu laufen. Wir müssen annehmen, es geschehe
das aus dem Grunde, weil Amerika gegenwärtig in
voller Beratung dieser Angelegenheit begriffen ist
und dass man das schliessliche Schicksal der Beratung
noch nicht kennt. Unter allen Umständen ist anzu-
nehmen, dass dieser Termin so lange nicht zu laufen
beginnt und der formelle Austausch nicht erfolgen
kann und wird, solange man mit Amerika nicht im
reinen ist, so dass mit aller Wahrscheinlichkeit an-
genommen werden kann, dass die Frist nicht am
25. November, sondern erst später zu laufen beginnt,
so dass wir noch mehr Zeit zur Verfügung haben.
Aber auch wenn die Frist tatsächlich am 25. zu laufen
beginnt, also am 25. Januar zu Ende geht, so glaube
ich den Beweis erbracht zu haben, dass Zeit genug da
ist, um die Sache in nützlicher Zeit zu behandeln und
zu entscheiden.

Wenn Herr Bundesrat Calonder an den jetzigen
Rat appelliert und ihn als den berufenen Rat bezeich-
net, so glaubt das niemand hier im Rat, weil man den
Kommissionsberatungen und dem Entscheid in dieser
Bundesversammlung nicht den geringsten Wert bei-
messen wird. Soll die Entscheidung für die Volks-
abstimmung einen Wert haben, so muss die Beratung
in dem Rate erfolgen, der mit dem Volke in Ueber-
einstimmung steht, und dass das bei dem gegenwär-
tigen Rat nicht der Fall ist, das haben die letzten
Nationalratswahlen zur Evidenz ergeben. Ueber 70
Mitglieder kehren nicht mehr zurück, und diesen 70
Mitgliedern mutet man hier die Rolle zu, dass sie
in einer Schicksalsfrage die Entscheidung treffen
sollen und dass ihre Entscheidung für das Volk irgend-
welchen moralischen Effekt haben solle.

Wenn Sie die Entscheidung dem alten Rate über-
lassen, ist es ungefähr gleich, wie wenn der Rat über-
haupt nicht gesprochen hätte. Eine Wegleitung für
das Volk ist das nicht, und deshalb würde die Volks-
abstimmung ohne jeden sichern Anhaltspunkt vor
sich gehen, und was das für eine Wirkung auf die
Volksstimmung haben wird, das werden Sie sich ohne
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besondere Phantasie vorstellen können: .Es, scheint
mir, dass alle Gründe, auch für die Anhänger des
Völkerbundes, dafür sprechen, dass man hier nicht
auf die Frage eintritt, sondern sie verschiebt.

Und wenn schliesslich Herr Bundesrat Calonder
sagt, dass das Schwergewicht ja in der Volksabstim-
mung liege, und nicht in der Entscheidung des Rates,
so ist das natürlich richtig. Natürlich wird die Volks-
abstimmung die endgültige Entscheidung treffen.
Aber die pressiert nicht, weil sie an keine Frist ge-
bunden ist. Darüber besteht keine Meinungsver-
schiedenheit, dass, wenn man innert der zweimona-
tigen Frist die Entscheidung in der Bundesversamm-
lung selbst trifft, die Volksabstimmung erstens von
dieser Frist nicht berührt wird, and zweitens eine
negative Entscheidung der Volksabstimmung einen
bejahenden Entscheid in der Bundesversammlung
aufheben würde. Für die Aufklärung im Volk ist
genügend Zeit vorhanden. Aus allen diesen Gründen
empfehle ich Ihnen Verschiebung der Behandlung.

Büeler (Schwyz): Meine Herren, Sie werden wissen,
dass vor einiger Zeit der hohe Bundesrat in höchster
Eile uns heimschicken wollte, weil wir nicht mehr die
richtigen Vertreter des Volkes seien. Das bekannte
Komitee von Ölten stellte bekanntlich das Postulat,
dass der gegenwärtige Rat abzutreten habe, weil er
nicht mehr das richtige Spiegelbild des Volkes sei.
Diesem Wunsch ist der Bundesrat ebenso rasch als
energisch nachgekommen. Er hat uns armen Räten
das Lebenslicht ein Jahr zu früh ausgeblasen, mit der
Begründung, dass wir nicht mehr die richtigen Ver-
treter des Volkes seien. Heute hat uns der Bundesrat
rehabilitiert. Zu unserer Freude hat heute Herr Bundes-
rat Calonder erklärt: Ihr seid die rechten Mannen,
die da die Frage des Beitrittes zum Völkerbund zu
regeln haben !

Ich finde nun allerdings, es solle dies reichlich zu
früh geschehen. Es ist gestern in unserer Fraktion
im Beisein eines Mitgliedes des hohen Bundesrates
erklärt worden, dass ja eigentlich der Bundesrat nur
ex auditu et visu, nämlich durch die Druckerpresse,
wisse, dass es einen Völkerbund gebe, denn er habe bis
zur Stunde nicht einmal einen Brief erhalten, der
irgend eine Einladung enthalte, sondern beteilige
und betätige sich eigentlich uneingeladen heute am
Völkerbunde.

Aus dem Schweigen des Bundesrates muss ich
schliessen, dass die behauptete Tatsache richtig sei.
Ich will Sie nicht lange mit Wiederholungen dessen
hinhalten, was andere schon gesagt haben. Es ist
ja richtig, dass 70 Mitglieder des gegenwärtigen Rates
nicht mehr die Ehre haben werden, dem neuen Rat
anzugehören. Es sind die Resignaten —• dazu ge-
höre auch ich — und die Wahldamnifikaten (Heiter-
keit), die auf dem Parkett infolge der Tücken des
Schicksals und des Proporzes ausgeglitscht sind.
Sie werden nicht mehr wiederkommen.

Und nun muten Sie uns, die wir offenbar doch
nicht mehr ein Spiegelbild des Volkes bilden, zu, diese
fundamentale, über unsere Zukunft entscheidende
Frage zu lösen. Hiergegen muss ich Einspruch er-
heben. Ich halte dafür, dass der neue Rat, der vom
Schweizervolk in grosser Kraftanstrengung mit der
höchsten Stimmenzahl, die je für das Parlament ab-

gegeben worden ist, gewählt wurde, diese Frage zu
lösen habe. Es wird im Volk keinen guten Eindruck
machen, wenn Sie in dieser Angelegenheit den Rat
zu einem vorzeitigen Entscheide drängen, denn je
länger der Entscheid hinausgeschoben werden kann,
desto besser werden sich die Verhältnisse abklären,
und es ist ohne Zweifel höchst wichtig, ja bestimmend
für die meisten von uns, welche Stellung Amerika
zu diesem Völkerbundsvertrag einnehmen wird. Das
können wir ja unter Umständen in 14 Tagen erfahren,
vielleicht in drei Wochen. Wir wissen übrigens heute
noch nicht, wann die Frist für den Beitritt zum Völker-
bund zu laufen beginnt.

Ich mache dem Bundesrate keinen Vorwurf, dass
er den Rat einberufen hat. Als er dies tat, war man
ja allgemein der Meinung, dass die Frist alsbald zu
laufen beginnen werde, und zwar in dem Momente,
in dem drei Grossmächte den Vertrag genehmigt
haben. Allein man schiebt den Austausch der Proto-
kolle immer hinaus— und damit hat sich die Situation
seit der Einberufung des Rates verändert — deswegen,
weil der König von Italien einen Salto reale gemacht
hat, ist es nicht nötig, dass wir hier im Rate mit
einem Salto mortale die Völkerbundsfrage lösen.

Nun frage ich Sie : Ist es möglich, dass der neue Rat
die Völkerbundsfrage innert nützlicher Frist behandeln
kann ? Ich behaupte mit aller Entschiedenheit, dass
er hierzu reichlich Zeit finden wird.

Es ist bemerkt worden, es müsse eine neue Kom-
mission gewählt werden. Ich bestreite das. Die Kom-
mission hat ja getagt; sie hat ihr Geschäft erledigt
und ihr Bericht liegt vor. Der neue Rat wird vielleicht
Mitglieder in die Kommission hineinwählen, vielleicht
auch nicht. Allein jeder, der Politik treibt, hat sich heute
doch mit dem Völkerbunde beschäftigt und er wird jeden-
falls in allerkürzester Zeit über seinen Stellungsbezug
orientiert sein. Im Dezember kann somit in beiden
Räten die Angelegenheit erledigt werden. Es ist
übrigens auffallend, dass die ständerätliche Kommis-
sion sich bis zur Stunde nicht materiell mit der Frage
beschäftigt hat. Warum hat der Bundesrat nur bei uns
gedrängt und nicht beim Ständerat ?

Nun sollen wir sofort im Nationalrat entscheiden.
Wenn nun der Ständerat, wie es allen Anschein hat,
in dieser Session die Völkerbundsfrage nicht behan-
delt, scheint es mir absolut unnötig und unzweck-
mässig, dass wir uns heute schon zu dieser Frage
äussern.

Ich will nicht unterlassen, Sie auf eine grosse In-
konvenienz hinzuweisen, welche aus dem heutigen
Entscheide resultieren wird, und die liegt darin:
Wir treten in die materielle 'Diskussion über den
Beitritt zum Völkerbund ein, stimmen ab, die Ab-
stimmung ist aber nicht eine definitive. Dann geht
das Geschäft an den Ständerat. Es wird daselbst
im Dezember auch behandelt und kommt alsdann
wieder zurück an den Nationalrat. Dann muss der
neue Nationairat die Schlussabstimmung vornehmen,
demselben gehören 70 neue Mitglieder an, die eine
hochwichtige Frage entscheiden müssen ohne Be-
ratung derselben, ohne Diskussion über dieselbe. Das
ist nun offenbar eine unmögliche Situation, eine In-
konvenienz ersten Ranges.

Wenn diese 70 neuen Mitglieder zur Völkerbunds-
frage Stellung nehmen müssen, definitiv, ohne dass
sie die Möglichkeit gehabt hätten, an der Diskussion
teilzunehmen, oder überhaupt die Diskussion zu
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hören, so erscheint mir das unbedingt als ein viel
grösserer Nachteil, als das eventuelle Einschieben
einer Januar Sitzung.

Die Sache hat also nicht mehr die Eile, die der
Bundesrat behauptet, und auch hier ist das Sprich-
wort zutreffend : Eile mit Weile.

Ich möchte daher den Antrag unterstützen, dass
sich nicht der gegenwärtige, sondern der zukünftige,
bereits gewählte Nationalrat mit der Angelegenheit
befasse.

Es sind keine selbstsüchtigen Motive, die mich zu
meiner Stellungnahme führen. Ich habe mich zur
Frage ausgesprochen. Sie besitzen schwarz auf weiss,
was ich vom Beitritt zum Völkerbunde halte, ich
will mich daher nicht um die Ecke drücken, ich wünsche
nur, dass der neue Rat, der heute der Repräsentant
des Volkes ist, über diese hochwichtige, fundamentale
Frage den Entscheid fälle und auch hierfür die Ver-
antwortlichkeit vor dem Volke und der Geschichte
übernehme.

M. de Meuron: Lorsque nous étions réunis en sep-
tembre pour discuter de l'entrée de la Suisse dans la
Société des nations, nous avons entendu les mêmes
objections, les mêmes hypothèses et les mêmes possi-
bilités que celles qu'on invoque aujourd'hui. Mais
à ce moment les adversaires de la discussion immé-
diate avaient un argument qu'ils ne peuvent plus
employer maintenant, c'était celui-ci, que la So-
ciété n'était pas encore constituée. Les conditions
prévues par le Pacte de Paris n'étaient pas remplies
et les trois puissances autres que l'Allemagne n'avaient
pas donné leur adhésion. Aujourd'hui on ne peut
plus invoquer cette circonstance de fait; la Société
des nations est constituée. Les dispositions prévues
dans le Pacte ont été observées et quatre grandes
puissances ont donné leur adhésion, ont ratifié le
Pacte. Par conséquent aujourd'hui nous nous trou-
vons non pas en présence d'un simple projet, d'une
simple possibilité, mais en présence d'un état de fait,
d'une réalité. La Société des nations existe, c'est
un fait indiscutable et incontestable. Et, d'autre
part, par le fait même de son existence, le délai de
deux mois accordé aux neutres pour se prononcer peut
commencer à courir à tout moment donné.

Cette circonstance de fait a, à mon sens, une très
grande importance. La situation n'est plus la même
qu'au mois de septembre dernier. Les formalités re-
latives à la ratification du traité de paix peuvent
être accomplies demain, après-demain. On a parlé
de la date du 25 novembre. Personne n'en sait rien.
Cela peut être plus tard ou plus tôt également. Si
par conséquent nous voulons être prêts, il nous faut
nous occuper de la question dès maintenant et ne
pas toujours renvoyer.

Le Conseil national actuel a le droit de s'occuper
de cette affaire. Constitutionnellement son droit
est incritiquable. Il a été laissé en fonctions précisé-
ment pour s'occuper des affaires pressantes et pour
liquider, avant de se séparer, des questions qui exigent
une prompte solution. Le Conseil national actuel
a non seulement le droit, mais l'autorité pour cela.
Sans doute, Messieurs, il aurait mieux valu ne pas
attendre et s'occuper de la question en septembre
déjà. Mais ce sont précisément toujours les mêmes
adversaires qui proposent des renvois successifs,

espérant arriver ainsi à nous dessaisir complètement
de la question. Messieurs, le Conseil national a l'au-
torité voulue. Il a été le témoin de la création et du
développement de la Société des nations. Tous les
débats relatifs à ses origines et à sa constitution
ont eu lieu dans les villes étrangères pendant que
notre Conseil était encore en fonctions, il a pu suivre
les délibérations jour par jour. C'est le Conseil actuel
qui a désigné la commission et les rapporteurs qui
viennent de déposer leurs rapports écrits. Il n'y a
aucune raison pour dire que le Conseil actuel n'a plus
l'autorité morale voulue et nécessaire. Je rencontre
ici l'argument de MM. Graber et Müller à propos de
cette question d'autorité. Ces Messieurs, ces collègues,
nous disent: Mais, vous qui êtes respectueux de la
volonté populaire et qui invoquez les principes démo-
cratiques, vous devez comprendre qu'il ne serait pas
respectueux des droits du peuple de vous prononcer
maintenant. Le Conseil actuel a été remplacé par
un nouveau; il y a eu des modifications profondes,
le peuple vous a en quelque sorte désavoués et vous
n'avez plus l'autorité voulue pour vous prononcer.
Messieurs, nos collègues Graber et Müller exagèrent
beaucoup la situation pour les besoins de la cause.
Est-ce que le Conseil actuel a été désavoué? Il est
arrivé à la fin d'une législature, qui a été abrégée
c'est vrai, qui a été réduite à deux ans au lieu de trois
ans. Mais à la fin de cette législature, on a procédé
aux élections comme on a toujours fait jusqu'à
maintenant. Nos collègues socialistes s'exagèrent les
conséquences de ce renouvellement anticipé. Nous
n'avons pas assisté à une révolution et ce n'est pas
encore la révolution socialiste. Nous avons eu des
élections toutes simples, toutes tranquilles, qui ont
donné un résultat un peu différent du Conseil actuel,
mais qui ne nous ont pas dessaisis de nos droits et
de nos prérogatives. Le Conseil national actuel,
malgré les modifications apportées, siège encore, il
a encore des droits et des devoirs, il n'a pas été dé-
capité par le peuple à la suite des élections du 26 oc-
tobre. Et si vous reprenez les termes mêmes du
décret voté par le peuple suisse le 10 août 1918, vous
verrez que personne n'a songé à considérer que le
Conseil actuel était désarmé, qu'il était dessaisi de
toute influence et de toute activité quelconque. Le
décret dit expressément que la période législative du
Conseil national actuel prendra fin le dimanche qui
précédera le premier lundi de décembie. Par consé-
quent, non seulement de par nos traditions, de par
la constitution et les lois, mais suivant les termes
exprès du décret qui exceptionnellement a abrégé
pour une fois l'existence triennale du Conseil national,
cela a été réservé et les électeurs de MM. Graber et
Müller eux-mêmes, lorsqu'ils ont voté le décret, l'ont
fait aux conditions du décret lui-même, c'est-à-dire
qu'ils ont confirmé les pouvoirs du Conseil actuel
jusqu'au 30 novembre 1919 et que ce Conseil a été
précisément maintenu dans ses pouvoirs, dans ses
droits et ses compétences pour s'occuper des ques-
tions pressantes, pour liquider les questions urgentes
et ne pas laisser à son successeur une situation com-
promise.

Mais est-ce que la question est pressante ou bien
avons-nous du temps comme on vient de le dire?
Messieurs, pour ma part, je partage l'opinion émise
par M. le représentant du Conseil fédéral. La question
est pressante et elle doit être liquidée maintenant si
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nous voulons arriver et agir dans le délai utile. M.
Müller nous a fait tout à l'heure un calcul tendant à
démontrer qu'il serait très aisé de prendre nos dé-
cisions dans les deux mois. Il a même ajouté que la
date du 25 novembre n'était rien moins que certaine
et qu'il est très possible qu'en raison des hésitations
du Sénat amériain, les protocoles ne soient pas même
déposés à la date du 25 novembre. Nous n'en savons
rien; les hypothèses de M. Müller peuvent être vraies,
mais il peut se tromper aussi du tout au tout. Per-
sonne n'en sait rien, mais il ne faut pas se libérer de
ses responsabilités et de ses devoirs sur de simples
possibilités et sur de simples hypothèses. Il faut
partir de l'idée que la Société des nations étant créée,
étant existante, constitue un fait accompli et que le
délai en question peut commencer à tout moment.
Si même il commençait seulement au 25 novembre,
date indiquée par différents orateurs, je dis qu'il est
extrêmement dangereux de partir de l'idée que nous
aurons depuis ce moment tout le temps nécessaire avec
le nouveau Conseil pour nous prononcer. Nous savons,
tous ceux qui ont assisté aux renouvellements de
législatures savent ce qui se passe dans une première
session. Il y aura d'autres questions qu'on nous
présentera comme bien plus pressantes et plus ur-
gentes; il y aura des nominations constitutionnelles,
le budget à discuter et je vous parie que les mêmes
orateurs qui déclarent aujourd'hui qu'il est parfaite-
ment possible de statuer en décembre, viendront
alors proposer de renvoyer en janvier. On renverra
en janvier et alors nous risquons d'arriver à une dé-
cision après le 25 ou de prendre une décision qui sera
affaiblie dans son autorité morale parce qu'elle sera
tardive.

M. Müller disait tout à l'heure: « Ce n'est pas bien
compliqué au point de vue matériel, nous avons les
rapports écrits, il n'y a qu'à remplacer les membres
sortants des commissions. » Non, Messieurs, cela n'est
pas si simple. Il ne suffira pas de lire les actes du
dossier très complet déposé par le Conseil fédéral.
Les nouveaux membres appelés à remplacer les
députés sortant de la commission demanderont du
temps, on ne pourra pas le leur refuser et ils diront:
Mais nous n'avons pas assisté à toutes les séances de
la commission ni à ses nombreuses discussions — car
en effet nous en avons eu dans la commission des
séances et des discussions I Quel que soit leur nombre
d'ailleurs, on ne pourra leur refuser le temps voulu pour
se mettre au courant. Et alors, je le répète, il ne sera
matériellement pas possible de prendre une décision
avec un nouveau Conseil et une commission aug-
mentée, modifiée et complétée, avant le 25 janvier.

Par toutes ces considérations, j'arrive pour ma part
à la conclusion que si nous voulons prendre une dé-
cision qui soit digne, décision qui ne soit pas affaiblie
moralement à l'avance, décision qui ne trahisse pas
de multiples hésitations et incertitudes, nous devons
la prendre maintenant. Je dis que nous en avons le
droit. Je dis que nous y sommes deux fois expressément
autorisés par les termes mêmes du décret du 10 août
1918 qui a appelé le peuple suisse à se prononcer sur
la réduction de la durée de la législature. Je dis qu'au
point de vue du respect des droits du peuple, il est
infiniment préférable d'avoir maintenant une dis-
cussion complète et éclairée, afin que le peuple ait
le temps, avant de se prononcer, d'étudier et de dis-
cuter la question. Il ne faut pas attendre au dernier
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moment pour dire au peuple: Voilà notre opinion.
Il faut que pratiquement on puisse s'expliquer devant
lui. Procéder ainsi, ce serait être d'autant plus res-
pectueux de la volonté populaire qu'en nous pro-
nonçant maintenant. La décision du peuple pourra
peut-être intervenir dans les deux mois aussi, ce qui
est bien préférable. C'est un expédient en quelque
sorte que de dire que le Parlement se prononcera
dans les deux mois tandis que le peuple se pro-
noncera dans la suite, même après l'expiration du
délai de deux mois. Il est plus correct et plus
conforme à l'esprit du Pacte que la votation populaire
intervienne aussi dans les deux mois. Si la discussion
était ajournée maintenant, cela ne serait plus pos-
sible, mais cela sera réalisable si nous délibérons
maintenant.

Enfin au point de vue du respect de la volonté
populaire et comme réponse aux arguments de MM.
Graber et Müller, je dis que nous n'avons pas à
prendre de décision définitive. Le Parlement doit
donner un préavis et c'est le peuple qui se prononcera
en dernier lieu. JEh bien, pour que nous puissions
donner ce préavis, pour qu'il soit utile au peuple,
pour qu'il puisse servir dans les discussions, dans la
campagne populaire, il ne faut pas que ce préavis
arrive au dernier moment, à la dernière heure. Il
ne faut pas que l'on soit presssé par les circonstances,
par les délais et par le temps, il faut que ce préavis
puisse être donné en toute tranquillité, d'une façon
calme et paisible, comme nous pouvons le faire au-
jourd'hui.

Messieurs, pour tous ces motifs et étant donnés
les dangers matériels que nous courons en renvoyant
encore la décision, étant donné que nous avons le
droit de nous occuper de cette affaire; que nous avons
l'autorité pour cela, autorité que le peuple nous a
expressément conférée; qu'il est plus respectueux des
droits du peuple de nous prononcer maintenant et
non pas à la dernière heure, je me prononce énergi-
quement et sans hésitation pour l'entrée en matière
et la discussion immédiate.

Enfin, Messieurs, un dernier mot en terminant. Tous
ces débats, toutes ces discussions de procédure sont
de nature à produire un effet désagréable et déplo-
rable, à affaiblir d'avance notre décision, à l'énerver.
Que pensera-t-on d'un pays qui a tout ce qu'il faut
pour prendre maintenant une décision, qui a tous les
documents en mains, qui est éclairé et renseigné
dix fois par le travail de son gouvernement et de ses
commissions et qui est incapable malgré cela de se
décider? Prenons donc une décision, commençons
la discussion. N'augmentons pas nos responsabilités
devant le monde, devant ceux qui jusqu'à présent
n'ont témoigné pour nous que de l'intérêt et de la
bienveillance et qui nous offrent une situation abso-
lument égale à celle de tous les autres peuples, mais
qui nous disent: décidez-vous, prononcez-vous, qu'at-
tendez-vous donc? Je disais déjà cela au mois de
septembre à ceux qui voulaient renvoyer la discus-
sion: Comprenons la gravité de nos responsabilités.
Tout à l'heure, à plusieurs reprises, on a parlé des
tournants de notre histoire, de l'avenir de la Suisse,
on a dit que son accession à la Ligue des nations
était pour elle une question d'avenir. Oui, je suis
d'accord et c'est en raison de la gravité de l'heure et
de la gravité de la décision à prendre que je vous
prie de ne pas renvoyer perpétuellement de nous occu-

98



Société des nations — 768 CONSEIL NATIONAL

per de cette affaire. C'est pour cette raison que je
me refuse à prendre la responsabilité d'un renvoi qui,
décidé aujourd'hui encore par un Conseil convoqué
expressément et uniquement pour discuter la question,
pourrait avoir les conséquences les plus graves pré-
cisément pour l'avenir de notre pays, pour l'histoire
de notre peuple.

Je me refuse donc à consentir à un nouveau renvoi.
Que chacun aujourd'hui prenne ses responsabilités
en face du peuple suisse et en face du pays et de son
avenir. Je vous recommande le rejet de la proposition
Buri et je demande dès maintenant que le vote ait
lieu à l'appel nominal. (Applaudissements.)

Knellwolf: Damit Sie nicht durch die Zeitungs-
notiz in den falschen Verdacht gewiegt werden, unsere
Gruppe sei wirklich einmal einstimmig gewesen, er-
laube ich mir, mich zu melden als derjenige, der ja
schon gewissermassen durch seine Nichtwiederwahl
ausserhalb der Gruppe gestellt ist und sich dem Herrn
Kollegen Büeler, dem Resignaten, zur Seite stellen
muss als Damnifikat. Es hat bis jetzt noch kein
einziger von dieser Sorte Ratsmitglieder das Wort
ergriffen und ich glaube, eigentlich wären wir am
allerersten dazu verpflichtet. Ich war als solcher
Damnifikat, als solcher zum Tode Verurteilter zu-
nächst nicht berechtigt, sondern verpflichtet, die
Ehre abzulehnen, dass wir dem Volke gegenüber die
Verantwortung zu tragen haben, noch heute als Par-
lament zu amten. Selbstverständlich, das sei zum
voraus bemerkt, wenn Sie als Gesamtheit dem Ein-
zelnen dieses Recht wieder geben, dass er sich hier
in dieser Session zu äussern habe, so werde ich mir
es nicht aus irgendwelchen Rücksichten wegdekre-
tieren lassen. Aber als Gesamtbehörde, das muss ich
feststellen, hat die gegenwärtige Behörde eigentlich
nicht mehr das moralische Recht, wenn auch voll-
ständig das juristische, hier ihr Urteil oder ihr Vor-
urteil dem Volke aufzudrängen.

Das haben Ihnen ja die Spatzen von allen Dächern
gepfiffen, und es ist nicht nur ein Spatz, sondern ein
richtiger Totenvogel in der Presse erschienen, der uns
das Leichenlied gesungen hat. Ich hoffe zwar, dass
diese Leiche noch richtige Lebenszeichen von sich
geben werde, und das ist ein Hauptgrund, den ich der
gemütlichen Argumentation des Herrn Bundesrates
Calonder entgegenstellen möchte, die eigentlich fast
darauf hinauszulaufen drohte, dass, weil wir nun bei-
einander seien, wir nun endlich auch mit der Sache
Schluss machen sollten. Ungefähr wie es Redner
gibt, die sagen: Da ich gerade das Wort habe, so
gestatte ich mir noch zwei Worte! — und dann werden
mindestens 200 oder 2000 daraus.

Allerdings sind wir beisammen; aber es ist nicht
gesagt, dass wir vor dem Volke keine Aufgabe zu
erledigen hätten, als diejenige, die am allerwenigsten
dem Rate der Vergangenheit zustände: die Aufgabe,
den Weg in die Zukunft zu weisen. Hier ist noch ein
ganzer Haufe alter Geschäfte übrig. Wenn Sie damit
aufräumen und abräumen wollen, so hat kein Mensch
etwas dagegen. Machen Sie sich nur frisch und froh
dahinter, dann wird der neue Rat gerade Gelegenheit
haben, sich mit aller Kraft auf das Geschäft zu werfen,
das Sie ihm jetzt vor der Nase wegzuschnappen im
Begriffe stehen.

Ich kann mir nicht helfen: nicht nur, wie in der

Presse gesagt worden ist, ein Gefühl der Schicklich-
keit soll uns leiten, sondern ein Gefühl der Hoch-
achtung vor dem Volkswillen, das Gefühl, das merk-
würdigerweise der Herr Vorredner für sich und für seine
Meinung in Anspruch genommen hat, während wir
meinen, der Respekt vor dem Volke zwinge uns dazu,
dass wir sagen: Also gut, du hast uns zum grossen
Teile nicht mehr gewählt, zum ändern Teile wollen
wir selber nicht mehr dabei sein, so wollen wir auch
der künftigen Vertrauensbehörde die Sache vertrau-
ensvoll überlassen! — Aber auch von einem ändern
Gesichtspunkte aus dürfen wir die Verantwortung
nicht übernehmen. Nicht nur die Zusammensetzung
ist anders, sondern wahrscheinlich ist auch die Lage
im Dezember anders als heute. Heute ist die Lage
unbestimmt und unbestimmbar. Wir wissen noch gar
nicht das, was wir wissen sollten, was es eigentlich
ist mit dem Völkerbunde, wo er existiert und wann
er zu existieren anfängt. Dieser Anfang sollte eigent-
lich gemacht sein, dann können wir erst dazu kommen
als solche, die nicht dabei waren bei der Urheberschaft
und die, wie man heute gehört hat, noch gar keine
offizielle Einladung in aller Form Rechtens und An-
standes empfingen. Darum müssen wir die Sache
dem zukünftigen Parlamente überlassen. Ich bin am
allermeisten davon überrascht, dass wir, die ja be-
kanntlich im voraus schon angenagelt sind als « grim-
mige » oder « blutige » Gegner des Völkerbundes, Ihre
Geschäfte führen müssen, meine Herren Vertreter
und Vorkämpfer des Völkerbundes ! Das dürfte Ihnen
doch sonnenklar sein, dass Sie mit der Verschiebung
des Geschäftes gewinnen, dass Sie dann den Gegnern
eine sehr wichtige Waffe aus der Hand winden. Nichts
stärkt das Misstrauen so sehr als die Drängerei und
Zwängerei des Bundesrates. Wir sind uneigennütziger,
als man uns überhaupt zumuten könnte, indem wir
Ihnen Ihre Position stärken helfen. Allerdings möchte
ich bei der Gelegenheit auch Ehrlichkeits halber be-
merken, dass jener Zusammenhang zwischen dem
Votum der Bundesversammlung und dem des eigent-
lichen, wirklichen Souveräns nicht darf zeitlich aus-
einandergerissen werden. Wenn Sie allerdings das
Wagnis auf sich nehmen würden, das Ihnen der erste
Antragsteller von heute beinahe zugemutet hätte, dass
man die Volksabstimmung verschiebe bis nach der
Anmeldung beim Völkerbunde, so kann ich Ihnen im
voraus verraten, dass dies gewaltigen Wind in die
Segel der Gegnerschaft des Völkerbundes geben würde.
Gegen den Orkan, der sich dann erheben müsste, das
können wir im voraus sagen, wären alle Vorbereitungen,
die bereits eingesetzt hatten, bevor die Botschaft des
Bundesrates an die Bundesversammlung erlassen
worden war und die seither immer noch mit gewich-
tigen Mitteln arbeiten, ich sage, alle diese Vorberei-
tungen für die Stimmungmache beim Volke wären
vollständig vergebens.

Meine Herren, gehen Sie den geraden Weg, der
in diesem Falle auch ein Weg der Vorsicht ist für Ihre
eigene Sache. Seien Sie so stark, zu verzichten auf
das, ich gebe es zu, interessanteste Geschäft, und
machen Sie sich hinter die langweiligen Sachen, hinter
die Aufräumungsarbeiten, auf dass nicht, wenn der
Entscheid, wie es ja vorauszusehen ist, auch mit
einer starken Mehrheit zugunsten des Beitrittes zum
Völkerbunde fällt, dann das Stirnwort für diese Emp-
fehlung des Parlamentes an das Volk geschrieben
werden muss: Morituri te salutanti
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Spahn, Präsident der Kommission: Ich möchte
Ihre Diskussion nicht unnötig verlängern, gestatte
mir indessen doch, zwei Bemerkungen zugunsten des
Antrages des Bundesrates auf sofortiges Eintreten
in die Debattte hier vorzubringen.

Als wir uns im September hier über die Frage der
Behandlung ausgesprochen haben, da war die Meinung
derjenigen, die für Verschiebung eintraten, die, dass
wir das Traktandum behandeln sollten, sobald die
Voraussetzungen gegeben seien, sobald also die drei
Mächte, die notwendig sind für das Zustandekommen
des Vertrages, ihre Zustimmung erklärt haben. Wir
gingen damals von der Voraussetzung aus, dass mit
der Ratifikation durch drei Mächte ohne weiteres auch
das vorgesehene Protokoll erstellt werde und damit
die Frist zu laufen beginne, und wir waren damals
der bestimmten Auffassung, dass, sobald diese Voraus-
setzung gegeben sei, wir wiederum in die Beratung
eintreten.

Diese Voraussetzung ist heute noch nicht erfüllt;
aber als der Bundesrat uns eingeladen hat, da hat er
in guten Treuen annehmen können, dass sich diese
Voraussetzung demnächst erfüllen werde. Sosehr ich
es von meinem Standpunkte aus begrüsst hätte, dass
wir uns erst dann hätten aussprechen müssen, wenn
alle fünf Grossmächte in der Sache Stellung genommen
haben, so muss ich nun sagen, dass man heute eine
weitere Verschiebung in einem ganz ändern Lichte
betrachten würde und betrachten müsste, als die Ver-
schiebung, die wir im September vorgenommen
haben.

Ich will auf alle die Argumente, die vorgebracht
worden sind, nicht eintreten. Ich will mir bloss fol-
gende Bemerkungen gestatten: Man spricht davon,
der Rat habe heute nicht mehr das moralische Recht,
nicht mehr die Autorität, sich in einer so wichtigen
Frage auszusprechen. Ich gebe ohne weiteres zu, vom
Standpunkte der Opportunität aus mag es gewiss
angemessener erscheinen, dass in dem Stadium, in
dem wir uns befinden, wo in drei Wochen der neue
Rat zusammentritt, eine Frage von so fundamentaler
Bedeutung vom neuen Rate entschieden werde. Das
hätte man in ordentlichen Zeiten auch getan. Ich
bestreite aber durchaus, dass wir nicht die formelle
und materielle Kompetenz und die vollständige Auto-
rität haben, uns in dieser Sache auszusprechen. Wir
hören das allerdings schon seit Jahr und Tag, wir
hörten es schon, als es sich um die Frage der Abkür-
zung der Amtsdauer handelte. Man hat damals gesagt :
Geht, macht, dass ihr fortkommt, ihr seid verurteilt
und habt nicht mehr die notwendige Autorität!

Ich habe mir damals erlaubt, dieser Meinung ent-
gegenzutreten und tue es noch heute mit der gleichen
Schärfe, indem ich sage, das widerspricht allen unsern
konstitutionellen Auffassungen, das widerspricht un-
serer Verfassung und unserem politischen Leben. Wir
sind gewählt vom Volke, wir sind vom gleichen Volke
gewählt, das jetzt wieder Neuwahlen vorgenommen
hat, und wir sind gewählt für eine Amtsdauer. Da
haben wir alle Kompetenz und nicht bloss die Kom-
petenz, sondern auch die Verpflichtung, diejenigen
Geschäfte zu besorgen, die uns zur Besorgung ob-
liegen. Ich könnte hier ja mit einer gewissen Schaden-
freude konstatieren, dass ich in dieser Anschauung
heute aus denjenigen Kreisen Sukkurs erhalten habe,
die mich damals bekämpft haben. Man ist damals
auf die Verkürzung der Amtsdauer so bereitwillig ein-

gegangen; jetzt haben wir den Salat, jetzt stehen wir
vor der Situation, die man damals schon hätte voraus-
sehen können! 'Ich will meine Schadenfreude nicht
äussern, sondern behaupte nur, der heutige Rat habe
die formelle und die materielle Kompetenz zur
Entscheidung. Wenn man diese Kompetenz aufgeben
wollte, so wäre das in den Augen des Volkes ein Zeichen
der Schwäche.

Ich möchte noch darauf hinweisen, welchen
Eindruck eine abermalige Verschiebung im Auslande
und im Mande machen würde. Wir haben ja hier
nicht ohne weiteres auf das Ausland Rücksicht zu
nehmen, sondern in dieser hochwichtigen Frage unsere
Interessen für uns zu wahren. Aber wir müssen doch
einen Blick auf das Ausland werfen, und da sage ich,
wenn man schon damals gewisse Befürchtungen,
meiner Meinung nach mit Unrecht, hatte, so wird sich
das verstärken. Man wird in den Kreisen der Völker-
bundsstaaten unser abermaliges Verschiebungsvotum
als ein Zeichen der Unschlüssigkeit und vielleicht
als etwas Schlimmeres ansehen. Es wird uns da eine
gewisse Abkühlung der Sympathien begegnen. Aber
noch viel wichtiger ist der Eindruck im Inlande. Wir
müssen uns doch auch mit dem Gedanken unserer
Miteidgenossen in der welschen Schweiz befassen.
Unsere welschen Miteidgenossen haben schon das
letztemal der Verschiebung opponiert. Sie haben es
als ein Zeichen der Unfreundlichkeit empfunden gegen-
über dem Vertrage, den wir eingehen sollen. Wenn
wir heute noch einmal verschieben, so wird das in
den Kreisen unserer welschen Miteidgenossen mit
einem gewissen Recht als eine Unfreundlichkeit gegen
die Anschauungen der welschen Schweiz aufgefasst
werden. Man hat schon davon gesprochen, dass der
berühmte oder berüchtigte Graben, von dem so lange
und so viel die Rede war, sich wieder auftun könnte.
Ich hoffe es nicht und erwarte es nicht ; aber ich möchte
nicht ohne Not eine so wichtige Frage zum Ausgangs-
punkt einer neuen innerpolitischen Schwierigkeit und
einer neuen innerpolitischen Kampagne machen.

Nachdem wir vom Bundesrate extra für dieses
Traktandum eingeladen worden sind, und da der
Bundesrat einstimmig der Auffassung ist, das Geschäft
sollte behandelt werden, so glaube ich, wir sollten
die Verantwortlichkeit auf uns nehmen, eine Entschei-
dung zu treffen, die ja nicht endgültig ist.

Ich möchte schliessen mit einem Hinweis auf eine
Bemerkung des Herrn Büeler. Herr Büeler hat Ihnen
gesagt: Es nützt ja nichts, wenn wir jetzt in die Be-
ratung eintreten, weil der Ständerat die Sache doch
erst im Dezember beraten wird und dann auch die
Schlussabstimmung hier im Nationalrate erst im De-
zember stattfinden kann. Das scheint mir ausge-
schlossen. Wenn wir auf die Beratung eintreten,
dann kann es nur den Sinn haben, dass der Bundes-
beschluss in dieser Session von beiden Räten erledigt
wird und dass ein Bundesbeschluss zustande kommt,
an dem im Dezember nicht mehr gerüttelt werden kann.
Aus dem Grunde, den Herr Büeler selbst angeführt
hat. Wenn wir eintreten und das Geschäft bloss im Na-
tionalrat behandeln, im Ständerat dagegen erst im
Dezember, dann wäre nach dem Gesetz über den
Geschäftsverkehr eine Schlussabstimmung im neuen
Rate notwendig. Es ist aber ganz ausgeschlossen,
dass wir den 70 neuen Mitgliedern zumuten könnten,
eine Schlussabstimmung in einer so wichtigen Frage
vorzunehmen, ohne dass man ihnen Gelegenheit gegeben
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hätte, zu diesem Traktandum zu sprechen. Das ist
einfach ohne weiteres ausgeschlossen. Wenn die
Schlussabstimmung über das Traktandum erst im
Dezember erfolgt, dann nützt unsere Beratung heute
nichts, dann müssen wir sie auch auf den Dezember
verschieben. Aber ich glaube, es ist möglich, dass
die Sache in beiden Räten in dieser Session behan-
delt wird. Wir haben von dem Präsidenten der
ständerätlichen Kommission gehört, dass die stände-
rätliche Kommission bereit ist, das Traktandum in
der gleichen Session mit dem Nationalrate zu-
sammen zu erledigen. Darum möchte ich den An-
trag des Bundesrates wärmstens unterstützen,
der dahin geht, es sei in die Beratung des Völker-
bundes einzutreten und das Traktandum in der gegen-
wärtigen Session von beiden Räten zu erledigen.

M. le président de la Confédération Ador: Après
les excellents arguments présentés par les rapporteurs
de la majorité de la commission et après le discours
que vient en particulier de prononcer M. le président
de la commission, j'aurais pu renoncer à prendre la
parole. Il n'est pas en effet dans les usages parlemen-
taires que deux membres du Conseil fédéral inter-
viennent pour défendre la même cause et M. le chef
du département politique a défendu avec toute son
autorité, son talent et sa conviction la nécessité pour
le Conseil national d'entrer en matière sur la question
de la Société des nations. Je manquerais cependant
à mon devoir, comme président de la Confédération,
si je n'ajoutait pas le poids que peut avoir ma parole
dans une question de cette importance en parlant ici
après M. Calonder au nom du Consel fédéral unanime
et pour appeler la très sérieuse attention du Conseil
national sur la responsabilité qui pèse sur lui dans une
question qui intéresse à un si haut degré le peuple
suisse.

Jamais question n'a été plus prête et plus mûre
à être discutée dans ce ConseÛ que celle que vous êtes
appelés à traiter aujourd'hui. Les commissions ont
été nommées il y a longtemps, elles ont discuté, elles
ont délibéré, le Conseil fédéral leur a présenté des
messages extrêmement étendus et motivés, des rap-
ports de vos commissions ont été imprimés, la matière
est là. Vous pouvez en tout état de cause discuter
mieux que jamais cette question extrêmement im-
portante. Pourquoi ajourner, alors qu'au mois de
septembre il avait été convenu expressément que si
trois puissances ratifiaient le traité de paix, nous nous
réunirions à nouveau en novembre pour discuter la
question? Il est indiscutable, ainsi que M. le con-
seiller fédéral Calonder vous l'a démontré, qu'il ne
dépend pas de l'adhésion de l'Amérique de faire courir
les délais. Le délai courra depuis le jour où les ratifi-
cations seront déposées définitivement au Ministère
des affaires étrangères en France constatant l'ad-
hésion de trois des grandes puissances. Or, quatre
des puissances signataires du traité de paix y ont
maintenant définitivement adhéré. Par conséquent,
le délai de deux mois commemcera à courir le jour
où ces ratifications auront été déposées au Ministère
des affaires étrangères en France. Nous avons la
quasi certitude — nous ne pouvons pas dire que nous
avons la certitude absolue, mais d'après les renseigne-
ments qui nous viennent de source autorisée, Anous

savons que ces procès-verbaux de ratification seront
déposés le 25 novembre. Depuis cette date et jusqu'au
25 janvier, soit pendant deux mois, la Suisse pourra
entrer la tête haute dans la Société des nations comme
membre originaire ou fondateur.

Messieurs, le Parlement suisse a-t-il le droit d'em-
pêcher la Suisse de bénéficier de la prérogative ré-
sultant du fait qu'elle serait membre originaire de
la Société des nations? Pesez les conséquences d'un
ajournement de la question et vous comprendrez
l'importance de votre responsabilité et vous vous
rendrez compte que vous ne pouvez pas soustraire
au peuple le droit qui lui appartient de revendiquer
l'avantage de figurer comme membre fondateur et
originaire de la Société des nations; il entend libre-
ment en faire partie sans être diminué au lieu d'être
réduit à venir plus tard solliciter son admission par
un vote des membres du Conseil de la Société des
nations, pour y être admis tardivement. C'est une
question de toute importance pour vous et sur laquelle
le Conseil fédéral vous prie de porter toute votre
attention, bien convaincu que le Conseil national
ne voudra pas se séparer sans avoir compris les res-
ponsabilités qui pèsent sur lui et la gravité de son
devoir.

Je ne reviens pas sur la question de savoir si le
Conseil national actuel est compétent, cela ne fait
pas l'ombre d'un doute. Le peuple suisse a déclaré
l'année dernière encore que le Conseil national actuel
resterait en fonctions jusqu'au 30 novembre 1919. Per-
sonne n'a le droit de venir contester votre compétence.
Et lorsque l'honorable M. Graber vous invite à res-
pecter la volonté populaire, à vous soumettre à cette
volonté, permettez-moi de dire que la volonté popu-
laire s'est nettement exprimée et qu'elle a déclaré
que cette question devait être tranchée par le Conseil
national actuel en fonctions jusqu'au 30 novembre.
Personne n'a le droit de douter de la compétence
absolue du Conseil national. Que s'est-il passé depuis
votre dernière session? Les élections pour le renou-
vellement intégral du Conseil national. Elles ont
donné les résultats qu'elles devaient donner. Elles
ont fait apparaître la représentation constitutionnelle
des partis proportionnellement à leurs forces, mais
ces nouvelles élections n'ont pas eu pour but de per-
mettre au peuple suisse d'y procéder pour ou contre
la Société des nations. Ces nouvelles élections ont
permis au peuple suisse de manifester son opinion
et sa volonté conformément au nouveau système
électoral. Dans le nouveau Conseil national siégeront
112 membres du Conseil actuel. Et vous viendriez
prétendre que le Conseil national actuel est disqualifié
pour traiter la question, alors que 112 de ses membres
rentreront dans le nouveau Conseil et que par con-
séquent même si ces derniers devaient y traiter la
question, ils y auraient la majorité et la position
prépondérante qu'ils doivent occuper.

Il faut nous mettre en face de la réalité de la
situation telle qu'elle se présente. Un ajournement
produirait actuellement dans le peuple suisse une
déception très grande. Il se produirait une propagande
active pour ou contre l'entrée de la Suisse dans la
Société des nations. Tout le monde a le droit de dis-
cuter, d'émettre librement son opinion. Nous nous
félicitons de voir le peuple suisse s'intéresser à une
question si importante et les chefs des différents partis
politiques se jeter dans la mêlée pour défendre ouverte-
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ment leurs opinions et leurs idées. Nous espérons
que le peuple suisse comprendra toujours mieux qu'il
s'agit là d'une question de la plus haute importance
pour lui. Pour mon compte, je ne sais pourquoi le
Conseil national actuel, saisi depuis si longtemps
de la question, qui en connaît toute l'importance pour
l'avenir de la Suisse, se séparerait sans avoir au moins
manifesté un témoignage de sympathie quelconque
en faveur d'une idée qui répond si bien aux voeux
de notre peuple, c'est-à-dire à la possibilité d'éviter
à l'avenir des guerres, de chercher un terrain d'entente
et d'union entre tous.les pays et tous les peuples sur
la base de la solidarité internationale. C'est l'idée
fondamentale de la Société des nations. Qu'on n'ap-
prouve pas certains des articles de ses statuts, c'est
possible, mais retenons ce qui fait le fond de la grande
et belle idée qui pour la première fois est lancée dans
le monde et qui consiste à réunir tous les peuples
dans un sentiment de véritable solidarité pour chercher
à éviter le retour de malheurs tels que ceux dont
l'humanité a souffert depuis 5 ans.

Je ne veux pas entrer dans le fond du débat, mais
je dis que ces sentiments-là vous devez les partager.
Vous devez comprendre le devoir que nous avons et.
que le Conseil national a de ne point se séparer sans
manifester son opinion et sans donner au peuple
suisse son préavis. Le vote définitif sur cette question
appartient au peuple souverain. Vous ne compro-
mettriez en rien la décision du peuple en donnant
aujourd'hui votre adhésion à la proposition du Conseil
fédéral et en entrant en matière sur cette question.
Vous prouverez simplement qu'à la fin de votre man-
dat, en face d'une question qui préoccupe à un si haut
point l'opinion publique suisse, votre devoir est de
donner votre préavis au peuple et de ne pas vous
séparer sans avoir manifesté clairement votre opinion.

Au nom du Conseil fédéral et en appuyant de
nouveau les arguments et les conclusions présentés
par mon honorable collègue, le chef du département
politique, je prie très instamment le Conseil na-
tional d'entrer en matière, de ne pas s'ajourner,
de comprendre qu'un ajournement aurait un effet
déplorable non seulement à l'intérieur, mais à l'ex-
térieur. Il faut pourtant nous préoccuper de l'ex-
térieur. Nous ne pouvons pas nous isoler ni ignorer
ce qu'on pense de nous. On a maintenant trop le
sentiment que la Suisse se fait toujours prier, qu'elle
est le dernier pays à vouloir souscrire à une chose si
grande, si importante pour nous aussi. On ne com-
prend pas très bien cette attitude de la Suisse qui
aurait dû être le tout premier pays à manifester avec
un empressement particulier son désir profond de
collaborer avec l'humanité toute entière à l'améliora-
tion de la situation actuelle. Vous ne savez pas vous
séparer sans avoir abordé la question, sans l'avoir
discutée et, j'en ai le ferme espoir, sans avoir voté
l'entrée de la Suisse dans la Société des nations.

Michel: Obschon ich mit Herrn Knellwolf zu den
« Morituri » gehöre, so kann ich mich doch dessen
Auffassung keineswegs anschliessen. Ich entgegne
ihm: Non omnis moriar! Auch gehöre ich zu den-
jenigen, welche die Ansicht haben, dass eine noch-
malige Verschiebung des Traktandums keinen guten
Eindruck machen würde. Es wäre damit dem Völker-

bund und seiner Idee der allerschlechteste Dienst ge-
leistet. Allerdings wissen wir, dass das gerade die
Taktik der Gegner des Eintrittes der Schweiz in den
Völkerbund ist: man will mit der nochmaligen Ver-
schiebung dem Völkerbund einen schlechten Dienst
leisten. Und in der Tat, beim Volke würde eine noch-
malige Verschiebung den Eindruck erwecken, es
handle sich da um etwas nicht Gutes, es handle sich
zum mindesten um eine ganz gefährliche Angelegen-
heit, wenn der extra vom Bundesrat hierzu berufene
alte Nationalrat nicht den Mut finden würde, die
Frage endlich einmal zu entscheiden. Das Volk würde
sich sagen, der alte Rat hat durch seine Kommission
die Angelegenheit nach allen Richtungen vorbereitet,
und die einzelnen Mitglieder des Rates haben die An-
gelegenheit, das ganze Aktenmaterial, die Botschaft
des Bundesrates und die eingehenden Berichte der vier
Kommissionsreferenten studiert, und dann ist der Rat
doch auf halbem Wege stehen geblieben und hat die
Sache im Stiche gelassen. Damit würden wir den
Eintritt in den Völkerbund bei dem Volke schwer
diskreditieren, und ich glaube, das wäre ein grosser
Fehler. Es wäre namentlich auch ein Fehler mit
Rücksicht auf unsere welschen Miteidgenossen. Wir
haben von unsern welschen Kollegen gehört, dass eine
nochmalige Verschiebung des Traktandums in den
romanischen Teilen des Landes Verdruss und grosse
Enttäuschung verursachen würde, und ich glaube,
die welsche Schweiz hat es nicht verdient, dass wir
ihr dieses Leid antun. Denn der Verlauf und der Aus-
gang des Krieges und die während und nach dem
Kriege erfolgten Enthüllungen haben den Beweis
geleistet, dass die welsche Schweiz besser orientiert
war und heller gesehen hat als die Mehrheit der
Politiker und Intellektuellen der deutschen Schweiz.
Auch im Volke draussen hat [man vielfach den
Ausspruch gehört: Wir sind der welschen Schweiz
Dank schuldig. Es ist ein wahres Glück, so habe icL
mehr als einmal im deutschsprachigen Teile unseres
Volkes sagen gehört, dass wir eine welsche Schweiz
haben, und dieser Auffassung bin ich auch persönlich,
und das wollte ich vor meinem Abschied in diesem Rate
einmal zum Ausdrucke bringen.

Nun ist die Meinung geäussert worden, man sollte
die Frage noch nicht behandeln mit Rücksicht auf
den Umstand, dass Amerika in der Sache noch nicht
Beschluss gefasst hat. Ich gebe zu, dass man in guten
Treuen der Ansicht sein kann, man sollte die Stellung-
nahme der Vereinigten Staaten abwarten. Aber was
die grundsätzlichen Gegner des Eintrittes in den Völker-
bund betrifft, insbesondere diejenigen Gegner, welche
die Verschiebung befürworten, um überhaupt dem Ein-
tritte in den Völkerbund ein Bein zu stellen, so muss
ihre heutige Rücksichtnahme auf Amerika doch etwas
verwundern, und zwar deshalb, weil sie früher auf die
Stellungnahme der Vereinigten Staaten nicht gerade
viel gegeben haben. Als vor 2y2 Jahren der Kongress
der Vereinigten Staaten in Uebereinstimmung mit der
ungeheuren Mehrheit des amerikanischen Volkes den
hochherzigen Beschluss gefasst hat, die wehrfähige
Jugend der Vereinigten Staaten über den Ozean auf
die blutgetränkten Schlachtfelder Frankreichs zu
schicken zum Schütze des verletzten Rechtes und
der bedrohten Freiheit und gleichzeitig auch, um eine
Dankesschuld abzutragen an der französischen Nation
und den Nachkommen Lafayettes und seiner Mit-
kämpfer, da waren die meisten heutigen Gegner des
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Völkerbundes gar nicht erbaut über diese Intervention
der Vereinigten Staaten, und man hat damals in allen
Tonarten darüber geschrien und gewettert und die
amerikanische Intervention als Anmassung und un-
berechtigte Einmischung in europäische Angelegen-
heiten bezeichnet.

Ich bin nun allerdings der Ansicht und hege die
Hoffnung, dass die Vereinigten Staaten den Völker-
bundsvertrag genehmigen werden. Aber sei dem wie
es will, wenn wir die Sache behandeln, so ist nachher
unser Volk, falls Amerika wider Erwarten dem Völker-
bunde nicht beitreten sollte, noch immer frei in seiner
Entschliessung,

Noch eines möchte ich anführen. Ich möchte auf-
merksam machen auf einen Vorgang. In unserer
Nachbarrepublik, in Frankreich ist der Friedens-
und Völkerbundsvertrag auch von dem alten Par-
lament, kurz vor seiner Verabscheidung, behandelt
und genehmigt worden, und doch meine ich, handelte
es sich für das französische Parlament und für das
französische Volk bei der Genehmigung des Friedens-
vertrages noch um etwas mehr als jetzt bei uns. Es
handelte sich hierbei für Frankreich,das während diesem
schrecklichen Krieg so ungeheure Opfer an Gut und
Blut auf sich nehmen musste, um viel mehr als jetzt
bei uns. Und dennoch hat das alte französische Par-
lament, obschon der Friedensvertrag viele Gegner
hatte, die Sache behandelt und zum Abschlüsse ge-
bracht. Es ist in Frankreich niemand eingefallen,
das Verlangen zu stellen, die Angelegenheit sei dem
neuen Parlamente zu überlassen. Und da meine ich,
nach diesem Vorgang dürfen auch wir, der alte Na-
tionalrat, es wagen, die Frage zu behandeln. Wir
befinden uns ep pleine connaissance de cause und
es erscheint als durchaus natürlich und gegeben, dass
wir das Traktandum erledigen. Ich bin also gegen die
Verschiebung.

Caflisch: Es haben zum grossen Teile Herren
gesprochen, die in der Nähe von Bern wohnen. Es
darf wohl auch einer sprechen, der vier oder fünf Tage
auf die Reise verwenden muss, um nach Bern und
wieder zurück zu gelangen. Wenn wir vier oder fünf
Tage auf diese Reise verwenden und unverrichteter
Sache wieder in die entfernten Täler Graubündens
kommen zum zweitenmal, so würde man uns mit
Hohn und Spott empfangen. Umsonst wären die
Bücher, die die Kommission geschrieben hat, um uns
zu orientieren ; umsonst wären die grossen Kosten der
Session; umsonst die langen und kostspieligen Be-
ratungen der 59köpfigen Kommission. Warum sollen
wir alles das umsonst tun oder getan haben? Aus
lauter falscher Bescheidenheit derjenigen, die sich
nicht mehr haben wählen lassen oder nicht mehr
gewählt worden sind. Aus falscher Bescheidenheit,
denn es ist nicht so, wie Herr Knellwolf meint, wir
müssen aus Hochachtung vor des Volkes Willen un-
verrichteter Dinge auseinander gehen, sondern der
Volkswille verlangt, dass die Herren, die nach Bern
gehen, arbeiten. Und was ihm als Volkswille gilt, das
ist der Proporz, die Proporzwahl, wie sie sich gemacht
hat. Wie stellt sich diese heraus? Der Proporz ist
kein demokratischer, sondern er stellt sich als ein
korrupter und bureaukratischer Kerl heraus. (Heiter-
keit.) Warum? Die gemäss Volkswillen Gewählten

können ja veranlässt werden, zurückzutreten, ihre
Mandate niederzulegen, und es soll einer nachrücken,
der gar nicht gewählt ist. Ist das demokratisch und
verdient das unsere Hochachtung? Nein, das ist
Korruption. Man kann einen mit Gewalt zwingen,
zurückzutreten durch irgendwelche erlaubte oder
unerlaubte Mittel und macht damit auch die Möglich-
keit des Panaschierens illusorisch. Also die Proporz-
wahl, wie wir sie adoptiert haben, verdient unsere
Hochachtung keineswegs, und wir brauchen darauf
keine Rücksicht zu nehmen. (Heiterkeit.)

Aber hiervon abgesehen, es gibt nicht, wie Herr
Buri meint, einen Torschluss für uns vor dem Monat
Dezember. Es gibt keinen Torschluss für die Arbeit,
sondern wir haben die geschworene Pflicht, zu ar-
beiten bis zum letzten Tag unserer Amtsdauer. Wir
haben nicht endgültig zu entscheiden, sondern wir
haben nur einen Vorschlag an den Souverän zu machen
nach bestem Wissen und Gewissen. Und auch die
neugewählten Nationalräte können doch in der Volks-
abstimmung ihre Meinung sagen. Ich habe nicht das
Gefühl, dass Gründe bestehen, die uns der Pflicht
entbinden, heute die Arbeit aufzunehmen und zu
Ende zu führen. Herr Buri redet vom « alten »
Nationalrat, und es scheint, dass er einzelne Herren
im Auge hat. Es gibt aber auch neugewählte alte
Nationalräte, und die Berner sollen nicht vergessen,
dass die von Bern Entfernten nicht gekommen sind,
um wieder nach Hause zurückzukehren und nichts zu
tun. Wir wollen Taten sehen, denn der Worte sind
genug gewechselt. Das sollen und dürfen wir nicht
vergessen. Es ist nicht das Volk, sondern wir selbst
sind es gewesen, die wir den Antrag gestellt, die
Wahlperiode um ein Jahr abzukürzen. Bevor man uns
wieder nach Hause gehen lässt, wollen wir einmal
hören und sehen, was die Mehrheit und die Minder-
heit der Kommission uns zu sagen haben. Dann ist
in letzter Stunde der Antrag des Kollegen Herrn
Dr. Zürcher vorgelegt worden, zurzeit nicht einzu-
treten. Dieser Antrag beweist, dass wir eintreten
müssen, sonst können wir seinen Antrag nicht be-
handeln. Ich möchte Ihnen also beantragen, auf die
Völkerbundsfrage einzutreten und zu hören, was uns
die Kommission zu sagen hat.

Präsident: Das Wort ist nicht weiter verlangt.
Herr de Meuron hat den Antrag gestellt, über den
Antrag des Herrn Buri unter Namensaufruf abzu-
stimmen. Sie werden zuerst zu entscheiden haben,
ob Sie den Namensaufruf bewilligen. (Abstimmung.)

Sie haben mit 65, also mehr als 30 Stimmen, den
Namensaufruf beschlossen.

Abst immung. — Vota/ion.

Mit « Ja », d. h. für Annahme des Antrages Buri,
stimmen die Herren:
(Répondent « oui », c'est-à-dire adoptent la propo-
sition de M. Buri, MM.:)

Affolter, Bertschinger, Blumer, Bopp, Brand,
Büeler (Schwyz), Bühlmann, Buri, Burren, Duby,
Eugster-Züst, Gelpke, Graber, Greulich, Grieder,
Grospierre, Grünenfelder, Häfliger, Hardmeier, Hart-
mann, Huggler, Jenny (Glarus), Keller, Knellwolf,
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Lutz, Moser (Bern), Moser (Luzern), Müller (Bern),
Naine, Petrig, Rimathé, Ringger, Ryser, Schär (Bern),
Scherrer, Scheurer, Schmid (Solothurn), Schmid
(Graubünden), Schmidheiny, Schüpbach, Seiler (Basel-
land), Speiser, Stadiin, Staub, von Streng, Tschamper,
Wild, Will, Wyrsch. (49)

Mit « Nein », d. h. für Ablehnung des Antrages
Buri, stimmen die Herren:

(Répondent « non », c'est-à-dire rejettent la pro-
position de M. Buri, MM.:)

Abt, Bersier, Bertoni, Bettex, Bonhôte, Borella,
Böschung, Bosset, Bossi, Bühler (Bern), Caflisch,
Cailler, Calarne, de Cérenville, Choquard, Chuard,
Cossy, Daucourt, de Dardel, Dedual, Eggspühler,
Eigenmann, Eisenhut, Eisenring, Eugster Arthur,
Forrer, Frei (Basel), Freiburghaus, Frey (Zürich),
Fritschi, Gamma, Garbani, Gaudard, Genoud, Göt-
schel, Göttisheim, Grand, Grieshaber, Grobet, Hess,
von Hettlingen, Hofer, Hoffmann, Hörni, Jaton,
Jenny (Bern), Jobin, Knüsel, Kuntschen, Kurer,
de Lavallaz, Lohner, Mächler, Maillefer, von Matt,
Maunoir, Mermoud, de Meuron, Meyer, Michel,
Micheli, Ming, Mosimann, Müller (Thurgau), Musy,
Odinga, Pélissier, Piguet, de Rabours, Rebmann,
Rellstab, Reymond, Rikli, Rochaix, Rothenberger,
Schaller, Schär (Basel), Scherrer-Füllemann, Schmid
(Zürich), Schubiger, Seiler (Wallis), Siegrist, Sigg,
Spahn, Steinegger, Steiner, Steinmetz, Steuble, Strau-
mann, Strebel, Stuber, Stucki, Sulzer, Syz, Ull-
mann, Ursprung, Vasalli, Waiser, Walther, Weber,
Widmer, Wirz, Zingg, Zschokke, Zürcher. (105.)

Die Herren Evéquoz, Genoud und Yersin lassen
nachträglich erklären, dass sie, wenn anwesend, gegen,
Herr Jäger, dass er für den Verschiebungsantrag Buri
gestimmt hätte.

(Messieurs Evéquoz, Genoud, Yersin, font déclarer
que s'ils avaient été présents, ils auraient voté non,
c'est-à-dire contre l'ajournement, M. Jäger déclare
qu'il aurait voté oui, c'est-à-dire pour l'ajournement.)

E in t r e t ens f r age . — Entrée en matière.

Spahn,*) deutscher Berichterstatter der Kommis-
sionsmehrheit: Die zur Prüfung und Berichterstat-
tung über die Frage des Beitrittes der Schweiz zum
Völkerbund niedergesetzte Kommission des National-
rates hat in mehreren Sitzungen die Vorlage des

*) Die den Mitgliedern des Rates vor der Session ge-
druckt zugestellten Referate der Kommissionsberichterstatter,
HH. Spahn, de Meuron, Borella, Büeler ( Schwyz 1 und Müller
(Bern), wurden in der Sitzung vom l I.November mündlich
nicht -wiederholt, werden hier aber der Vollständigkeit halber
aufgenommen.

(Les rapports de MM. Spahn, président, de Meuron,
Borella, Büeler (Schwyz) et Müller (Berne), membres de
de la commission, ayant été imprimés et distribués à MM.
les députés, on a jugé inutile de les répéter verbalement,
mais il prennent place ici.)

Bundesrates vom 4. August 1919 einlässlich-beraten.
Sie hat sich 'nicht auf einen einheitlichen Antrag zu
einigen vermocht.

Von den bei der Beratung anwesenden 28 Mit-
gliedern haben sich 21 für den Beitritt der Schweiz
zum Völkerbund ausgesprochen. Es sind dies die
Herren Bersier, Borella, Cailler, Calarne, Cattori,
Deschenaux, Arth. Eugster, Forrer, Frey-Zürich,
Gamma, Göttisheim, Lohner, von Matt, de Meuron,
Micheli, Ming, Scherrer-Füllemann, Seiler-Wallis,
Spahn, Steuble und Waiser.

Vier Mitglieder, die Herren Büeler-Schwyz, Gelpke,
Müller-Bern und Naine, beantragen grundsätzliche
Ablehnung des Beitrittes.

Drei Mitglieder, die Herren Keller, von Streng und
Zürcher, lehnen den Beitritt zurzeit ab.

Der nachstehende Bericht wird für die Mehrheit
der Kommission erstattet. Bei der Vielgestaltig-
keit des vorliegenden Problems und der Verschieden-
artigkeit des Standpunktes in bezug auf die Ein-
schätzung des Wertes und der Bedeutung der für
den Eintritt streitenden Argumente ist es ausge-
schlossen, die Ansicht eines jeden der zur Mehrheit
gehörenden Kommissionsmitglieder zur Darstellung
zu bringen. Deshalb trägt dieser Bericht nach ver-
schiedenen Seiten das individuelle Gepräge der An-
schauung seines .Verfassers, der auch allein die Ver-
antwortung für dessen Inhalt übernimmt.

Der Bericht war schon fertiggestellt, bevor dessen
Drucklegung beschlossen wurde. Er war als münd-
licher Vortrag im Nationalrate gedacht. Dieser Um-
stand sowie andere Erwägungen haben dem Bericht-
erstatter eine weitgehende Beschränkung auferlegt.
Es ist ein Ding der Unmöglichkeit, im Rahmen eines
verhältnismässig kurzen, die Aufmerksamkeit der
Zuhörer nicht über Gebühr in Anspruch nehmenden
Vortrages die verschiedenen Seiten des weitschich-
tigen Themas zu beleuchten. Daher kann die Auf-
gabe dieses Berichtes bloss die sein, einige der Haupt-
gesichtspunkte, welche für den Eintritt der Schweiz
massgebend sind, zu skizzieren. Ich konnte mich
um so eher hierauf beschränken, als die bundesrät-
liche Botschaft vom 4. August 1919, deren Inhalt ich
als bekannt voraussetzen durfte, in einlässlicher und
ausgezeichneter Darstellung ein historisch wie dog-
matisch erschöpfendes Bild des ganzen vielgestal-
tigen Problems entwirft und unter Vermeidung jeder
Einseitigkeit alle Gründe pro et contra so vollstän-
dig zusammenträgt, dass es kaum möglich sein dürfte,
neue Gesichtspunkte aufzufinden. Es kann sich daher
hier mehr um eine kritische Würdigung der Argu-
mente handeln, welche für den von der Kommissions-
mehrheit eingenommenen Standpunkt massgebend
sind.

Aus denselben Gründen musste auch auf eine ein-
lässliche Darstellung des Inhaltes des Pariser Paktes
verzichtet werden. Ich greife nur diejenigen Punkte
heraus, die für die spätere kritische Erörterung von
Bedeutung sind.

I. Der Pariser Pakt.

Meine Herren! Der fünfjährige Weltkrieg, das
erschütterndste und entsetzlichste Ereignis der Welt-
geschichte, hat Europa an den Rand des Abgrundes
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gebracht. Nicht bloss für die Besiegten, auch für
die Sieger und für die nicht direkt Beteiligten er-
gaben sich aus diesem unerhörten Weltgeschehen
katastrophale Folgen. Auch die Schweiz ist hart
mitgenommen worden. Gegenüber der vielfach un-
begründeten allgemeinen Unzufriedenheit muss zwar
immer und immer wieder das Gefühl tiefer Dank-
barkeit zum Ausdruck gebracht werden für die
wunderbare Bewahrung unseres Landes vor den
Schrecken und dem Elend des Krieges. Allein mittel-
bar hat auch die Schweiz die Wirkungen der Kriegs-
zeit zu spüren gehabt. Und vielleicht gerade die
schwerwiegendsten Folgen verhüllt uns die Zukunft.

Wenn aus der allgemeinen Not der Zeit ein Ge-
danke sich siegreich durchsetzt und das Menschheits-
gewissen aufgerüttelt hat, so ist es der, dass um jeden
Preis die Wiederkehr eines derartigen Greuels ver-
hütet werden muss, wenn Europa nicht zugrunde
gehen soll. Der Gedanke und die Hoffnung, den
Weltfrieden zu erhalten und zu sichern, beherrscht
heute alle Völker des Erdballs.

Dieser allgemeinen Sehnsucht nach Frieden ist
es zu danken, wenn es trotz der fast unüberwindlichen
Schwierigkeiten der kraftvollen, ausdauernden Arbeit
des Präsidenten Wilson und der mit ihm in Paris
versammelten Staatsmänner gelungen ist, einen
Völkerbund ins Leben zu rufen, dessen vornehmstes
Ziel die Erhaltung des Weltfriedens ist. Eine weitere
Aufgabe, die der Völkerbund sich stellt, liegt in der
Anbahnung einer internationalen Rechtsordnung.

Vergegenwärtigen wir uns zunächst, wie der
Pariser Pakt diese beiden ihn beherrschenden Ideen
zu verwirklichen sucht.

Der Völkerbundsvertrag geht nicht so weit,
künftige Kriege überhaupt zu verhindern; aber er
will die Kriegsmöglichkeiten einschränken, und zwar
mit den dreifachen Mitteln: der Rüstungsbeschrän-
kungen, der Aufstellung von Organen zur Vermitt-
lung und Entscheidung völkerrechtlicher Streitig-
keiten und der Durchführung von Sanktionen gegen
den Friedensbrecher.

Nach allen drei Richtungen bringt der Pakt nichts
Fertiges und Abschliessendes, sondern einen Anfang
und ein Werdendes. Darin liegt eine richtige psycho-
logische Einschätzung der Menschennatur und der
Gesetze des Völkerlebens. Es wäre vielleicht theo-
retisch leichter gewesen, das System einer lücken-
losen internationalen Friedensordnung zu entwerfen.
Aber praktisch hätte eine solche wohl nicht einmal
die Zustimmung der in der Pariser Friedenskonferenz
vereinigten Mächte gefunden, von einer effektiven
Durchführung gar nicht zu reden. Indem der Pakt
unter möglichster Schonung der Unabhängigkeit der
Einzelstaaten sich auf ein praktisch mögliches Ver-
fahren zur Sicherung des Friedens beschränkt, hat
er eher Aussicht auf Erfolg.

Dieses Verfahren stellt folgenden Hauptgrund-
satz auf: Wenn bei internationalen Differenzen die
Parteien durch einen Schiedsgerichtsvertrag oder
durch ad hoc abgeschlossene Vereinbarungen gebunden
sind, ein Schiedsgericht anrufen, so entscheidet dieses,
und die Parteien haben sich zu unterziehen.

In allen ändern, d. h. vorläufig wohl in der Mehr-
zahl der Fälle, kann eine Partei einseitig die Streit-
sache vor den Rat bringen. Dieser sucht zu vermit-
teln, und wo dies erfolglos bleibt, gibt er nach ge-
nauer Untersuchung seine Meinung in Form eines

Berichtes ab. Ist eine der Parteien im Rate nicht
vertreten, so ist sie zur Beratung beizuziehen. Ist
der Rat einstimmig, wobei die Parteien nicht mit-
stimmen dürfen, so ist der Krieg gegen den sich unter-
ziehenden Staat ausgeschlossen, und zwar auch dann,
wenn es sich um Staaten handelt, die nicht Mitglieder
des Völkerbundes sind. Wer den Krieg dennoch
beginnt, den treffen die Sanktionen, d. h. die Straf-
folgen, des Art. 16.

Ist der Rat nicht einstimmig, so besteht für alle
Glieder des Völkerbundes volle Freiheit des Handelns.

Zu den wirksamsten Friedenssicherungen gehört
die Vorschrift, dass unter keinen Umständen vor Ab-
lauf von drei Monaten seit dem schiedsgerichtlichen
Spruch oder dem Bericht des Rates zum Kriege ge-
schritten werden darf. Erwägt man, dass das Ver-
fahren vor Schiedsgericht oder Rat sechs Monate
beanspruchen darf, dass also frühestens nach Ab-
lauf von neun Monaten seit Anhängigmachung des
Streitfalles ein Krieg unter Umständen geführt wer-
den darf, dass inzwischen alles getan wird, um durch
Veröffentlichung der Streitfragen und Berichte die
öffentliche Meinung der Welt über die Streitsache zu
informieren, und dass endlich diese Grundsätze auch
anwendbar sind auf Staaten, die nicht Mitglieder sind,
so wird man gestehen müssen, dass hier ausseror-
dentlich wirksame Kräfte tätig sind, den Krieg zu
verhindern. Man braucht bloss die europäische
Kriegsgeschichte sich zu vergegenwärtigen und sich
vorzustellen, diese Grundsätze wären seit Jahrzehnten
geltendes Recht gewesen! Gewiss wäre es dann in
sehr vielen Fällen nicht zum Kriege gekommen.

Wer ohne Einhaltung der Fristen und des vor-
geschriebenen Verfahrens oder gegen den einstim-
migen Bericht des Rates zum Kriege schreitet, den
treffen die Sanktionen, d. h. der befindet sich ohne
weiteres mit dem gesamten Völkerbund im Krieg.

Neben der Verpflichtung zur Einhaltung der auf-
gestellten Fristen und des Verfahrens enthält der
Pakt zur Sicherung des Friedens noch weitere Be-
stimmungen. Einmal die Beschränkung der Rüstun-
gen und sodann das Verbot der Geheimdiplomatie,
d. h. die Vorschrift, dass internationale Ueberein-
kommen zu ihrer Gültigkeit der Veröffentlichung und
der Eintragung in ein Register bedürfen, sowie dass
gegen den Frieden oder gegen den Völkerbunds-
vertrag verstossende Verträge direkt verboten sind.

Das zweite Hauptziel des Völkerbundes, die
Schaffung einer internationalen Rechtsordnung, ist
im Pariser Pakt durch einige freilich bloss embryonale
Ansätze mehr angedeutet als verwirklicht. Einzig
in bezug auf die soziale Fürsorge ist es zu einer posi-
tiven Lösung gekommen, dem Abkommen über das
internationale Arbeiterrecht. In allen ändern Rich-
tungen, insbesondere auch hinsichtlich des interna-
tionalen Verkehrsrechtes und der Verhütung und
Bekämpfung von Krankheiten, wird lediglich auf
spätere Abmachungen abgestellt.

Welche Stellungnahme zum Völkerbundspakt liegt
im Interesse der Schweiz und ihrer Zukunft?

Bevor ich auf die Erörterung dieser Hauptfrage
eingehe, schicke ich einige Betrachtungen mehr all-
gemeiner Natur voraus.

Der Pariser Pakt hat nirgends volle und unein-
geschränkte Zustimmung gefunden. Für die meisten
bedeutet er eine schwere Enttäuschung und ein Ab-
gehen von den seinerzeit mit Freuden begrüssten Pro-
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gramm der 14 Punkte Wilsons. Es wäre auch in der
Tat töricht, die Lücken und Mängel dieses Werkes
der Diplomatie leugnen zu wollen. Allein die zum
grossen Teil recht abschätzige Kritik darf uns den-
noch nicht davon abhalten, mit der grössten Objek-
tivität zu prüfen, ob aus der Fassung und dem all-
gemeinen Charakter des Paktes heraus Gründe für
die Ablehnung unseres Beitrittes abgeleitet werden
dürfen.

Um für diese Prüfung den richtigen Massstab zu
gewinnen, muss man sich auf den Boden der realen
Tatsachen stellen und darf sich nicht einer illusioni-
stischen Ideologie hingeben. Nicht mit irgend einem
Ideal eines Völkerbundes darf der Pakt verglichen
werden, sondern man hat sich einfach die Frage vor-
zulegen, ob vom Standpunkte des praktisch Erreich-
baren aus der durch ihn herbeigeführte völkerrecht-
liche Zustand, gemessen an dem bisher gültigen,
einen Fortschritt bedeute, und ob der Vertrag mit
einiger Wahrscheinlichkeit eine dauernde Rechts-
und Friedensordnung unter den Völkern herzustellen
geeignet sei.

Es ist nicht möglich und auch nicht nötig, auf
alle Einwände gegen den Völkerbundsvertrag einzu-
gehen. Einige davon sollen kurz erörtert werden.

Man hat in der Kommission die Verquickung des
Völkerbundspaktes mit dem Friedensvertrag getadelt
und behauptet, der letztere verstosse gegen alle 14
Punkte Wilsons; er steigere die Kriegsgefahr ins Un-
geheure. Diese Verquickung ist ja nun in der Tat
höchst unerfreulich und bedauerlich. Aber wir kennen
die Gründe, die dazu geführt haben ; sie liegen in der
Besorgnis, dass ohne gleichzeitige Verpflichtung auf
beide Verträge der Völkerbund Gefahr gelaufen wäre,
zu scheitern. Nichts deutet darauf hin, dass man den
beitretenden Neutralen die Zumutung stellen wollte,
mit dem Völkerbundsvertrag gleichzeitig auch den
Friedensvertrag gutzuheissen oder auch nur sich mit
dessen Inhalt einverstanden zu erklären. Eine der-
artige Auffassung müssten wir mit aller Bestimmt-
heit ablehnen. Wir haben den Friedensvertrag nicht
zu prüfen und zu kritisieren. Soweit der Völkerbund
uns beschlägt, behält er seine vom Friedensvertrag
unabhängige Bedeutung. Auch die in Art. 10 ent-
haltene Gebietsgarantie hat keineswegs den Sinn,
dass wir damit die durch den Friedensvertrag ge-
schaffenen Grenzen der Zentralmächte als unab-
änderlich mitgarantieren und für diese Garantie
eine positive Verpflichtung übernehmen. Dieser Auf-
fassung hat der Bundesrat in seiner Botschaft deut-
lich Ausdruck verliehen. Wir haben es also nicht mit
dem Friedensvertrag, sondern bloss mit dem Völker-
bund zu tun. Und dieser steigert die Kriegsgefahr
nicht, sondern er mindert sie in starkem Masse.

Im übrigen darf ein Argument nicht übersehen
werden, das noch mehrfach herbeizuziehen sein wird.
Der Völkerbund wird zur Tatsache werden, auch wenn
die Schweiz nicht beitritt. Diese hat es also nicht
in der Hand, durch eine ablehnende Haltung die
Existenz der beiden Verträge und ihre Verquickung
samt den daraus gefolgerten Konsequenzen zu ver-
hindern. Insbesondere blieben alle die getadelten Be-
stimmungen des Friedensvertrages auch bei Ableh-
nung des Völkerbundes bestehen. Alles, was die
Schweiz tun kann, ist, ihren Standpunkt unzwei-
deutig zu markieren, demzufolge sie mit der Aner-
kennung des Paktes nicht auch eine Anerkennung
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und Billigung des Friedensvertrages ausdrückt, zu
welchem sie nicht mitzusprechen hat. Im übrigen
hat sie, wenn sie beitritt, viel eher als im umgekehrten
Falle die Möglichkeit, an der Verbesserung unhalt-
barer Verhältnisse mitzuarbeiten.

In diesen Zusammenhang gehört der weitere Ein-
wand, dass die Schweiz so lange dem Völkerbund nicht
beitreten sollte, als nicht auch die Zentralmächte dazu
gehören. Auch das Gewicht dieses Einwandes ist
durchaus anzuerkennen. Die Tatsache, dass unser
östlicher und nördlicher Nachbar einstweilen ausge-
schlossen ist, erschwert unsern Entscheid in ganz
wesentlichem Masse. Indessen darf man hoffen,
dieser Ausschluss werde nur von kurzer Dauer sein.
Wenn man den nach dieser Richtung abgegebenen Er-
klärungen führender Staatsmänner der Völkerbundes
nicht vertrauen wollte, so darf man doch sicherlich
der Logik der Tatsachen vertrauen. Denn ein Völker-
bund, von dem Zentral- und Osteuropa dauernd oder
für längere Zeit ausgeschlossen bliebe, wäre nicht
haltbar. Wenn man sagt, der Pakt sei ein Werk der
Sieger, so ist dies ja zutreffend und stossend. Aber
gerade den Siegern legt er gewisse Beschränkungen
auf und hindert sie, wenigstens in der Zukunft, an
einer schrankenlosen Betätigung ihrer Machtgelüste.

Dass etwa Deutschland oder Oesterreich unsern
Beitritt als eine unfreundliche Handlung betrachten
könnten, ist schon deswegen ausgeschlossen, weil
diese Staaten selbst ihre eigene Zulassung wünschen
und daher im Beitritt anderer Staaten keine sie un-
angenehm berührende Tatsache erblicken könnten.

Einer der am häufigsten gehörten Einwände stützt
sich darauf, der Völkerbund bringe zu wenig positive
und greifbare Resultate. Es ist zuzugeben, dass auch
dieser Einwand bis zu einem gewissen Grade seine
Berechtigung hat. Es gibt niemand, der nicht ein-
zelne Punkte anders geordnet zu sehen wünschte.
Indessen übersehen die Befürworter dieses Gesichts-
punktes eine wesentliche Tatsache. Je vollkommener
ein internationaler Vertrag ist, je mehr Bindungen und
Verpflichtungen er für die Mitglieder enthält, desto
schärfer schneidet er in deren Souveränität und Un-
abhängigkeit ein. Das sollte man sich namentlich
in der Schweiz gesagt sein lassen, wo im allgemeinen
die Bereitwilligkeit, Attribute unserer Souveränität
internationalen Abmachungen zu opfern, nicht sehr
gross ist.

Im übrigen ist nun aber doch zu konstatieren, dass
gegenüber dem bisherigen Chaos und der alleinigen
und willkürlichen Betonung des Macht- und Gewalt-
prinzips der durch den Völkerbund bedingte Rechts-
und Solidaritätsstandpunkt eine ganz wesentliche Ver-
besserung in den internationalen Beziehungen der
Völker bedeutet. Die zum erstenmal praktisch ver-
suchte Eindämmung des Krieges und die durch wirk-
same Kautelen vertraglich festgelegte Sicherung des
Weltfriedens ist ein Fortschritt, der füglich als ein
Wendepunkt in der völkerrechtlichen Entwicklung
betrachtet werden darf. Wir spüren den Durchbruch
eines höhern, ethischen Prinzips in der Menschheits-
geschichte.

Man bemängelt endlich die ungleiche Stellung der
Gliedstaaten im Völkerbund und die unzweifelhafte
Vorzugsstellung der Grossmächte und der im Rat ver-
tretenen Staaten. Das war schon in der Entstehungs-
geschichte des Völkerbundes deutlich erkennbar. Die
Friedenskonferenz war eine Versammlung der Sieger,
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und in dieser hatten die Hauptmächte das entschei-
dende Wort. So leicht sich das aus den realen Macht-
verhältnissen heraus erklären lässt, so wirkt es eben
doch unerfreulich, dass speziell die kleinen und neu-
tralen Staaten im Rat nicht ihrer Bedeutung nach
vertreten sind. Denn der Rat dominiert durchaus,
und die Versammlung, in welcher alle Staaten gleich-
massig vertreten sind, ist weiter nichts als das ge-
fügige Organ des Rates. Ich teile daher persönlich
auch die Ansicht der Botschaft keineswegs, es sei
nebensächlich, ob die Schweiz im Rat Sitz und Stimme
habe. Diese Bemerkung deckt sich entschieden nicht
mit dem durchaus legitimen Wunsche der Schweiz,
nicht bloss als Anhängsel, sondern als gleichberech-
tigtes und mitbestimmendes Glied dem Völkerbund
anzugehören.

Immerhin sind einige Momente ins Feld zu führen,
welche eine gewisse Abschwächung des sonst begrün-
deten Vorwurfs der ungleichen Stellung bewirken
dürften. Zu den wichtigern Aktionen bedarf es der
Einstimmigkeit des Rates. Jedes seiner Mitglieder
kann durch sein Veto die Aktion verhindern. Das
bietet eine gewisse Gewähr für die ändern Staaten und
bedeutet eine weitgehende Hemmung der Betätigung
des Rates, ^on grosser Wichtigkeit ist auch die andere
Vorschrift, dass der interessierte, im Rat sonst nicht
vertretene Staat zu allen seine besondern Interessen
berührenden Verhandlungen beigezogen werden muss
und dabei Sitz und Stimme erhält.

Auch nach ändern Richtungen lässt der Pakt vieles
zu wünschen übrig. Manche begründete Hoffnung
bleibt einstweilen unbefriedigt; mehrere der hier er-
wähnten Bestimmungen geben zu berechtigter Kritik
Anlass. Andere, hier übergangene B'edenken kommen
dazu. Allein entscheidend für die Frage des Eintrittes
kann diese Kritik am Pariser Pakt keineswegs sein.

Wer freilich die Idee eines Völkerbundes als solche
für eine leere Utopie hält, der nachzujagen zwecklos
sei, oder wer, vom entgegengesetzten Extrem aus,
sich eine übertriebene Vorstellung von dem Wesen
eines Völkerbundes, gewissermassen ein Idealbild
macht, hinter dem die Wirklichkeit dann natürlich
zurückbleibt, der kann schon auf Grund dieser all-
gemeinen Erwägungen zu dem Schlüsse gelangen,
dass es vernünftiger sei, fernzubleiben, oder zum
mindestens zwecklos wäre, für die Zugehörigkeit die
Opfer zu bringen, die man von den Beitretenden ver-
langt.

Umgekehrt erheischt aber eine nüchterne Ueber-
legung und praktische Einschätzung der vorhandenen
Realitäten ein anderes Urteil. Die vorhandenen
Mängel sind nicht so schwerwiegend, dass man nein
sagen müsste. Sie sind insbesondere nicht mit dem
Wesen und den Grundgedanken des Völkerbundes
an sich verknüpft. Vielmehr lassen sie sich auf dem
Wege der Revision beseitigen, und es darf nicht über-
sehen werden, dass wir erst am Anfang einer unüber-
sehbaren Entwicklungsreihe stehen. Die Zukunft
wird den grossen und hohen Gedanken des Völker-
bundes in allen seinen Teilen und nach allen Seiten hin
weiter ausbauen, und dieser Ausbau kann nur unter
dem Zeichen der wachsenden Gleichberechtigung der
Gliedstaaten und der zunehmenden Verdrängung des
Machtgedankens durch den Rechtsgedanken statt-
finden. Jede anders geartete Weiterentwicklung trüge
den Keim des Verfalles und der Auflösung in sich.

Die Verbrüderung der Völker zu einem den Frieden
und das Recht sichernden Völkerbund ist ein hohes
und schönes Ideal der Menschheitsentwicklung. Seine
Verwirklichung, auch wenn sie in einer vorläufig
noch mangelhaften Form erfolgt, ist eine Kulturtat
erster Ordnung. Wir stehen am Anfang einer wer-
denden internationalen Ordnung, deren Verbesserung
und Vervollkommnung eine der Hauptaufgaben der
nachfolgenden Geschlechter sein wird.

Zu einer derartigen Auffassung gehört freilich ein
gewisses Mass von Vertrauen in die Zukunft, Ver-
trauen auch in den Sieg der dem Völkerbund trotz
seiner heutigen Unzulänglichkeit innewohnenden hö-
heren Idee.

II. Die Schweiz und der Völkerbund.

Die kurze Prüfung einzelner Einwände gegen das
in Paris geschaffene Werk hat zu dem Resultate
geführt, dass die Mängel des Paktes an sich nicht hin-
reichen, um einen ablehnenden Entscheid zu begrün-
den.

Wir müssen uns nunmehr der viel wichtigeren,
zugleich aber auch viel schwierigeren Frage zuwenden,
welche Stellung die Schweiz im Völkerbund erhält,
was für Rechte und Pflichten sie zu übernehmen hat
und schliesslich, welche Rückwirkung der Beitritt
auf die Unabhängigkeit und die Neutralität unseres
Landes ausüben wird. Denn von der Beantwortung
dieser Fragen hängt der Endentscheid in der Haupt-
sache ab.

Zweifellos hat von allen Einwendungen gegen den
Beitritt der Schweiz zum Völkerbund keine auch nur
annähernd so tiefen Eindruck auf breite Schichten
des Volkes gemacht wie die oft gehörte Behauptung,
der Beitritt sei gleichbedeutend mit einer Minderung
unserer Unabhängigkeit und einem Verzicht auf den
bisher als unantastbar gehaltenen Grundsatz unserer
Neutralität.

Es ist daher notwendig, diese Behauptungen auf
ihren Wahrheitsgehalt zu prüfen.

Jeder Staatsvertrag schränkt die Unabhängigkeit
des einzelnen Staates in gewissem Umfange ein.
Denn an Stelle der aus der Souveränität geborenen
autonomen Norm tritt die vertragliche Bindung. Die
Einbusse ist indes nur eine scheinbare; sie hört auf
mit dem Austritt aus dem Vertragsverhältnis, und
die durch Staatsvertrag entstandene Rechtsnorm
ist gleichwohl, wenn auch rezipiert, auf die eigene
Staatshoheit zurückzuführen.

Auch der Völkerbundsvertrag enthält einzelne
Bindungen. Doch ist, wie bereits oben bemerkt, den
Gliedstaaten die weitest gehende Freiheit des Handelns
gelassen. Ein Eingriff in unsere Unabhängigkeit liegt
weder im Anschluss an den Völkerbund an sich, noch
in den einzelnen Bestimmungen des Paktes.

Man hat versucht, die heutige Situation der
Schweiz beim Eintritt in den Völkerbund mit den
französischen Bündnissen früherer Jahrhunderte oder
gar mit dem helvetisch-französischen Allianzver-
trage in eine gewisse Parallele zu stellen. Vollständig
zu Unrecht. Der Völkerbund hat universale Geltung;
die meisten Staaten, und vorab alle im Weltkrieg
neutralen, werden ihm angehören. Die "Macht der
Umstände wird gebieterisch verlangen, dass Deutsch-
land und Oesterreich ebenfalls beitreten. Das Ziel
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des Völkerbundes ist der Friede. Und endlich ver-
pflichtet uns der Völkerbundsvertrag weder zu mili-
tärischer Mitwirkung im Kriegsfalle, noch zu sonstigen
Leistungen, die als eine Verletzung der Unabhängig-
keit zu betrachten wäre. Die Einschränkung der
Rüstungen richtet sich zum allerwenigsten gegen uns.
Auch in der Zukunft wird die Schweiz ihr Volksheer
nur zur Aufrechterhaltung ihrer Selbständigkeit ver-
wenden. Dagegen wird der Völkerbund nichts ein-
wenden können. Die Verpflichtungen aus Art. 16
des Paktes werden bei der Behandlung der Neutrali-
tätsfrage eine eingehende Erörterung erfahren.

Der Vertrag ist auch kein ewiger. Sollte die Schweiz
es in irgend einem Zeitpunkte für geboten erachten,
wieder auszutreten, so kann sie das tun.

Eine Gefährdung der Unabhängigkeit ist also
durch den Beitritt nicht zu befürchten.

Etwas weniger einfach liegen die Dinge hinsicht-
lich der Aufrechterhaltung der Neutralität.

Die Neutralität ist Unbestrittenermassen das
Fundamentalprinzip unserer auswärtigen Politik. Aus
eigener Wahl und freier Entschliessung ist die Schweiz
im Laufe der Jahrhunderte zum Grundsatze der
immerwährenden -Neutralität gelangt. Und in diesem
festen Willen des Schweizervolkes zur Aufrechter-
haltung der Neutralität hat diese stets und bis heute
ihre Wurzel und ihren Grund gefunden. Die Neu-
tralität ist zur Staatsmaxime geworden, die für jeden
Schweizer sich von selbst versteht. Durch die Wiener
und Pariser Erklärungen vom 20. März und 20. No-
vember 1815 hat der Grundsatz der Neutralität und
Unverletzbarkeit der Schweiz die Gewährleistung der
damaligen Hauptmächte Europas gefunden. Die
Mächte anerkennen in der Urkunde vom 20. No-
vember 1815, « dass die Neutralität und Unverletz-
barkeit der Schweiz sowie ihre Unabhängigkeit von
jedem fremden Einfluss dem wahren Interesse aller
europäischen Staaten entsprechen ». Durch diese
Erklärungen ist die schweizerische Neutralität ver-
traglich zu einem Prinzip der europäischen inter-
nationalen Politik geworden.

Es bedarf daher keiner weitern Ausführung, dass
wir mit allen Mitteln darauf trachten müssen, den
Zustand und die Rechtsstellung der Neutralität un-
serem Lande zu erhalten. Nicht weil wir dazu ver-
traglich verpflichtet wären, sondern weil wir aus Jahr-
hunderte alter Erfahrung diesen Zustand als den für
unser kleines, friedliches Binnenland als den natur-
gemässen und in unserem Interesse liegenden er-
kannt haben. Aus eigener Entschliessung wollen wir
die Politik der Neutralität fortsetzen und einhalten,
welche wir mit der Freiheit und Unabhängigkeit von
unseren Vorfahren überkommen haben, und die uns
auch im abgelaufenen Weltkrieg vor dem Kriegs-
elend geschützt hat.

Nun erhebt sich die schwerwiegende Frage : Können
wir im Falle eines Beitrittes zum Völkerbund noch
neutral sein; ist die immerwährende Neutralität mit
dem Bunde vereinbar?

Das ist für einen grossen Teil des Schweizervolkes
die Hauptfrage. Sie ist ebenso wichtig wie ver-
wickelt.

Der Völkerbundsvertrag erwähnt unsere Neu-
tralität mit keinem Wort. Das ist sehr zu bedauern.
Denn, wenn er selbst unsere Neutralität anerkannt
hätte, so wäre man alsdann auch genötigt gewesen,
die Konsequenzen aus dieser Anerkennung zu ziehen.

Es hätte dann die Rückwirkung dieses Grundsatzes
auf die ganze Stellung der Schweiz im Vertrage
präzis festgestellt werden müssen, wodurch Pflichten,
kollisionen in allen Fällen vermieden worden wären-

Leider ist das nicht geschehen. Der Bundesrat
und seine Unterhändler haben jedoch alles getan,
was in ihrer Macht stand, wenigstens im Friedens-
vertrag die Anerkennung der Neutralität der Schweiz
zu erwirken. Das darf hier festgestellt und verdankt
werden. Es sind darüber lange Verhandlungen ge-
führt worden. Nachdem verschiedene andere Lösungen
erfolglos geblieben waren, ist es möglich gewesen,
im Zusammenhang mit der Savoyerfrage das ge-
wünschte Ziel zu erreichen. Ueber diese Savoyerfrage
haben wir uns hier nicht auszusprechen, obwohl ihre
sachlichen Berührungspunkte mit der Völkerbunds-
frage offensichtlich sind. Der Bundesrat wird dar-
über eine besondere Botschaft an die Räte richten,
von der zu erwarten ist, dass sie gleichzeitig mit
dieser zur Beratung gelangen wird. In diesem Zu-
sammenhang genügt die Feststellung, dass der Wunsch
Frankreichs, die Neutralisierungs Savoyens aufzu-
heben, den willkommenen Anlass bot, in Art. 435
des Friedensvertrages die Garantien des Pariser Pro-
tokolls vom 20. November 1815 zugunsten der Schweiz
durch alle Signatarstaaten des Friedensvertrages
neuerdings bestätigen zu lassen. Der Bestätigung ist
der Satz beigefügt, dass jene Verträge von 1815,
durch welche die immerwährende Neutralität der
Schweiz und die Unverletzlichkeit ihres Gebietes
anerkannt worden ist, Abmachungen zum Zwecke
der Aufrechterhaltung des Friedens bilden. Damit
ist gesagt, dass sie gemäss Art. 21 des Völkerbunds-
vertrages als mit diesem vereinbar gelten.

Daraus folgt, dass unsere immerwährende Neu-
tralität und die Unverletzlichkeit unseres Gebietes
vom Völkerbund auch weiterhin als zu Recht be-
stehend anerkannt worden ist.

Von diesem obersten Grundsatz ist auszugehen,
wenn die Stellung der Schweiz im Völkerbund und
die von ihr übernommenen Pflichten festgestellt
werden.

Wenn die Schweiz in den Völkerbund eintritt,
so wird sie darin also eine gewisse Ausnahme- und
Sonderstellung einnehmen. Sie wird nur diejenigen
Verpflichtungen zu erfüllen haben, welche mit ihrer
Neutralität vereinbar sind.

Welches sind die Verpflichtungen ? Es sind haupt-
sächlich vier Gesichtspunkte, von denen aus die Mög-
lichkeit einer Kollision unserer Neutralität mit Be-
stimmungen des Völkerbundsvertrages zu prüfen sein
wird. Wir wollen die einzelnen Fälle untersuchen.

1. An erster Stelle steht die Verpflichtung zur
Mitwirkung bei den militärischen und wirtschaft-
lichen Strafexekutionen nach Art. 16.

Wenn der Völkerbund die Durchführung der
Sanktionen dieses Artikels gegen einen Staat be-
schliesst, so besteht zwischen sämtlichen Gliedstaaten
des Völkerbundes und dem dritten Staat der Kriegs-
zustand. Das ist aber, soweit es die Schweiz betrifft,
mit dem Grundsatze der Neutralität unvereinbar.
Die Sonderstellung der Schweiz verlangt daher,
dass Art. 16 auf sie keine Anwendung finde.

Ganz klar ist das, soweit es sich um die militärische
Aktionen handelt. In dieser Hinsicht verpflichtet der
Pakt seine Mitglieder, zu der bewaffneten Macht des
Völkerbundes ein Kontingent zu stellen und den ver-
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bündeten Kontingenten den Durchzug durch das
eigene Gebiet zu gestatten und zu erleichtern. Bei
der ersteren dieser beiden Pflichten handelt es sich
nach dem Wortlaut des Art. 16 lediglich um eine
moralische Verpflichtung. Gerade weil hier der Pakt
keine Rechtspflicht statuiert hat, wurde, wie man be-
hauptet hat, zu mehrerer Sicherung das französisch-
engh'sch-amerikanische Defensivbündnis abgeschlos-
sen. Die Gestattung des Durchzuges dagegen stellt
unzweifelhaft eine Rechtspflicht dar.

Es bedarf keines Nachweises, dass die Erfüllung
dieser militärischen Pflichten einen Gliedstaat zum
Kriegsgegner des angreifenden Staates macht und
daher jede Neutralität ausschliesst.

Die Schweiz wäre bei Beobachtung dieser Ver-
pflichtungen in einer ganz besonders schwierigen Lage,
wei' sie, an der vorläufigen Ostgrenze des Völkerbund-
gebietes gelegen, unter Umständen den ersten An-
prall des Gegners und anderseits den Durchzug eines
grossen Teils des Bundesheeres auszuhalten hätte
und nur allzuleicht zum Kriegsschauplatz werden
könnte.

Es ist daher von der grössten Wichtigkeit, fest-
zustellen, dass die genannten Verpflichtungen die
Schweiz nicht treffen können. Die Vertreter des Bun-
desrates haben in der Kommission die formelle Er-
klärung abgegeben, dass von den massgebenden Per-
sönlichkeiten des Völkerbundes dieser Standpunkt
akzeptiert worden ist.

Wenn in dieser Hinsicht ein Zweifel daher nicht
bestehen kann, wenn also festgestellt ist, dass in
militärischer Hinsicht die Schweiz nicht Gefahr läuft,
mit dem Grundsatze der Neutralität in Kollision zu
kommen, so ist anderseits, in bezug auf .die Mitwirkung
bei den wirtschaftlichen Massregeln nach Art. 16,
die Stellung der Schweiz leider nicht so klar und präzis
geordnet, wie das zur. Vermeidung jeder Kollision
zu wünschen wäre.

Zwar ist auch hier durchaus von dem Satze aus-
zugehen, dass die Neutralität der Schweiz vom Völ-
kerbund anerkannt ist, und dass diese daher nur in-
soweit an den Aktionen des Völkerbundes beteiligt
ist, als es sich mit der Neutralität verträgt. Konse-
quentermassen findet formell also auch hier Art. 16
keine Anwendung.

Dagegen ist es klar, dass mangels einer präzisen
Bestimmung des Völkerbundsvertrages die Sonder-
stellung der Schweiz nicht so weit ausgedehnt werden
kann, urn jede, auch die moralische Pflicht zur Mit-
wirkung bei den wirtschaftlichen Massregeln abzu-
lehnen. Man ist daher darüber einig, dass diese
Pflicht gewissermassen in analoger Anwendung des
Art. 16 und im Rahmen der Neutralität erfüllt werden
muss.

Das geht nun ausserordentlich weit. Wir kennen
aus den Erfahrungen des Weltkrieges die ungeheure
Tragweite solcher Blockade- und Sperrvorschriften
und ihre höchst fatale Rückwirkung auf unsere wirt-
schaftliche und selbst politische Unabhängigkeit.
Nach Art. 16 gewännen sie jedoch in einem künftigen
Konfliktsfall noch ganz wesentlich an Ausdehnung und
Schärfe.

Nicht bloss jeder Verkehr mit dem gemassregelten
Staat ist ausgeschlossen, sondern auch alle kommer-
ziellen, finanziellen und selbst persönlichen Bezie-
hungen zu seinen Angehörigen sind verboten.

In dieser vollen Ausdehnung wären die gefor-
derten Massregeln offenbar neutralitätswidrig. Es
muss daher im einzelnen Fall ein Ausgleich getroffen
werden, welcher sowohl der Aufrechterhaltung der
Neutralität wie anderseits der Forderung der Soli-
darität und Bundestreue Rechnung trägt. Diese
beiden Gesichtspunkte miteinander in Einklang zu
bringen, wird sehr schwierig sein. Doch gibt es viel-
leicht Anhaltspunkte. In bezug auf die Durchfüh-
rung der wirtschaftlichen Sperre wird die Schweiz
ihre Solidarität mit dem Völkerbund in der Weise
zu bekunden haben, dass sie alles unterlässt, was
einem Einbruch in diese Sperre gleich käme. Und
umgekehrt wird sie in allen den Dingen freie Hand
behalten, die dem Zwecke der Sperre nicht zuwider-
laufen.

Von dem Mass der Zumutungen, die in dieser
Richtung an die Schweiz gestellt werden, wird es
abhängen, ob unsere neutrale Haltung mehr oder
weniger beeinflusst wird.

Kann dann überhaupt noch von Neutralität die
Rede sein?

Man findet in der Botschaft die Deduktion des
Bundesrates über die Bedeutung und Entwicklung
des Begriffs der Neutralität sowie über die Unter-
scheidung von Neutralität und neutraler Politik,
endlich auch die Theorie der differenziellen Neutrali-
tätspolitik. Aus diesen Untersuchungen wird der
Schluss gezogen, dass in gewöhnlichen Kriegen, welche
der Völkerbund gemäss Art. 15, AI. 7, und Art. 17,
AI. 3 und 4, toleriert, die volle Neutralität, wie bis-
her, weiter bestehe, dass jedoch bei Strafaktionen im
Sinne der Art. 16 und 17 zu unterscheiden sei zwi-
schen Neutraütät auf militärischem und wirtschaft-
lichem Gebiet. Zur militärischen Mitwirkung sei die
Schweiz nicht verpflichtet, wohl aber zu einem Teil
der Mitwirkung auf wirtschaftlichem Gebiet. Da
indessen die Neutralität ein rein militärisches Ver-
hältnis sei, so verstosse die Uebernahme der letzteren
und eine differenzielle Behandlung des Friedens-
brechers nicht gegen die Neutralität.

Auf Grund dieser Erwägungen kommt die Bot-
schaft zu dem Schlüsse, dass die Durchführung der
uns zugemuteten wirtschaftlichen Sanktionen kein
Hindernis bilde für den Beitritt zum Völkerbund.

Man mag sich zu diesen mit grossem Scharfsinn
vorgebrachten theoretischen Erörterungen, auf die
ich hier nicht näher eingehen will, stellen, wie man
will. Entscheidend sind sie für mich nicht; ich komme
aber von ändern Prämissen aus zum selben Schlüsse
wie die Botschaft.

Die Neutralität ist für uns in der Schweiz nicht
bloss ein von den Diplomaten angewandtes Mittel
der Politik oder ein theoretischer Schulbegriff, son-
dern eine aus unserer Geschichte und Erfahrung ab-
geleitete, in der Ueberzeugung des Volkes wurzelnde
Staatsmaxime. Gerade deshalb muss sie klar, ver-
ständlich und eindeutig sein. Es gibt, was übrigens
auch die Botschaft betont, nur einerlei Neutralität,
und das Nebeneinanderbestehen verschiedener Be-
griffe und Anwendungsformen könnte leicht Ver-
wirrung schaffen. Denn es kommt letzten Endes nicht
auf die theoretische Begriffsbestimmung, sondern
darauf an, ob die im Kriege stehenden Staaten die
Neutralität anerkennen. Neutralität besteht nur
insoweit, als sie Aussicht hat, von den Kriegführenden
respektiert zu werden.
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In dieser Hinsicht können uns nun aus der Teil-
nahme an den wirtschaftlichen Sanktionen sicherlich
Kollisionen und schwere Gefahren erwachsen. Es
wäre eine verhängnisvolle Selbsttäuschung, das zu
übersehen. Wenn wir gegen einen mit dem Völker-
bund im Konflikt stehenden Staat die allerwirksamsten
Kampfmittel der Hungerblockade und der Absperrung
vom Welthandel und Weltverkehr, einschliesslich des
Abbruches aller finanziellen, kommerziellen und per-
sönlichen Beziehungen zu seinen Angehörigen, in
Anwendung bringen müssten, so könnten wir bei
allem Willen unserseits, das noch als neutral zu halten
und die Neutralität zu wahren, dennoch in eine Lage
kommen, wo diese Neutralität nicht mehr respektiert
und wo die Konsequenzen hieraus gezogen würden.

Bei der völligen Unabgeklärtheit der Situation,
in welche die Schweiz bei Ausführung ihrer Bundes-
pflichten nach Art. 16 kommen kann, muss sie damit
rechnen, zu Handlungen oder zur Duldung von Hand-
lungen genötigt zu werden, welche der mit dem Völker-
bund un Konflikt stehende Staat nicht mehr als neu-
tral, ja sogar als eine Verletzung der Neutralität
betrachten könnte.

Diese Konsequenz ist für uns ausserordentlich
ernst und schmerzlich. Sie ist es um so mehr, so-
lange als nicht alle unsere Nachbarn Mitglieder des
Völkerbundes sind. Es liegen hierin Gefahren, welche
für die Existenz der Schweiz verhängnisvoll sein
können. Nur allzuleicht kann die Schweiz in den
Krieg hineingezogen und ihr Gebiet zum Kriegs-
schauplatz gemacht werden.

Es wäre nicht zu verantworten, diese Gefahren
auf sich zu nehmen, wenn sie sich durch die Ablehnung
des Beitrittes zum Völkerbund vermeiden Hessen.
Das ist jedoch nicht der Fall. Denn die Gefahren
werden — und das ist das für mich Entscheidende —
nicht erst durch unsern Beitritt zum Völkerbund
geschaffen. Ausserhalb des Völkerbundes wäre unsere
Unabhängigkeit, Sicherheit und Neutralität im Kon-
fliktsfalle keineswegs besser gewahrt, als wenn wir
Mitglied wären.

In den Kriegszeiten früherer Epochen unserer
Geschichte spielten die wirtschaftlichen Verhältnisse
bei weitem noch nicht die Rolle, welche sie im Welt-
krieg angenommen haben. Früher spielte sich bei
uns wie anderwärts der Produktions- und Konsu-
mationsprozess — schon wegen des Mangels an Ver-
kehrswegen — in örtlichen, höchstens nationalen
Kreisen ab. Wir waren in der Beschaffung der not-
wendigsten Nahrungsmittel wie auch im Absätze
der Produkte unserer Arbeitskräfte vom Ausland
viel unabhängiger als heute. Die Entwicklung zur
Weltwirtschaft hat unsere wirtschaftliche Unabhängig-
keit erschüttert. Das hat der Weltkrieg mit erschrek-
kender Deutlichkeit gezeigt. Wir haben die Möglich-
keit, uns selbst zu ernähren, verloren und trotz der
begrüssenswerten Steigerung der einheimischen Pro-
duktion noch nicht wieder gefunden. Anderseits ist
unsere Industrie auf die auswärtigen Absatzgebiete
angewiesen, und wenn uns diese gesperrt werden, so
stehen unsere Fabriken still, und ein erheblicher Teil
der nationalen Arbeitskraft liegt brach.

Die weltwirtschaftliche Entwicklung hat unsere
wirtschaftliche Unabhängigkeit und Neutralität —
wenn man von wirtschaftlicher Neutralität sprechen
will — tangiert und modifiziert. Und seitdem die
Kriegführung den militärischen Kampfmitteln die

.wirtschaftlichen der Blockade und der Absperrung des
Feindes vom Welthandel zugesellt hat, seit dieser
Zeit hat sich auch unsere wirtschaftliche Lage in
Kriegszeiten geändert. Wir haben es im Weltkrieg
gespürt. Die Handelsverträge wurden uns nicht ge-
halten, ebensowenig der völkerrechtlich bestandene
und in einem Haager Abkommen bestätigte Grund-
satz des freien Handels mit den ändern Neutralen.
Wir müssten uns noch schlimmeres gefallen lassen:
die schwarzen Listen, die Ueberwachung sozusagen
unserer ganzen Produktion durch ausländische Agen-
ten, die vom Ausland.verfügte Kontingentierung un-
seres Bedarfs, samt der S. S. S. und S. T. S.

Nach allen diesen Richtungen standen wir unter
fremdem Einfluss.

Diese Verhältnisse brachten uns mit Notwendigkeit
dazu, auch unserseits nicht mehr den strengen Mass-
stab gleicher Behandlung der verschiedenen aus-
ländischen Staaten anzuwenden. Wir müssten ge-
wisse Unterschiede [machen. Und wenn hierin eine
Beeinträchtigung des Grundsatzes der Neutralität er-
blickt werden wollte, dann wäre sie schonJm^Welt-
kriege dagewesen.

Das alles ist nicht die Folge des Völkerbundes,
sondern der Veränderung der internationalen wirt-
schaftlichen Lage. Es wird sich aber auch ufeinem
zukünftigen Konfliktsfalle nicht anders verhalten, ob
der Völkerbund besteht oder nicht und ob wir dessen
Mitglied sind oder "nicht/f Auf alle Fälle haben wir
mit einer erheblichen Zunahme der wirtschaftlichen
Einschränkungen zu rechnen, da die wirtschaftlichen
Kampfmittel im Weltkrieg sich als die geradezu aus-
schlaggebenden herausgestellt haben.

Auch wenn wir nicht Mitglied des Völkerbundes
sind, stehen wir einer neuen Situation gegenüber,
die sich mit der vor dem Weltkrieg bestandenen nicht
ohne weiteres vergleichen lässt. Auch ohne Völker-
bund sind wir nicht mehr in der Lage, wirtschaftlich
unsere Selbstbestimmung und Handlungsfreiheit voll
aufrechtzuerhalten.

Wenn wir nicht Mitglied des Völkerbundes sind,
so werden wir im Konfliktsfall zu den ganz genau
gleichen Einschränkungen unseres wirtschaftachen
Verkehrs im Inland wie nach aussen gezwungen, die
nach Art. 16 uns zugemutet werden. Denn der Völker-
bund will die Blockade wirksam haben und wird uns
zwingen, alle hierfür erforderlichen Massregeln zu
treffen, ob wir Mitglied sind oder nicht. Art. 16 weist
im Schlussatz des ersten Alineas ausdrücklich darauf
hin, dass der Völkerbund den Abruch aller wirtschaft-
lichen Beziehungen des gemassregelten Staates mit
allen übrigen Staaten erzwingen werde, ob sie Mit-
glieder des Völkerbundes sind oder nicht. Er wird uns
daher vor die Alternative stellen, die Blockade mit-
zumachen oder selbst mit blockiert zu werden. Letz-
teres würde uns bald genug dem Hunger und der
Unterwerfung auf Gnade und Ungnade ausliefern.

Man hat zwar gesagt, es wäre doch ein anderes,
ob wir unter dem Druck übermächtiger Verhältnisse
Handlungen vornehmen müssten, die als nicht neu-
tral zu betrachten wären, oder aber, ob wir jetzt frei-
willig dem Völkerbund beitreten und uns einer solchen
Gefahr aussetzen. Man glaubte sogar annehmen zu
dürfen, dass der Kriegsgegner des Völkerbundes
hierauf Rücksichtjnehmen würde. Eine derartige
Auffassung dürfte;jedoch kaum Bestand haben. In
so ernsten und schweren Momenten wie bei Kriegs-
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ausbruch ist die Selbsterhaltung und das eigene In-
teresse ausschlaggebend. Da spielt nur die Handlung
des Dritten eine Rolle und nicht das Motiv zu dieser
Handlung. Und oft genug bedarf es bloss eines Vor-
wandes, wofür auch der blosse Schein eines unneu-
tralen Vorgehens genügend wäre.

Es macht also in meinen Augen keinen Unterschied
aus, ob wir eine als unneutral gedeutete Handlung
später unter dem harten Zwang der momentanen
Lage und unter der Androhung einer Abschnürung
unserer Brotversorgung vornehmen, oder ob wir jetzt,
durch unsere ganze Situation gezwungen, uns vor
der Notwendigkeit beugen, mit dem Eintritt in den
Völkerbund auch diese schwere Konsequenz mit über-
nehmen zu müssen.

In beiden Fällen geben wir unsere Neutralität
nicht preis, wenn wir so handeln, wie der Zwang der
Umstände es uns auferlegt. Unsere Neutralität exi-
stiert nach wie vor im politischen Denken und in
der Gesinnung des Schweizervolkes und wird auch
in jenen ernsten Momenten nicht aufhören, der Leit-
stern seiner Politik zu sein, soweit die Not des Augen-
blicks und die Pflicht der Selbsterhaltung es gestattet.

Nicht die papierene, die verbriefte Neutralität
vermag uns in kritischen Momenten der Gefahr zu
schützen. Auch ohne jeden Grund kann ein über-
mächtiger Gegner uns überfallen und unsere Neu-
tralität missachten. Das Beispiel Belgiens ist uns
für alle Zukunft eine Warnung. Nur unsere eigene
Bereitschaft unt Bereitwilligkeit, die Neutralität und
Unabhängigkeit des Landes vor fremdem Einbruch
zu schützen, vermag unter Umständen einen kriegs-
lustigen Nachbar davon abzuhalten, uns anzugreifen
und zu den übrigen noch einen weitern Feind sich
auf den Hals zu laden.

Glücklicherweise dürfen wir mit Grund annehmen,
dass jene ernsten Momente, in welche uns die Teil-
nahme an den wirtschaftlichen Sanktionen unter Um-
ständen versetzen könnte, unserm Volk erspart blei-
ben. Denn es ist unverkennbar, dass Art. 16 eigent-
lich mehr zur Abschreckung zu dienen hat, als dass
er für den praktischen Fall berechnet wäre. Aktionen
im Sinne dieses Artikels werden wohl nie oder nur
in ganz seltenen Fällen vorkommen. Niemand wird
sich den ganzen Völkerbund zum Feind machen wollen.
Tritt.der Fall dennoch ein, so kann es nur dann sein,
wenn eine Gruppe oder Koalition von Staaten be-
steht, die sich dem Völkerbund gewachsen fühlen.
In einem solchen Fall aber wäre der Völkerbund
bereits praktisch gesprengt, und die Schweiz befände
sich so oder anders in der denkbar gefährlichsten
Lage.

Dieser Fall wird voraussichtlich nicht so bald
eintreten; er wird hoffentlich durch die friedliche
Entwicklung des Völkerbundes gänzlich verunmög-
licht werden, so dass die hinsichtlich des Art. 16
für die Schweiz unleugbar bestehenden Befürchtungen
von selbst gegenstandslos werden.

2. Die zweite Kollisionsmöglichkeit mit der Neu-
tralität liegt in Art. 7 des Pariser Paktes, welcher
Genf zum Sitz des Völkerbundes bestimmt.

Wir dürfen in dieser Wahl eine Ehrung Genfs,
des verdienstvollen Verkünders und Trägers der er-
habenen Idee des Roten Kreuzes, erblicken. Es liegt
darin auch eine Anerkennung und ein schätzenswerter
Beweis der Sympathie für das Schweizervolk. Sie gibt

unserm Lande eine bevorzugte Stellung im Völker-
bund, um die es von ändern Ländern beneidet wird.

Gleichwohl darf natürlich dieser Umstand den
Entscheid über den Beitritt in keiner Weise präju-
dizieren und uns nicht daran hindern, die mit der
Sitzfrage im Zusammenhang stehenden Nachteile
ebenfalls in Betracht zu ziehen.

Die Botschaft des Bundesrates bemerkt zwar, dass
wir wegen der Verlegung des Sitzes in die .Schweiz
keine besondern Pflichten übernehmen. Indessen
bedarf dieser Satz einer Einschränkung, wenn, wie
die Botschaft gleichfalls erwähnt, damit die Bewilli-
gung zur Errichtung einer funkentelegraphischen
Station des Völkerbundes auf unserm Boden und deren
Benützung im Kriegsfalle verknüpft ist.

Die Minderheit der Landesverteidigungskommis-
sion hat in ihrem Gutachten darauf hingewiesen,
dass der Völkerbund an seinem Sitze nicht bloss
über eine mächtige Funkenstation verfügen, sondern
im Kriegsfalle dort geradezu das Hauptquartier auf-
schlagen werde. Das- erstere widerspreche formell
dem Art. 3 des Haager Neutralitätsabkommens, und
beides werde zur Folge haben, dass Genf sofort zu
Beginn der Feindseligkeiten durch Flieger bombardiert
und dass die Schweiz dadurch überhaupt sofort in
den Krieg hineingezogen werden könne. Diese Be-
fürchtungen werden auch von der Mehrheit jener
Kommission unumwunden zugestanden. Zur Ver-
hütung der damit für die Schweiz verbundenen Gefahr
wird vorgeschlagen, Genf als Sitz des Völkerbundes
exterritorial zu erklären, eine Lösung, der man kei-
nenfalls zustimmen könnte, da sie die Gefahr kaum
beseitigen, dagegen in politischer Hinsicht neue
Schwierigkeiten schaffen würde. Es könnte dagegen
daran gedacht werden, dass durch Vereinbarung mit
dem Rat des Völkerbundes, unter Berufung auf die
Anerkennung der Neutralität der Schweiz, besondere
Vorkehren für den Kriegsfall getroffen würden.

Jedenfalls ist nicht zu verkennen; dass hier eben-
falls Gefahren für unser Land bestehen, sofern nicht
eine mit unserer Neutralität vereinbare Lösung ge-
funden werden sollte.

3. Höchst unerwünscht vom Standpunkte un-
serer Neutralität aus sind ferner die durch verschie-
dene Artikel des Friedensvertrages dem Völkerbund
zugeschiedenen Kompetenzen, an deren Geltend-
machung die Schweiz als Gliedstaat ebenfalls be-
teiligt wäre. Es handelt sich hier um die Uebertragung
des Vollzuges gewisser Partien des Friedensvertrages
an den Völkerbund, z. B. bezüglich des Saargebietes,
von Danzig, Deutschösterreich etc. Auf die betref-
fenden Artikel soll im einzelnen hier nicht näher ein-
getreten werden. Es lassen sich sehr leicht Fälle
denken, in welchen die Tätigkeit der Schweiz in der
Versammlung des Völkerbundes mit ihrer Neutrali-
tät in eine gewisse Kollision geriete.

4. Endlich birgt Art. 10 eine Anzahl Streitfragen
in sich, die auch für uns gewisse Befürchtungen oder
Bedenken wachrufen, auf die ich aber im einzelnen
nicht eintreten kann.

Nur die eine Bemerkung. Art. 10 gibt dem Rat
die Kompetenz, im Falle der Drohung oder Gefahr
dnes Angriffes auf einen Gliedstaat einzuschreiten.
Ich möchte nachdrücklich die Auffassung des Bundes-
rates unterstützen, dass ein solches Einschreiten zu
unsern Gunsten niemals ohne unser eigenes Verlangen
stattfinden darf.
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Die Frage, ob und in welcher Weise der Eintritt
in den Völkerbund die Aufrechterhaltung unserer
immerwährenden Neutralität beeinflusse, ist die Haupt-
frage. Von ihrer Beantwortung hängt, wie ich das
bereits gesagt habe, für einen grossen Teil des Schwei-
zervolkes der Endentscheid ab.

Wenn ich resümierend die hier vertretene Auf-
fassung in dieser Frage zusammenfasse, so ist vor
allem zu konstatieren, dass die Neutralität und Un-
verletzlichkeit unseres Gebietes anerkannt ist. Ich
habe es bemängelt, dass diese Anerkennung nicht im
Völkerbundsvertrag, sondern im Friedensvertrag er-
folgt ist. Anderseits bietet die getroffene Lösung
auch ihre Vorteile. Die Anerkennung der Neutrali-
tät ist unabhängig von dem Bestände des Völker-
bundes erfolgt; auch unabhängig von der Frage un-
seres Beitrittes. Sie ist ferner geschehen in der Form
der Bestätigung der Wiener Verträge. Daraus geht
hervor, dass auch im Falle des Austrittes oder spä-
terer Auflösung des Völkerbundes die letzteren be-
stehen bleiben und ihre Gültigkeit behalten.

Aus der Anerkennung der Neutralität folgt —
und das ist der fundamentale Punkt —, dass die
Schweiz beim Eintritt eine Sonderstellung einnimmt,
die es ihr gestattet, alle jene Bundesverpflichtungen
abzulehnen, die mit ihrer Neutralität nicht vereinbar
sind. Soweit die Sonderstellung nicht in Frage kommt,
hat sie die aus dem Vertrage sich ergebenden Ver-
bindlichkeiten als loyaler Bundesgenosse treu zu er-
füllen.

Leider ist die Sonderstellung nicht präzis geordnet.
Daher sind Kollisionsfälle zwischen dem Grundsatz
der Neutralität und den Bundespflichten denkbar.

Die Neutralität wird sich in den meisten Fällen
ohne grössere Schwierigkeiten, als sie heute schon
bestanden, behaupten und durchführen lassen. Da-
gegen muss man sich dessen bewusst sein, dass die
Schweiz bei Ausführung ihrer Bundespflichten, trotz
ihres Willens und Bestrebens, neutral zu bleiben,
unter Umständen in eine Lage versetzt werden kann,
welche von einem ausländischen Staat als nicht
mehr neutral angesehen wird. In einem solchen Falle

• können für sie daraus die ernstesten Konsequenzen
eintreten.

Die Befürchtungen lassen sich zum Teil vermeiden
durch loyale und wohlwollende Anwendung des Grund-
satzes unserer Neutralität auf die Gestaltung unserer
Stellung im Völkerbund und durch Uebereinkommen
mit dem Rat hinsichtlich einzelner aus der Mitwirkung
bei den wirtschaftlichen Sanktionen und aus der Ge-
stattung einer Funkenstation resultierender Ver-
pflichtungsmöglichkeiten.

Soweit sie nicht vermeidbar sind, sind sie unab-
hängig vom Eintritt in den Völkerbund, weil sie der
wirtschaftlichen Lage und Stellung der Schweiz ent-
stammen. Wir müssen also damit rechnen, ob wir
Mitglied werden oder nicht.

So schwerwiegend alle diese Bedenken auch sind,
so können sie daher doch nicht zu einer Ablehnung
des Beitrittes zum Völkerbund führen.

In bezug auf die schliessliche Gegenüberstellung
aller der für und gegen den Eintritt ins Feld geführten
Argumente will ich die sorgfältige Abwägung der
bundesrätlichen Botschaft nicht reproduzieren. Ich
beschränke mich auf folgende ganz kurzen Andeu-
tungen.

Der Völkerbund wird zur Tatsache werden. Mit
ihm haben wir uns abzufinden. Die Verhältnisse,
wie sie vor dem Weltkrieg bestanden haben, gehören
der Vergangenheit an. Eine neue politische Ordnung
der Welt ist im Werden. Die Erhaltung des Friedens
und die Erschaffung einer neuen, auf der Idee des
Rechtes, der Freiheit, Selbständigkeit und Selbst-
bestimmung "der grossen und kleinen Völker sich
aufbauenden internationalen Rechtsordnung wird
der im Völkerbund vereinigten Menschheit anvertraut
werden.

Heute schon ist der Völkerbund die Vereinigung
der zahlreichsten und mächtigsten Staaten der Welt.
Ihm werden voraussichtlich auch die übrigen Neu-
tralen angehören. In hoffentlich nur kurzer Zeit
wird auch unser nördlicher und östlicher Nachbar zu
seinen Mitgliedern zählen. Wir haben dieser Hoff-
nung in einem besonderen Lemma des Beschlusses-
entwurfes Ausdruck gegeben. Der Völkerbund ist
daher die universelle Zusammenfassung der politischen
Kräfte der Welt. Wer ihm fern bleibt, ist der völligen
Isolierung preisgegeben. Er ist ohne jeden Einfluss
auf die zukünftige Gestaltung der die Menschheit
bewegenden politischen Prinzipien und ohne tätigen
Anteil an den gemeinsamen Werken der Kultur. Es
lässt sich nicht bezweifeln, dass, wenn die Schweiz
der Einladung zum Beitritt keine Folge gäbe, sie
der Sympathie und des Vertrauens der Grossmächte
zum Teil verlustig ginge und dadurch gerade die-
jenige moralische und materielle Unterstützung ein-
büsste, die ihr in ruhigen und schweren Zeiten viel-
leicht wertvoll sein könnte.

Man ist darüber einig, dass der Völkerbund der
Schweiz in wirtschaftlicher Hinsicht nicht viel Posi-
tives bietet. Viel mehr als Hoffnungen sind es nach
keiner Richtung. Die Hauptbedeutung liegt mehr
negativ in der Verhütung aller der Gefahren und Uebel,
welche die Isolierung auch wirtschaftlich im Gefolge
hätte.

Treten wir nicht ein und zwingen uns später die
Verhältnisse doch zum Eintritt, so gehen wir der
Vorteile verlustig, die wir jetzt haben könnten. Wir
stünden alsdann in bezug auf die Aufnahmebedin-
gungen vor einem gänzlich Ungewissen, jedenfalls
vor einer Situation, die auf unsere Bedürfnisse und
Verhältnisse erheblich weniger Rücksicht nähme,
als dies jetzt geschieht.

Der Völkerbund ist aber nicht bloss die Verkör-
perung der politischen Macht, er ist auch der erste,
noch nicht in allen Teilen gelungene, aber gleichwohl
ernste Versuch, eine dauernde internationale Rechts-
ordnung zu begründen, den Krieg zu verhindern und
die Welt einer friedlichen Zukunft entgegenzuführen.
Man muss das Vertrauen haben, dass vieles jetzt noch
Unzulängliche mit der Zeit einem Bessern Platz
machen werde.

Darf die Schweiz sich von diesem Menschheits-
ideal des Friedens fernhalten in dem Augenblick,
wo der entsetzlichste und grausamste aller Kriege
Europa der Verarmung und dem Ruin nahegebracht
hat, wo es aus tausend Wunden blutet und wo nur
eine lange Zeit friedlicher Entwicklung wieder im-
stande sein wird, die gänzliche Vernichtung zu ver-
hindern !

Darüber sind wir uns wohl alle klar: die zu tref-
fende Entscheidung ist von ganz aussergewöhnlicher
Tragweite; sie rührt an die Wurzeln unserer Existenz.
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Wir stehen an einem Wendepunkt unseres Schick-
sals. Der Beitritt zum Völkerbund inauguriert eine
neue Epoche unserer Geschichte. Was uns den Ent-
schluss so furchtbar schwer macht, das ist das Un-
gewisse, vor dem wir stehen und das wir nicht zu
übersehen vermögen. Und anderseits das bestimmte
Gefühl, dass die Wahl, die das Schweizervolk zu
treffen hat, über seine Zukunft und über'die Wohl-
fahrt der nachfolgenden Geschlechter entscheiden
wird.

In einem solchen Augenblicke müssen wir Ver-
trauen haben, Vertrauen zunächst zu unserem Volk
und zu seinem guten Stern, der ihm schon in mancher
dunklen Stunde geleuchtet hat. Vertrauen aber auch
in das ewige Gesetz der Höherentwicklung der Mensch-
heit und der trotz allen Rückfällen fort- und aufwärts-
schreitenden Zivilisation. Wir müssen aber auch den
Mut aufbringen, das zu tun, was wir für das Vater-
land als notwendig erachten, ohne Furcht vor etwa
eintretenden unangenehmen Folgen.

Es ist mir und vielen ändern Mitgliedern der Kom-
mission nicht leicht geworden, zu einem Urteile zu
gelangen. Aber wenn wir alles erwägen, unsere Lage
nach aussen und im Innern, wenn wir gewissenhaft
das pro und contra abwägen, wenn wir an die Zu-
kunft unseres Landes denken, dann drängt sich uns
die Ueberzeugung auf, dass der Beitritt der Schweiz
zum Völkerbund eine Notwendigkeit ist.

M. de Meuron, rapporteur français de la majorité
de la commission:

I. Résumé historique. Les Préliminaires du Pacte de la
Société des nations.

L'idée d'assurer la paix du monde par l'organi-
sation d'une Société des nations n'est point nouvelle.
Elle a été étudiée et défendue, depuis plusieurs
siècles, par des écrivains, des hommes d'Etat, des
particuliers, des associations privées. L'un de nos
compatriotes les plus illustres, M. le professeur
Bluntschli, a attaché son nom, il y a un demi-siècle
déjà, à l'étude de la question et a formulé ses idées
personnelles à ce sujet dans une brochure parue en
1878, qu'il est très intéressant de relire en ce moment.

Bluntschli commence tout d'abord par recomman-
der la forme d'une confédération d'Etats :

« Pour résoudre le grand problème d'une organi-
sation constitutionnelle pour la communauté euro-
péenne, il est nécessaire de respecter avec soin l'in-
dépendance et la liberté des Etats alliés. L'Europe
ne peut pas plus supporter la forme de l'Etat fédératif,
type américain ou suisse, que la forme de l'empire
fédératif allemand sous l'hégémonie de la Prusse.
La forme d'une confédération d'Etats peut seule être
envisagée et cette combinaison sera d'autant plus
facilement réalisable qu'on cherchera à se rapprocher
le plus possible de l'organisation actuelle des Etats
et de leurs relations réciproques. »

Bluntschli propose de créer comme organes inter-
nationaux de l'Europe:

1° un Conseil fédéral européen, composé de re-
présentants de tous les gouvernements européens;

2° une Chambre européenne des représentants, ou
Sénat européen, qui représenterait les peuples à
côté du Conseil fédéral.

3° une Chancellerie fédérale avec un personnel
permanent.

Le jurisconsulte zurichois recommande de donner
au Conseil fédéral une résidence stable. « II faudrait,
ajoute-t-il, éviter le séjour des grandes villes et de
leurs salons politiques et choisir, si possible, des
villes intellectuelles en dehors des grandes capitales. »
Et parmi les villes suisses qui lui paraissent quali-
fiées, il cite Genève et Zurich.

Examinant, enfin, la question de l'exécution des
décisions européennes, Bluntschli s'exprime comme
suit:

« Pour les affaires d'administration et de justice,
l'exécution est faite par les Etats sur la notification
de la Chancellerie fédérale. C'est seulement dans une
catégorie de cas qui seront rares qu'il sera exception-
nellement nécessaire d'exercer une contrainte contre
un Etat. Dans ces cas, ni la Chancellerie fédérale,
ni le Conseil fédéral lui-même ne sont des organes
aptes à exercer cette contrainte, car le Conseil fédéral
n'a, lui aussi, ni les ressources financières, ni les
armées et les flottes à sa disposition. Pour ces cas,
il faut le concours des grandes puissances qui, elles,
possèdent la force nécessaire pour exercer une con-
trainte. Le collège des grandes puissances au sein du
Conseil fédéral entre alors en scène et garantit l'exé-
cution des mesures déclarées nécessaires et exécu-
toires par le Conseil fédéral.

Pour empêcher l'oppression d'un Etat par les
grandes puissances, il devrait être stipulé que seules
peuvent être exécutées, au besoin par la force, les
décisions approuvées par la Chambre à la majorité
des voix et par le Conseil fédéral à la majorité des
deux tiers, et qui ont en outre obtenu la majorité des
voix des grandes puissances au sein du Conseil fédéral.
Avec ces précautions, aucun Etat ne court le risque
de voir son individualité et sa liberté menacées à
la légère par l'action tyrannique ou ambitieuse de
quelque puissance.

La possibilité d'une guerre n'est pas entièrement
exclue par une organisation de ce genre, pas plus
qu'une organisation constitutionnelle quelconque ne
peut empêcher absolument une guerre civile. Mais
des garanties importantes sont fournies pour la so-
lution à la fois pacifique et équitable des contesta-
tions entre les peuples. Le sentiment qu'il faudra
résister à la volonté de l'Europe évitera le plus sou-
vent une exécution fédérale. »

Parmi les associations qui se sont spécialement
intéressées à la Société des nations, il convient de
citer en premier lieu l'Union Interparlementaire,
fondée à Paris en 1888, et qui, dès les premières années
de son existence, a voué une attention particulière à
la réalisation, par la voie parlementaire, des mesures
relatives à l'organisation juridique de la Société des
nations.

L'Union Interparlementaire s'est occupée notam-
ment du règlement pacifique des conflits internatio-
naux, de l'organisation de la Société des nations,
des problèmes de la neutralité, de la limitation des
armements. Toutes ces questions ont été étudiées
par l'Union. Ses travaux antérieurs à la guerre —
débats et résolutions des Conférences, procès-verbaux
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